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des Anhanges 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des BImS chG (Verordnung über geneh­
migungsbedürftige Anlagen —  4. BImS chV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 
(BGBl. I S . 1440), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355) geändert worden ist

betreffend der F lurstücke 5/81, 5/77, 5/65, 5/82, 5/78 und F lur 111, 2/75, 2/76 der F lur 33 der 
Gemarkung VR  33, „Kap-Horn-S traße 30, 28237 Bremen" /

die Genehmigung

auf dem S tandort in 28237 Bremen, „Kap-Horn-S traße 30", Gemarkung VR  33, F lur 33, 
F lurstücke 5/81, 5/77, 5/65, 5/82, 5/78 und F lur 111, F lurstücke 2/75, 2/76

zur

E rrichtung und zum Betrieb eines S ekundärrohstoffzentrums, genannt „R ohstoffwerk Weser", mit fol­
genden Anlagenteilen:

- E rsatzbrennstoffaufbereitung

- Altholzaufbereitung

- Vorbehandlung gemäß GewAbfV,

- S chrottvorbehandlung sowie

- S chrottlagerung

- Zwischenlagerung von Abfällen und

- Umschlag von Abfällen

sowie folgenden Nebeneinrichtungen:

Waagen sowie ein zugehöriges Pförtnerhaus
Gleisanlage
Kajenanlage
Büro- und S ozialgebäude
Niederschlagswasseraufbereitungsanlage
Parkplätze
Waschplatz und Betriebstankstelle
Abluftreinigungsanlage und 
S chadstoffcontainer.

1.2 Anordnung der sofortigen Vollziehung

Die sofortige Vollziehung des Bescheides wird angeordnet.

1.3 Genehmigte Tätigkeiten, K apazitäten, immissionsschutz- und abfallrechtliche E instufung

Die Anlagenteile werden den folgenden Ziffern des Anhanges 1 der 4. BImS chV  unter E inbeziehung 
der Anlagenteile zugeordnet und die Gesamtlagerkapazitäten bzw. die täglichen (d) und jährlichen 
(a) Durchsatzkapazitäten wie folgt genehmigt:
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Bezeichnung nach der 4. 
BImS chV

Nummer des 
Anhanges der
4. BImS chV

Genehmigte K apazi­
täten

Anlage
1000
R ohstoffwerk Weser

Anlagenteil
A100
E BS -Aufbereitungs- 
anlage

Anlagen zur sonstigen Be­
handlung von nicht ge­
fährlichen Abfällen, aus­
genommen Anlagen, die 
durch Nummern 8.1 bis 
8.10 erfasst werden, mit 
einer Durchsatzkapazität 
von nicht gefährlichen Ab­
fällen, soweit diese für die 
Verbrennung oder Mitver­
brennung vorbehandelt 
werden oder es sich um 
S chlacken oder Aschen 
handelt, von 50 Tonnen 
oder mehr je Tag

8.11.2.3 E G 150.000 Mg/a sowie
50 Mg oder mehr je 
Tag

Anlagenteil
A101
E BS -Aufbereitungs- 
anlage

Anlagenteil
A200
Vorbehandlungs­
aufbereitungsanlage 
nach GewAbfV

•

Anlagenteil
A201
Vorbehandlungs­
aufbereitungsanlage 
nach GewAbfV

Anlagen zur sonstigen Be­
handlung von gefährli­
chen Abfällen, ausgenom­
men Anlagen, die durch 
Nummern 8,1 bis 8.10 er­
fasst werden, mit einer 
Durchsatzkapazität von 
10 Tonnen oder mehr je 
Tag

8.11.1.1 E G 4.200 Mg/a sowie 10 
Mg oder mehr je Tag I

Anlagen zur sonstigen Be­
handlung von nicht ge­
fährlichen Abfällen, aus­
genommen Anlagen, die 
durch Nummern 8.1 bis 
8.10 erfasst werden, mit 
einer Durchsatzkapazität 
von nicht gefährlichen Ab­
fällen, soweit nicht durch 
die Nummer 8.11.2.3 er­
fasst, von 10 Tonnen oder 
mehr je Tag
Anlagen zur sonstigen Be­
handlung von gefährli­
chen Abfällen, ausgenom­
men Anlagen, die durch 
Nummern 8.1 bis 8.10 er­
fasst werden, mit einer 
Durchsatzkapazität von 
10 Tonnen oder mehr je 
Tag

8.11.2.4 V

8.11.1.1 E G

150.000 Mg/a sowie
10 Mg oder mehr je 
Tag

4.200 Mg/a sowie 10 
Mg oder mehr je Tag
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Anlagenteil
A300
Altholzaufbereitung

Anlagen zur sonstigen Be­
handlung von nicht ge­
fährlichen Abfällen, aus­
genommen Anlagen, die 
durch Nummern 8.1 bis 
8.10 erfasst werden, mit 
einer Durchsatzkapazität 
von nicht gefährlichen Ab­
fällen, soweit nicht durch 
die Nummer 8.11.2.3 er­
fasst, von 10 Tonnen oder 
mehr je Tag

8.11.2.4 V

8.11.2.3

Anlagenteil
A301
Altholzaufbereitung

Anlagenteil
A400
Vorbehandlung von
E isen- und Nicht­
eisenmetallen

Anlagenteil
A401
Vorbehandlung von
E isen- und Nicht­
eisenmetallen

Anlagenteil
A500
Lagerung von E i­
sen- und Nicht­
eisenmetallen

Anlagen zur sonstigen Be­
handlung von gefährli­
chen Abfällen, ausgenom­
men Anlagen, die durch 
Nummern 8.1 bis 8.10 er­
fasst werden, mit einer 
Durchsatzkapazität von 
gefährlichen Abfällen von 
10 Tonnen oder mehr je 
Tag
Anlagen zur sonstigen Be­
handlung von nicht ge­
fährlichen Abfällen, aus­
genommen Anlagen, die 
durch Nummern 8.1 bis 
8.10 erfasst werden, mit 
einer Durchsatzkapazität 
von nicht gefährlichen Ab­
fällen, soweit nicht durch 
die Nummer 8.11.2.3 er­
fasst, von 10 Tonnen oder 
mehr je Tag
Anlagen zur sonstigen Be­
handlung von gefährli­
chen Abfällen, ausgenom­
men Anlagen, die durch 
Nummern 8.1 bis 8.10 er­
fasst werden, mit einer 
Durchsatzkapazität von 
gefährlichen Abfällen von 
10 Tonnen oder mehr je 
Tag
Anlagen zur zeitweiligen 
Lagerung von Abfällen, 
auch soweit es sich um 
S chlämme handelt, aus­
genommen die zeitweilige 
Lagerung bis zum E in­
sammeln auf dem Ge­
lände der E ntstehung der 
Abfälle und Anlagen, die 
durch Nummer 8.14 er­
fasst werden bei einer Ge­
samtlagerfläche von

8.11.2.1 E G

8.11.2.4 V

8.11.2.1 E G

8.12.3.1 G

100.000 Mg/a sowie 
10 Mg oder mehr je 
Tag

oder 50 Mg oder 
mehr je Tag nicht ge­
fährliche Abfälle, so­
weit diese für die 
Verbrennung oder 
Müllverbrennung vor­
behandelt werden

15.000 Mg/a sowie
10 Mg oder mehr je 
Tag

100.000 Mg/a sowie 
10 Mg oder mehr je 
Tag

18.750 Mg/a sowie 
10 Mg oder mehr je 
Tag

4.000 Mg, wovon 
maximal 750 Mg ge­
fährliche Abfälle sein 
dürfen
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15.000 Quadratmetern 
oder mehr oder einer Ge­
samtlagerkapazität von
1.500 Tonnen oder mehr

Anlagenteil
A600
Zwischenlagerung 
von Abfällen

Anlagenteil
A 700
Zwischenlagerung 
von gefährlichen
Abfällen

Anlagenteil
A800
Umschlag von ge­
fährlichen Abfällen

Anlagen zur zeitweiligen 
Lagerung von nicht ge­
fährlichen Abfällen, auch 
soweit es sich um 
S chlämme handelt, aus­
genommen die zeitweilige 
Lagerung bis zum E in­
sammeln auf dem Ge­
lände der E ntstehung der 
Abfälle und Anlagen, die 
durch Nummer 8.14 er­
fasst werden bei nicht ge­
fährlichen Abfällen mit ei­
ner Gesamtlagerkapazität 
von 100 Tonnen oder 
mehr

Anlagen zur zeitweiligen 
Lagerung von Abfällen, 
auch soweit es sich um 
S chlämme handelt, aus­
genommen die zeitweilige 
Lagerung bis zum E in­
sammeln auf dem Ge­
lände der E ntstehung der 
Abfälle und Anlagen, die 
durch Nummer 8.14 er­
fasst werden bei gefährli­
chen Abfällen mit einer 
Gesamtlagerkapazität 
von mehr als 50 Tonnen 
oder mehr
Anlagen zum Umschla­
gen von gefährlichen Ab­
fällen, ausgenommen An­
lagen zum Umschlagen 
von E rdaushub oder von 
Gestein, da bei der Ge­
winnung oder Aufberei­
tung von Bodenschätzen 
anfällt, soweit nicht von 
Nummer 8.12 oder 8.14 
erfasst, mit einer Kapazi­
tät von 10 Tonnen oder 
mehr gefährlichen Abfäl­
len je Tag

8.12.2 V

8.12.1.1 EG

8.15.1 G

26.054 Mg

1.876 Mg

100.000 Mg/a sowie
10 Mg oder mehr je 
Tag
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Anlagenteil
A801
Umschlag von nicht 
gefährlichen Abfäl­
len

Anlagen zum Umschla­
gen von nicht gefährlichen 
Abfällen, ausgenommen 
Anlagen zum Umschla­
gen von E rdaushub oder 
von Gestein, da bei der 
Gewinnung oder Aufbe­
reitung von Bodenschät­
zen anfällt, soweit nicht 
von Nummer 8.12 oder 
8.14 erfasst, mit einer Ka­
pazität von 100 Tonnen 
oder mehr nicht gefährli­
chen Abfällen je Tag

8.15.3 V 100.000 Mg/a sowie
100 Mg oder mehr je 
Tag

Die Anlagenteile A100, A101, A200 und A201 dürfen insgesamt eine Gesamtdurchsatzkapazität von 
150.000 Mg/J ahr nicht überschreiten.

Die Anlagenteile A300 und A301 dürfen insgesamt eine Gesamtdurchsatzkapazität von 100.000 
Mg/J ahr nicht überschreiten.

Die Anlagenteile A400 und A401 dürfen insgesamt eine Gesamtdurchsatzkapazität von 100.000 
Mg/J ahr nicht überschreiten.

Die Anlagenteile A800 und A801 dürfen insgesamt eine Gesamtlagerkapazität von 100.000 Mg/J ahr 
nicht überschreiten.

1.4 Bezeichnung der Anlagenteile

Anla­
genteil 
1000

Bezeichnung

Anlage: R ohstoffwerk Weser

A100 E BS -Aufbereitungsanlage

A101 E BS -Aufbereitungsanlage

A200 Vorbehandlungsanlage nach Gewerbeabfallverordnung

A201 Vorbehandlungsanlage nach Gewerbeabfallverordnung

A300 Altholzaufbereitung

A301 Altholzaufbereitung

A400 Vorbehandlung von E isen- und Nichteisenmetallen

A401 Vorbehandlung von E isen- und Nichteisenmetallen

A500 Lagerung von E isen- und Nichteisenmetallen

A600 Zwischenlagerung von nicht gefährlichen Abfällen

A700 Zwischenlagerung von gefährlichen Abfällen

A800 Umschlag von gefährlichen Abfällen

A801 Umschlag von nicht gefährlichen Abfällen
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1.5 Abfallkatalog

E s dürfen folgende Abfallarten behandelt, gelagert oder umgeschlagen werden:

AW Bezeichnung

02 01 04

Zwi- 
schenla- 
ge- 
rung/Um- 
schlag

Be- 
hand­
lung  
Metalle

E BS - 
An­
lage

Vorbe­
handlungs­
anlage Ge- 
wAbfV

Altholz­
aufberei­
tung

02 01 07

K unststoffabfälle 
(ohne Verpackun­
gen) 
Abfälle aus der
Forstwirtschaft

x

x

x x

x x

02 01 10 Metallabfälle x x
03 01 01

03 01 04*‘

03 01 05

03 03 01

03 03 07

03 03 08

04 02 09

04 02 21

04 02 22

R inden- und Kor­
kabfälle
S ägemehl, 
S päne, Ab­
schnitte, Holz,
S panplatten und 
Furniere, die ge­
fährliche S toffe 
enthalten
S ägemehl, 
S päne, Ab­
schnitte, Holz, 
S panplatten und 
Furniere mit Aus­
nahme derjeni-1 
gen, die unter 03 
01 04 fallen
R inden- und 
Holzabfälle
mechanisch ab­
getrennte Abfälle 
aus der Auflö­
sung von Papier- 
und Pappabfällen 
Abfälle aus dem 
S ortieren von Pa­
pier und Pappe 
für das R ecycling 
Abfälle aus Ver­
bundmaterialien 
(imprägnierte 
Textilien, E lasto­
mer, Plastomer) 
Abfälle aus unbe­
handelten Textil­
fasern
Abfälle aus verar­
beiteten Textilfa­
sern

x x x

x x

•
x

x

X

X

X

X

X

X

X

X X

X X

X X

X

X

X

X
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AW

07 02 13
10 11 12

10 12 08

10 13 14

15 01 01

15 01 02

15 01 03

15 01 04

15 01 05

15 01 06

15 01 07

15 01 09

15 01 10*

15 02 02*

16 01 03
16 01 06

Bezeichnung

Kunststoffabfälle
Glasabfall mit
Ausnahme desje­
nigen, der unter 
10 11 11 fällt
Abfälle aus Kera- 
mikerzeunissen, 
Ziegeln, F liesen 
und S teinzeug 
nach dem Bren­
nen
Betonabfälle und 
Betonschlämme
Verpackungen 
aus Papier und 
Pappe
Verpackungen 
aus Kunststoff
Verpackungen 
aus Holz
Verpackungen 

aus Metall
Verbundverpa­
ckungen
gemischte Verpa­
ckungen
Verpackungen 
aus Glas
Verpackungen 
aus Textilien
Verpackungen, 
die R ückstände 
gefährlicher 
S toffe enthalten 
oder durch ge­
fährliche S toffe 
verunreinigt sind
Aufsaug- und F il­
termaterialien 
(einschließlich Ö l­
filter a. n. g.), 
Wischtücher und 
S chutzkleidung, 
die durch gefährli­
che S toffe verun­
reinigt sind 
Altreifen
Altfahrzeuge, die 
weder F lüssigkei­
ten noch andere

Zwi- 
schenla- 
ge- 
rung/Um- 
schlag
x
x

x

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

Be­
hand­
lung  
Metalle

E BS - 
An­
lage

x

x

x

X

X

X

X

X

X

X

X

Vorbe­
handlungs­
anlage Ge- 
wAbfV

x

x

x

X

X

X

X

X

X

Altholz­
aufberei­
tung

x

x
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AW Bezeichnung Zwi- 
schenla- 
ge- 
rung/Um- 
schlag

Be­
hand­
lung 
Metalle

E BS - 
An­
läge

Vorbe­
handlungs­
anlage Ge- 
wAbfV

Altholz­
aufberei­
tung

16 01 17
16 01 18
16 01 19
16 01 20
17 01 01
17 01 02
17 01 03

17 01 07

17 02 01
17 02 02
17 02 03
17 02 04*

17 03 01*

17 03 02

17 04 01

17 04 02
17 04 03
17 04 04
17 04 05
17 04 06
17 04 07

17 04 09*

gefährliche Be­
standteile enthal­
ten
E isenmetalle
Nichteisenmetalle
Kunststoffe
Glas
Beton
Ziegel
F liesen und Kera­
mik
Gemische aus 
Beton, Ziegeln, 
F liesen und Kera­
mik mit Aus­
nahme derjeni­
gen, die unter 17 
01 06 fallen
Holz
Glas
Kunststoff
Glas, Kunststoff 
und Holz, die ge­
fährliche S toffe 
enthalten oder 
durch gefährliche 
S toffe 
verunreinigt sind
kohlenteerhaltige 
Bitumengemische
Bitumengemische 
mit Ausnahme 
derjenigen, die 
unter 17 03 01 
fallen
Kupfer, Bronze, 
Messing
Aluminium
Blei
Zink
E isen und S tahl
Zinn
Gemischte Me­
talle
Metallabfälle, die 
durch gefährliche 
S toffe verunrei­
nigt sind

x
x
x
x
x
x
x

x

x
x
x
x

x

x

x

x
x
x
x
x
x

x

x
x

X

X

X

X

X

X

X

X X

X

X X 1

X

X

X

X

X X
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AW

17 04 11

17 09 04

19 01 12

19 02 04*

19 05 01

19 05 03

19 10 01

19 10 04

19 10 06

19 12 01
19 12 02
19 12 03
19 12 04

Bezeichnung

Kabel mit Aus­
nahme derjeni­
gen, die unter 17 
04 10 fallen
gemischte Bau- 
und Abbruchab­
fälle mit Aus­
nahme derjeni­
gen, die unter 17 
09 01, 17 09 02 
und 17 09 03 fal­
len
R ost- und Kessel­
aschen sowie
S chlacken mit
Ausnahme derje­
nigen, die unter 
19 01 11 fallen
vorgemischte Ab­
fälle, die wenigs­
tens einen ge­
fährlichen Abfall 
enthalten
nicht kompos­
tierte Fraktion von
S iedlungs- und 
ähnlichen Abfäl­
len
nicht spezifikati­
onsgerechter
Kompost
E isen- und S tahl­
abfälle
S chredderleicht­
fraktionen und 
S taub mit Aus­
nahme derjeni­
gen, die unter 19 
10 03 fallen
Andere Fraktio­
nen mit Aus­
nahme derjeni­
gen, die unter 19 
10 05 fallen
Papier und Pappe
E isenmetalle
Nichteisenmetalle
Kunststoff und 
Gummi

Zwi- 
schenla- 
ge- 
rung/Um- 
schlag 
x

Be­
hand­
lung  
Metalle

E BS - 
An­
lage

Vorbe­
handlungs ­
anlage Ge- 
wAbfV

Altholz­
aufberei­
tung

x

x

x

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X X

X

X

X

X X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X
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AW Bezeichnung Zwi- 
schenla- 
ge- 
rung/Um- 
schlag

Be- 
hand­
lung  
Metalle

E BS - 
An­
lage

Vorbe­
handlungs­
anlage Ge- 
wAbfV

Altholz­
aufberei­
tung

19 12 06*

19 12 07

19 12 08
19 12 09

19 12 10

19 12 11*

19 12 12

20 01 01
20 01 02
20 01 10
20  01 11
20 01 37*

20 01 38

20  01 39
20  01 40
20 02 02
20 03 01

20 03 03

Holz, das gefähr­
liche S toffe ent­
hält
Holz mit Aus­
nahme desjeni­
gen, das unter 19 
12 06 fällt
Textilien
Mineralien (z.B. 
S and, S teine) 
brennbare Abfälle
(Brennstoffe aus 
Abfällen)
sonstige Abfälle 
(einschließlich 
Materialmischun­
gen) aus der me­
chanischen Be­
handlung von Ab­
fällen, die gefähr­
liche S toffe ent­
halten
sonstige Abfälle 
(einschließlich 
Materialmischun­
gen) aus der me­
chanischen Be­
handlung von Ab­
fällen mit Aus­
nahme derjeni­
gen, die unter 19 
12 11 fallen
Papier und Pappe
Glas
Bekleidung
Textilien
Holz, das gefähr­
liche S toffe ent­
hält
Holz mit Aus­
nahme desjeni­
gen, das unter 20 
01 37 fällt
Kunststoffe
Metalle
Boden und S teine
gemischte S ied­
lungsabfälle
S traßenkehricht

x

x

x
x

x

x

x

x
x
x
x
x

x

x
x x

x

x
x

x

x x

x

x

x

x

x

x
X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

I

X

X

- Seite 14 von 74 -



Die S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft - Bescheid vom 18.05.2026

AW

20 03 07

Bezeichnung

S perrmüll

Zwi- 
schenla- 
ge- 
rung/Um- 
schlag  
x

Be­
hand­
lung  
Metalle

E BS - 
An­
lage

x

1.6 Ö ffnungs- und Betriebszeiten

Vorbe­
handlungs­
anlage Ge- 
wAbfV

x

Die Annahme- und Betriebszeiten der Anlage sind zugelassen von:

Montag bis S onntag von 00.00 Uhr bis 24.00 Uhr

1.7 Genehmigungsunterlagen

Altholz­
aufberei­
tung

x

Die in den Anlagen 1-8 aufgeführten und mit dem Dienstsiegel der S enatorin für Umwelt, Klima und 
Wissenschaft versehenen Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmigungsbescheides.
Das S ekundärrohstoffzentrum ist nach diesen Unterlagen zu errichten und zu betreiben:

1. Antrag vom 30.01.2024 in der Neufassung der E -Mail von Herrn 
Prost vom 08.05.2026 Anlage 1

2. Geprüfte Unterlagen des Fachbereichs Bauordnung (Kapitel 12 
des E liA-Formulars) mit Prüfvermerk Anlage 2

3. Durch den Ingenieur für Brandschutz geprüftes Brandschutzkon­
zept Anlage 3

4.1
Abschnitt Abwasser (Kapitel 10 des E liA-Formulars) mit Prüfver­
merk (Grüneintragungen) der hanseWasser Bremen GmbH vom 
12.02.2026 -

Anlage 4

5. E -Mail von Herrn Dr. Konzak vom 28.01.2026 (aktualis ierter Vor­
schlag der Berechnung der S icherheitsleistung) Anlage 5

6. Mitteilung über die E inleitung geringer Abwassermengen gemäß 
A 49 der Abwasserverordnung Anlage 6

1.8 Weitere Anlagen des Genehmigungsbescheides

1.

2.

Bestätigung der Dichtigkeit der E ntwässerungsleitungen, Az. 
1/299/1 . Anlage 7

R echnung der hanseWasser Bremen GmbH vom 18.02.2026 (Az. 
1/299/1), R echnungsnummer 6100209711

Die Anlagenbetreiberin trägt die Kosten des Verfahrens.

Anlage 8
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1.9 K onzentrationswirkung

Diese Genehmigung schließt gemäß §  13 BImS chG folgende behördliche E ntscheidungen ein:

-die Baugenehmigung nach §  64 der Bremische Landesbauordnung vom 29. Mai 2024 (Brem.GBl. 
2024, S . 270), zuletzt Berichtigung Brem.GBl. 2024, 381),

-die Abweichung von §  4 Abs. 1 Begrünungsortgesetz Bremen hinsichtlich der Begrünung von 
F lachdächern nach §  5 Begrünungsortgesetz  Bremen i.V.m. §  67 der Bremischen Landesbauord­
nung,

-die wasserrechtliche Befreiung gemäß § §  74,76 des Bremischen Wassergesetzes; die Befreiungen 
sind widerruflich, § §  74 Abs. 3, 76 Abs. 2 S . 4 Bremisches Wassergesetz

-die Ausnahme vom E rfordernis einer E ignungsfeststellung gern. §  41 Abs. 2 AwS V  für die Betriebs­
tankstelle und den Waschplatz,

- die wasserrechtliche Genehmigung für den Bau und Betrieb von Abwasseranlagen gem. §  48 Bre­
misches Wassergesetz i.V.m. §  60 WHG und,

- die E ntwässerungsbaugenehmigung gem. §  12a des E ntwässerungsortsgesetzes (E OG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2012 (Brem.GBl. S . 103), zuletzt geändert durch Ge­
schäftsverteilung des S enats vom 02. S eptember 2025 (Brem.GBl. S . 674), i.V.m. der E rlaubnis für 
die E inleitung nichthäusliches S chmutzwasser gem. §  8 E ntwässerungsortgesetz.

Hinweis:
Der Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen E ntscheidungen, die nach §  13 BImS chG nicht 
von dieser Genehmigung eingeschlossen werden. Der Bescheid ergeht 
unbeschadet der privaten R echte Dritter.

I

2. Allgemeine Inhalts- und Nebenbestimmungen sowie Hinweise

Für diese Genehmigung werden folgende allgemeine Nebenbestimmungen und Hinweise festge­
setzt:

2.1 Allgemeine Inhalts- und Nebenbestimmungen

2.1.1 Leistung einer S icherheit als aufschiebende Bedingung  für die Genehmigung der Inbe­
triebnahme des  Vorhabens

Vor Inbetriebnahme der Anlage ist der S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft der Freien 
Hansestadt Bremen (Land) eine S icherheitsleistung in Höhe von 3.924.664,68 E uro zu erbringen.

Die S icherheit ist

als schriftliche (§  766 BGB), unbefristete, unbedingte, unwiderrufliche und selbstschuldnerische 
Bürgschaft auf erstes Anfordern

- eines im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts

oder

- einer im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten Versicherung %

unter Verzicht auf die E inreden der
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• Vorausklage (§  771 i. V. m. §  239 Abs. 2 BGB),
• der Anfechtbarkeit (§  770 Abs. 1 BGB) und
• der Aufrechenbarkeit (§  770 Abs. 2 BGB) zu leisten

Der Bürge hat sich gegenüber der Freien Hansestadt Bremen (Land), vertreten durch die S enatorin 
für Umwelt, Klima und Wissenschaft, unwiderruflich zu verpflichten, den festgesetzten Betrag auf de­
ren erstes Anfordern zu zahlen.

Die Bürgschaftsurkunde ist bei der Freien Hansestadt Bremen (Land), vertreten durch die S enatorin 
für Umwelt, Klima und Wissenschaft, zu hinterlegen.

Die S icherheit gilt nur dann als erbracht, wenn die Genehmigungsbehörde das empfangene S iche­
rungsmittel gegenüber der Vorhabenträgerin oder einer von ihr bevollmächtigten Person schriftlich 
oder per E -Mail als geeignet anerkannt hat.

Die Festlegung der S icherheitsleistung erfolgt unter dem Vorbehalt der nachträglichen Ä nderung für 
den Fall,

- dass sich die tatsächlichen Verhältnisse auf dem Grundstück ändern,
- dass sich die R echtsgrundlagen ändern und / oder
- dass sich im R ahmen einer behördlichen Ü berprüfung Ä nderungsbedarf ergibt

2.1.2 Anzeigepflicht bei Betreiberwechsel

E in beabsichtigter Betreiberwechsel der o. g. Abfallentsorgungsanlage ist der S enatorin für Klima, 
Umwelt und Wissenschaft der Freien Hansestadt Bremen (Genehmigungsbehörde im R eferat 23 —  
Kreislauf- und Abfallwirtschaft -) vor Betriebsübergang schriftlich oder per E -Mail mitzuteilen.

2.1.3
Leistung einer S icherheit im Fall eines Betreiberwechsels  als aufschiebende Bedingung für 
den Ü bergang der Genehmigung  auf den neuen Anlagenbetreiber

im Fall eines Wechsels des Betreibers der Anlage hat der nachfolgende Anlagenbetreiber vor Be­
triebsübergang S icherheit in gleicher Höhe sowie gleicher Art und Weise und Höhe zu leisten. S o­
lange er die S icherheit nicht erbracht und die Höhe sowie die Art und Weise der S icherheitsleistung 
nicht schriftlich oder per E -Mail mit der Genehmigungsbehörde abgestimmt hat, darf er die Anlage 
nicht betreiben (aufschiebende Bedingung der Genehmigung für den Betrieb der Anlage durch den 
neuen Betreiber). Hat sich die Höhe der S icherheitsleistung durch spätere behördliche E ntscheidun­
gen gegenüber dem vorangegangenen Anlagenbetreiber geändert, ist dies auch gegenüber dem 
neuen Anlagenbetreiber verbindlich.

2.1.4 E rlöschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei J ahren nach Bestandskraft dieses Beschei­
des mit dem Betrieb der Anlage begonnen worden ist (vgl. §  18 Abs. 1 Nr. 1 BImS chG).

2.2 Allgemeine Hinweise

2.2.1 Hinweis auf §  18 Abs. 1 Nr. 2 BImS chG

Die Genehmigung erlischt, wenn eine Anlage während eines Zeitraums von mehr als drei J ahren 
nicht mehr betrieben worden ist (§  18 Abs. 1 Nr. 2 BImS chG). Die Genehmigungsbehörde kann 
diese Frist auf Antrag aus wichtigem Grund verlängern, wenn hierdurch der Zweck des Gesetzes 
nicht gefährdet wird (§  18 Abs. 3 BImS chG).
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2.2.2 Hinweis auf §  18 Abs. 2 BImS chG

Die Genehmigung  erlischt ferner, soweit das Genehmigungserfordernis  aufgehoben wird (§  18 Abs.
2 BImS chG).

2.2.3 Hinweis auf Anzeigepflicht bei beabsichtigter S tilllegung des Betriebes

Beabsichtigt der Betreiber, den Betrieb einer genehmigungsbedürftigen Anlage einzustellen, so hat 
er dies unter Angabe des Zeitpunktes der E instellung der zuständigen Behörde unverzüglich anzu­
zeigen. Der Anzeige sind Unterlagen über die vom Betreiber vorgesehenen Maßnahmen zur E rfül­
lung der sich aus §  5 Abs. 3 und 4 BImS chG ergebenden Pflichten beizufügen (vgl. §  15 Abs. 3 
S ätze 1 und 2 BImS chG).

2.2.4 Hinweis des E ndes der Gestattungswirkung der zwei Bescheide gemäß §  8a BImS chG

Die Zulassungen des vorzeitigen Beginns vom.18.07.2025 und 25.09.2025 nach §  8a Abs. 1 BIm­
S chG werden durch diese Genehmigung ersetzt. Die in den Zulassungen aufgeführten Nebenbe­
stimmungen werden —  soweit erforderlich —  in dieser Genehmigung übernommen.

3. Besondere Nebenbestimmungen und Hinweise der beteiligten Fachbehörden

Folgende besondere Nebenbestimmungen und Hinweise werden für diese Genehmigung festge­
setzt:

3.1
Inhalts- und Nebenbestimmungen des R eferates 23 —  K reis lauf- und Abfallwirtschaft —  Ab­
schnitt 230 —  Abfallüberwachung - der S enatorin für Umwelt, K lima und Wissenschaft der 
Freien Hansestadt Bremen

1

3.1.1 Abfallrechtliche Auflagen

3.1.1.1 Abfallannahme:

1. Die Annahme von Abfällen ist nur bei ausreichend vorhandenen freien Lager- und Behand­
lungsmöglichkeiten zulässig.

2. Bei Anlieferung der Abfälle in die dafür zugelassene Anlage ist eine E ingangskontrolle durch­
zuführen. Die E ingangskontrolle muss mindestens folgende Teilschritte enthalten:

a) Mengenermittlung in Gewichtseinheiten,

b) Ü berprüfung der Abfallart einschließlich Abfallschlüssel mit den Angaben des Abfallerzeu­
gers,

c) Durchführung von S ichtkontrollen,

d) Feststellung eventuell vorhandener S törstoffe bzw. nicht zugelassener Abfälle. Diese sind 
zu separieren und gesondert zu entsorgen.

3. E rgibt die E ingangskontrolle, dass eine Abfallcharge z.B. organoleptisch nicht den Angaben 
des Abfallerzeugers  entspricht, sich Anzeichen von S elbsterhitzung oder anderen unmittelba­
ren Gefahren zeigen und sie deshalb nicht angenommen werden kann, so ist die Charge si­
cherzustellen. Dabei ist darauf zu achten, dass die S icherstellung in geschlossenen oder mit 
flüssigkeitsdichter Folie abgedeckten Containern, getrennt von anderen Abfällen, auf der für 
die S icherstellung zugelassenen F läche erfolgt. Die S icherstellung ist umgehend der Abfallü­
berwachung Bremen anzuzeigen. Die weitere E ntsorgung des sichergestellten Abfalls ist mit
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der Abfallüberwachung abzustimmen. Der S icherstellungsvorgang ist im Betriebstagebuch zu 
dokumentieren.

3.1.1.2 Betrieb

4. Bei wesentlichen Betriebsstörungen und daraus resultierendem längerfristigen Ausfall des 
betroffenen Anlagenteils ist die Annahme der Abfälle für den betroffenen Anlagenteil zu stop­

. pen. Die Abfallüberwachung Bremen ist unverzüglich zu informieren.

5. Vor dem Vermischen und Vermengen von gefährlichen Abfällen ist anhand derer E igenschaf­
ten zu prüfen, ob diese miteinander verträglich sind, sodass potenziell gefährliche, chemi­
sche R eaktionen auf das Möglichste ausgeschlossen werden. Die Verträglichkeitstests sind 
risikobasiert und berücksichtigen beispielsweise die gefährlichen E igenschaften der Abfälle, 
die von ihnen ausgehenden R isiken in Bezug auf Anlagensicherheit, Arbeitssicherheit und 
Umweltauswirkungen.

3.1.1.3 Ausgangskontrolle

6. Ausgangskontrolle: Die in der Anlage behandelten und ggf. anschließend zwischengelager­
ten Abfälle sind vor deren Auslieferung zu einer Verwertungsanlage entsprechend deren An­
nahmebedingungen zu kontrollieren und freizugeben. Das E rgebnis der Ausgangskontrolle 
ist im Betriebstagebuch zu dokumentieren.

3.1.1.4 Dokumentation

7. Als Nachweis eines ordnungsgemäßen Betriebes ist ein Betriebstagebuch pro Anlagenteil 
(hier: S chrottumschlag von E isen- und Nichteisenmetallen inklusive Vorbehandlung, Vorbe­
handlungsanlage für Gewerbeabfälle, E rsatzbrennstoff-Aufbereitungsanlage, Altholzaufberei­
tungsanlage, Abfallzwischenlager) zu führen.

8. Als Auszug aus dem R egister sind die Mengen der angenommenen und der abgegebenen 
Abfälle sowie der aktuelle Lagerbestand unter Verwendung der zugeordneten Abfallschlüs­
selnummern getrennt aufzuführen und einschließlich der S törstoffe der Abfallüberwachung 
Bremen, spätestens zum 15. Kalendertag eines jeden Monats, elektronisch zu übermitteln.

9. Die angenommenen Monochargen im Input der Gewerbeabfallvorbehandlung sind nicht bei 
den S ortier- und R ecycling-Quoten einzurechnen

3.1.2 Abfallrechtliche Hinweise

Auf die E inhaltung der Anforderungen aus folgenden untergesetzlichen R egelwerken zum KrWG 
wird besonders hingewiesen. Die jeweils zuletzt geänderte Fassung ist zu beachten:

• Abfallverzeichnis-Verordnung vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S . 3379)

• Nachweisverordnung vom 20. November 2006 (BGBL. I S . 2298)

• E ntsorgungsfachbetriebeverordnung vom 2. Dezember 2016 (BGBl I S . 2770)

• PCB/PCT-Abfallverordnung vom 26. J uni 2000 (BGBl. 932)

• POP-Abfall-Ü berwachungs-Verordnung vom 17. J uli 2017 (BGBl. I S . 2644)

• E rsatzbaustoffverordnung vom 9. J uli 2021 (BGBl. I S . 2598)

• Abfallbeauftragtenverordnung vom 2. Dezember 2016 (BGBl. I S . 2789)

• Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 (BGBl. I S . 896)

/
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3.2
Auflagen und Hinweise der Wasserbehörde der S enatorin für Umwelt, K lima und Wissen­
schaft der Freien Hansestadt Bremen

3.2.1 R eferat 33 - Qualitative Wasserwirtschaft

3.2.1.1 Inhalts- und Nebenbestimmungen

3.2.1.1.1
Mit dem Niederschlagswasser darf kein durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen E igenschaften verändertes Wasser (S chmutzwasser) in die Gewässer 
eingeleitet werden.

3.2.1.1.2
Der Niederschlagswasserabfluss  der Verkehrs-, Hof- und Umschlagsflächen sowie der angeschlos­
senen Dachflächen ist vor der E inleitung in das Gewässer durch eine S edimentationsanlage zu be­
handeln, dass absetzbare und aufschwimmbare S toffe, wie Leichtflüssigkeiten, zurückgehalten wer­
den.

3.2.1.1.3
Das abfließende Niederschlagswasser i.S .d. Ziffer 3.2.1.1.2 ist so zu behandeln, dass am Ablauf der 
S edimentationsanlage in der wasserrechtlichen E rlaubnis festgelegte Ü berwachungswerte einzuhal­
ten sind.

3.2.1.1.4
E s ist quartalsweise durch ein qualifiziertes Labor eine E igenüberwachung der unter Ziffer 3.2.1.1.3 
genannten Parameter vorzunehmen. Die Probenahmestelle ist nach der Behandlungsanlage und 
vor der E inleitung in das Gewässer vorzusehen. Die E rgebnisse der E igenüberwachung sind der 
Wasserbehörde jeweils unverzüglich und unaufgefordert vorzulegen (NS W@umwelt.bremen.de).

1

3.2.1.1.5
Die Probenahme und Analytik kann in Absprache mit der Wasserbehörde ausgesetzt oder reduziert 
werden, wenn die Analysen ergeben, dass von den Abfällen keine Umweltgefährdungen ausgehen. 
Der Parameterumfang und Häufigkeit können nach einem J ahr neu betrachtet und beurteilt werden.

3.2.1.1.6
Die Mengen und Arten der zulässigen Abfälle sind durch den vorliegenden Bescheid zugelassen 
und Grundlage dieser E rlaubnis.

3.2.1.1.7
Die Lagerung sämtlicher Abfälle und verarbeiteter E rsatzbrennstoffe (E BS ) im Außenbereich darf 
nicht zu Niederschlagswasserabflüssen führen, die in der Folge durch die S edimentationsanlage 
nicht oder unzureichend behandelt werden können und somit zu einem E intrag in das Gewässer 
führen. Im Außenbereich sind daher sämtliche Input- und Output-Fraktionen von E rsatzbrennstoffen 
sowie flugfähiges  Material (darunter auch z.B. S ägemehl oder S päne) foliert zu lagern und umzu­
schlagen. S ämtlicher gefährlicher Abfall (darunter z.B. auch Altholz der K ategorie IV  gemäß Altholz­
verordnung) ist im Außenbereich in geschlossenen, flüssigkeitsdichten Behältern zu lagern.

3.2.1.1.9
Die F lächen „S chrottlagerplatz" und „Fahrzeugwaschbereich mit E igenbedarfstankstelle" sind an die 
S chmutzwasserkanalisation anzuschließen.
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3.2.1.2 Auflagen

3.2.1.2.1
Vor der E inleitung in die Weser ist ein Probenahmeschacht auf dem Anlagengrundstück nach der 
Abwasserbehandlung einzubauen oder es ist eine gleichwertige Vorrichtung zur Probenahme vorzu­
sehen. Die Probenahmestelle muss für die wasserbehördliche Ü berwachung jederzeit zugänglich 
sein.

3.2.1.2.2
E ine Unterbrechung der E inleitung in die Weser (Absperrvorrichtung) muss jederzeit möglich sein, 
insbesondere um das E inleiten von wassergefährdenden S toffen in das Gewässer bei einem Hava­
riefall zu verhindern. E benso ist entsprechendes Bindemittel vorrätig zu halten.

3.2.1.2.3 .
E s ist durch bauliche Maßnahmen (wie beispielsweise einem Hochbord) sicherzustellen, dass anfal­
lendes Niederschlagswasser nicht in den angrenzenden Vorfluter eingeleitet wird. Niederschlags­
wasser muss auf dem Grundstück gefasst und den Grundstücksentwässerungsanlagen zugeführt 
werden.

3.2.1.2.4
Zum R ückhalt und der Fassung von anfallendem Löschwasser ist eine Löschwasseraufkantung vor­
zusehen, um dieses dem Löschwasserrückhaltebauwerk (Nutzvolumen 400 m3) zuführen zu können. 
Im Brandfall erfolgt automatisch eine Absperrung der R egenwasserbehandlungsanlage und eine Zu­
leitung zum Löschwasserrückhaltespeicher über Umlenkschächte. Die S peicherung des Löschwas­
sers erfolgt bis zur Probeentnahme und Analyse; die E ntsorgung bedarf der Abstimmung.

3.2.1.2.5
Um einen E intrag von verschmutztem Niederschlagswasser in das Grundwasser zu unterbinden, 
sind sämtliche Oberflächen der zu entwässernden Verkehrs- und Hofflächen in der Art herzustellen 
und zu erhalten, dass anfallendes Niederschlagswasser nicht versickern kann, sondern den Grund­
stücksentwässerungsanlagen zugeführt wird.

3.2.1.2.6
Beim Umschlagen ist eine S icherung zwischen Kajenkante und S chiff sicherzustellen, damit ein E in­
trag von Material in das Gewässer unterbunden wird.

3.2.1.2.7
Der E intrag von Abfällen und Materialien - insbesondere auch durch Verwehungen leichter und/oder 
aufschwimmbarer S toffe - in die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie in angrenzende Oberflä­
chengewässer ist zu verhindern.

3.2.1.2.8
E s ist eine S edimentationsanlage (gewählte Anlage Hydroshark DN3000 oder gleichwertig) als Ab­
setzanlage im Dauerstau und mit einer Vorrichtung zur R ückhaltung von Leichtflüssigkeiten zu be­
treiben. Die Angaben und Anweisungen des Herstellers sind zu berücksichtigen.

3.2.1.2.9
Die S edimentationsanlagen sind regelmäßig zu kontrollieren und im R ahmen der Unterhaltung be­
darfsgerecht zu entschlammen. Gegebenenfalls angefallene Leichtflüssigkeiten (z. B. nach Unfällen) 
sind unverzüglich zu entfernen und einer ordnungsgemäßen E ntsorgung zuzuführen. E ine E nt­
schlammung ist spätestens dann vorzunehmen, wenn der S chlammanteil das vom Hersteller ange­
gebene maximale S chlammvolumen erreicht hat.

3.2.1.2.10
Ü ber die S edimentationsanlage ist ein Betriebsbuch zu führen. Hierin sind die durchgeführten Kon­
trollen mit Angabe der ermittelten S chlammhöhen, festgestellte Auffälligkeiten und durchgeführte
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E ntsorgungen inklusive Abfuhrbelege zu dokumentieren. S törungen im Betrieb sind mit Datum, 
Dauer und Ursache festzuhalten. Das Betriebsbuch ist aufzubewahren und der Wasserbehörde ein­
mal pro J ahr in Kopie zum 31. März vorzulegen (NS W@ umwelt.bremen.de).
3.2.1.2.11
S ämtliche S chachtabdeckungen, E inläufe und weitere entwässerungstechnische bauliche Anlagen 
müssen jederzeit frei zugänglich sein und sind so zu unterhalten, dass sie sich zu jeder Zeit in einem 
ordnungsgemäßen Zustand befinden.

3.2.1.2.12.
Um eine Verschmutzung des Niederschlagwassers weitgehend zu vermeiden, sind die zu entwäs­
sernden Verkehrs- und Hofflächen sowie E inläufe sauber zu halten. Insbesondere vor dem Hinter­
grund kleiner Feststofffraktionen, wie z.B. schwimmbare Holzanteile.

3.2.1.2.13
S chlamm und alle anderen S toffe, die bei der R einigung der zu entwässernden Verkehrs- und Hof­
flächen sowie E inläufe und bei der Behandlung des Niederschlagswassers anfallen, dürfen dem Ge­
wässer nicht zugeführt werden; sie sind ordnungsgemäß zu verwerten bzw. zu entsorgen.

3.2.1.2.14
Die F lächen „S chrottlagerplatz" und „Fahrzeugwaschbereich mit E igenbedarfstankstelle" sind ein­
deutig zu kennzeichnen. Dafür sind sowohl Beschilderungen als auch dauerhafte Bodenmarkierun­
gen vorzusehen.

3.2.1.2.15
E ine Lagerung von Metallen im Außenbereich ist ausschließlich auf der dafür vorgesehenen F läche 
„S chrottlagerplatz" zulässig. 1

3.2.1.2.16
Innerhalb von 14 Tagen nach Beendigung der Bauarbeiten ist bei der Wasserbehörde (E -Mail an 
wasserwirtschaft@ umwelt.bremen.de) schriftlich ein Abnahmetermin zu beantragen.

3.2.1.2.17 -
Für die E ntwässerungsleitungen ist die Wasserdichtheit nachzuweisen, deren Durchführung gemäß 
entsprechenden technischen R egelwerken (DIN E N 1610 bzw. DIN 1986, Teil 30) hat durch eine 
fachkundige Person zu erfolgen.

3.2.1.3 Hinweise

3.2.1.3.1
Zum S chutz vor Folgen von S tarkregen für die E ntwässerung des Oberflächenwassers von Grund­
stücken mit mehr als 800 m2 abflusswirksamer F läche wird ein Ü berflutungsnachweis nach DIN 
1986-100 empfohlen.

3.2.1.3.2
S ofern Niederschlagswasser von unbeschichteten Dachflächen aus Kupfer, Zink, Blei und anderen 
Buntmetallen mit einer F läche von insgesamt mehr als 50 m2 eingeleitet werden soll, ist dieses einer 
Vorbehandlung zu unterziehen. Hierfür ist ein entsprechender Antrag bei der Wasserbehörde zu 
stellen. .

3.2.1.3.3
Die E rlaubnis steht gemäß §  13 WHG unter dem Vorbehalt, dass nachträglich a) zusätzliche Anfor­
derungen an die Beschaffenheit einzuleitender S toffe gestellt, b) weitere Maßnahmen für die Be­
obachtung der Wasserbenutzung und ihrer Folgen angeordnet werden können
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3.2.1.3.4
Besteht die Gefahr, dass wassergefährdende S toffe in das E ntwässerungssystem gelangen, hat die 
E rlaubnisinhaberin dafür S orge zu tragen, dass ein Abfluss dieser S toffe verhindert wird.

3.2.1.3.5
Gelangen wassergefährdende S toffe in das E ntwässerungssystem, hat die E rlaubnisinhaberin un­
verzüglich dafür zu sorgen, dass die E ntwässerung unterbrochen wird. Die E ntwässerung darf erst 
wieder fortgesetzt werden, wenn die wassergefährdenden S toffe ordnungsgemäß entfernt worden 
sind.

. 3.2.1.3.6
S ind trotz aller Vorkehrungen wassergefährdende S toffe in das Gewässer oder in den Untergrund 
gelangt, so ist dieses der Wasserbehörde, Bereich Gewässerschutz (Tel.: 0152-09 09 3066), oder 
der nächsten Polizeidienststelle unverzüglich anzuzeigen.

3.2.1.3.7
Gemäß §  62 Abs. 1 WHG müssen Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Herstellen und Behandeln was­
sergefährdende S toffe sowie Anlagen zur Verwendung wassergefährdende S toffe im Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft so beschaffen sein und so aufgebaut, aufgestellt, unterhalten und betrieben 
werden, dass eine Verunreinigung der Gewässer oder eine sonstige nachteilige Veränderung ihrer 
E igenschaften nicht zu besorgen ist.

3.2.1.3.8
Die Wasserbehörde behält sich vor das in das Gewässer eingeleitete Niederschlagswasser unregel­
mäßig zu untersuchen mit dem Ziel der Feststellung, ob sich die Gewässerbenutzung unbedenklich 
ist. Die Probennahmen und Untersuchungen werden von der Wasserbehörde auf Kosten der E rlaub­
nisinhaberin veranlasst.

3.2.1.3.9
Die E rlaubnis ersetzt nicht die ggf. nach anderen R echtsvorschriften erforderlichen Verwaltungsakte.

3.2.1.3.10
Die Unterhaltung der zur Inanspruchnahme der E rlaubnis dienenden Anlagen obliegt der E rlaubnis­
inhaberin.

3.2.1.3.11
Ä nderungen der erlaubten Art der E inleitung sowie Ä nderungen der Betriebs- und Verfahrensweise 
sind der Wasserbehörde anzuzeigen und durch Unterlagen zu belegen.

3.2.2 Auflagen des Fachbereiches für den Umgang mit wassergefährdenden S toffen /AwS V

3.2.2.1
E ine Lagerung von festen wassergefährdenden S toffen gemäß AwS V  im Freien ist zulässig, wenn 
die Löslichkeit der wassergefährdenden S toffe in Wasser unter 10 Gramm pro Liter liegt und mit den 
festen wassergefährdenden S toffen so umgegangen wird, dass eine nachteilige Veränderung der 
E igenschaften von Gewässern durch ein Verwehen, Abschwemmen, Auswaschen oder sonstiges 
Austreten dieser S toffe oder von mit diesen S toffen verunreinigtem Niederschlagswasser verhindert 
wird oder die Lagerung in flüssigkeitsdichten oder abgeplanten Containern stattfindet. Die F lächen 
im Freien, auf denen mit den festen wassergefährdenden S toffen umgegangen wird, sind so zu be­
festigen, dass das dort anfallende Niederschlagswasser auf der Unterseite der Befestigung nicht 
austritt und ordnungsgemäß als Abwasser beseitigt wird, es sei denn, die Lagerung erfolgt in flüssig­
keitsdichten oder abgeplanten Containern.
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3.2.2.2
Die gemäß AwS V prüfpflichtigen Anlagen (siehe §  46 Abs. 2 AwS V) sind vor der Inbetriebnahme 
und ggf. wiederkehrend alle 5 J ahre durch einen S achverständigen gemäß §  52 AwS V  prüfen zu

- lassen.

3.2.2.3
Bei der E rrichtung und dem Betrieb der Betriebstankstelle sind neben den Vorgaben der Verordnung  
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden S toffen (AwS V) insbesondere die Maßgaben 
der Technischen R egel wassergefährdender S toffe (TR wS  781) —  Tankstellen für K raftfahrzeuge —  
zu beachten und einzuhalten.

3.2.2.4
Die Betriebstankstelle ist vor der Inbetriebnahme durch einen S achverständigen gemäß § 46 der An­
lagenverordnung AwS V überprüfen zu lassen. Der Abfüllplatz ist anschließend wiederkehrend alle 
10 J ahre durch einen S achverständigen gemäß AwS V prüfen zu lassen.

3.2.3 Hinweis des Fachbereichs für den Grundwasserschutz

Bei Unfällen mit wassergefährdenden S toffen ist umgehend die Wasserbehörde zu informieren.

3.2.4 R eferat 34 —  Wasser- und Deichrecht

3.2.4.1 E rlöschen der Befreiung gemäß § §  74 und 76 BremWG

Die Befreiung erlischt, wenn sie nicht innerhalb von zwei J ahren nach Bekanntgabe in Anspruch ge­
nommen bzw. eine Inanspruchnahme länger als zwei J ahre unterbrochen wird. 1

3.2.4.2 Auflagen

3.2.4.2.1

Die Bauarbeiten sind der oberen Wasserbehörde (E -Mail an wasserwirtschaft@umwelt.bre- 
men.de) innerhalb von 14 Tagen vor Beginn schriftlich anzuzeigen.

3.2.4.2.2

Der Bremische Deichverband am rechten Weserufer ist über den Beginn der Bauarbeiten 
ebenfalls innerhalb von 14 Tagen vor Beginn zu informieren.

3.2.4.2.3
Im Bereich des Deichverteidigungswegs dürfen keine neuen Leitungen oder baulichen Anlagen hin­
zukommen.

3.2.4.2.4
Der Deichverteidigungsweg ist jederzeit freizuhalten.

3.2.4.2.5
Das Hauptzufahrtstor und die neu errichtete S chranke müssen jederzeit für den Deichverband pas­
sierbar sein.

3.2.4.2.6
Im Abstand von 10 m zu der Hochwasserschutzwand müssen alle oberirdischen baulichen Anlagen 
des Tank- und Waschplatzes so errichtet werden, dass sie für eventuelle Baumaßnahmen an der 
Hochwasserschutzwand vorübergehend demontiert werden können.

3.2.4.2.6.-
E twaige Beschädigungen an der Hochwasserschutzanlage während der Bauzeit sowie durch die In­
anspruchnahme der Befreiung sind unverzüglich zu beseitigen.
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3.2.4.2.7
Innerhalb von 14 Tagen nach Beendigung der Bauarbeiten ist bei der oberen Wasserbehörde 
(E -Mail an wasserwirtschaft@umwelt.bremen.de ) schriftlich ein Abnahmetermin zu beantra­
gen. Zum Abnahmetermin ist der Bremische Deichverband am rechten Weserufer ebenfalls 
einzuladen.

3.2.4.2.8
Der Inhaber der Befreiung bzw. dessen R echtsnachfolger im E igentum hat die ihm im Falle von Ä n­
derungen oder Verlegungen der Hochwasserschutzwand entstehenden Kosten für aus seiner S icht 
oder aus Gründen des Hochwasserschutzes erforderliche Anpassungen selbst zu tragen.

3.2.4.3 Hinweise

3.2.4.3.1
Diese Befreiung ersetzt nicht die nach anderen R echtsvorschriften erforderlichen Verwaltungsakte.

3.2.4.3.2
E in etwaiger Antrag auf Verlängerung der Befreiung ist mindestens zwei Monate vor 
E rlöschen der Befreiung (siehe Benutzungsbedingung 1) schriftlich bei der S enatorin für 
Umwelt, Klima und Wissenschaft (obere Wasserbehörde) zur E ntscheidung einzureichen.

3.2.4.3.3
Im Falle des Ü berganges der Befreiung auf einen R echtsnachfolger ist dies gemäß §  100 BremWG 1 
der S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft (obere Wasserbehörde) innerhalb von sechs Wo­
chen nach Ü bergang schriftlich anzuzeigen

3.3
Hinweise des R eferates 24 —  Bodenschutz und Altlasten —  der S enatorin für Umwelt, Klima 
und Wissenschaft der Freien Hansestadt Bremen

3.3.1
Beim Auf- und E inbringen von Materialien auf oder in Böden im R ahmen des Bauvorhabens sind die 
Anforderungen der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (insbesondere der § §  6- 8 
BBodS chV) zu beachten.

3.3.2
S ollten sich in der Vorbereitung oder Durchführung der Baumaßnahme weitere Anhaltspunkte für 
Verunreinigungen des Bodens oder des Grundwassers ergeben, so ist dieses gemäß §  3 Abs. 1 
Bremisches Bodenschutzgesetz (BremBodS chG) unverzüglich der zuständigen Bodenschutz- und 
Altlastenbehörde mitzuteilen.

3.3.3
Ü ber eine eventuelle S anierung wird von der Bodenschutz- und Altlastenbehörde nach Vorlage der 
Untersuchungsergebnisse entschieden.

3.3.4.
Die bei den Baugrunduntersuchungen gewonnenen E rkenntnisse über mögliche schädliche Boden­
veränderungen oder Altlasten geben Anlass, eine Anordnung von Untersuchungen zu Gefährdungs­
abschätzung gemäß §  9 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz zu prüfen. Die E inleitung eines entspre­
chenden bodenschutzrechtlichen Verfahrens bleibt ausdrücklich vorbehalten..

3.4

. 1 Bremisches Wassergesetz (BremWG) vom 12. April 2011 (Brem.GBl. S . 262) in der aktuell gültigen Fassung.
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Nebenbestimmungen der Gewerbeaufsicht des Landes Bremen
3.4.1
Immissionsschutz —  Auflagen Luftreinhaltung

3.4.1.1 Besondere Vorkommnisse

Die Gewerbeaufsicht des Landes Bremen ist über alle besonderen Vorkommnisse, durch welche die 
Nachbarschaft oder die Allgemeinheit erheblich belästigt oder gefährdet werden könnten, sofort zu 
unterrichten. Gleichzeitig sind umgehend alle Maßnahmen zu ergreifen, die zur Abstellung der S tö­
rung erforderlich sind.

3.4.1.2 S taubminderungsmaßnahmen diffuser S taubemissionen

3.4.1.2.1
Bei Belade-, E ntlade-, Umlade-, Umschlag- sowie Fördervorgängen sind Abwurfhöhen und Bandge­
schwindigkeiten auf ein technologisch notwendiges Mindestmaß zu begrenzen.

3.4.1.2.2.
Abfälle sind, soweit logistisch möglich, direkt zu verladen, damit die Belade-, Umlade- und Um­
schlagsvorgänge so gering wie möglich gehalten werden.

3.4.1.2.3
Beim Transport staubender Abfälle auf dem Betriebsgelände sind geschlossene Container oder Ab­
deckplanen einzusetzen.

3.4.1.2.4
Die Verkehrs-, Betriebs- und Lagerflächen sind zu befestigen. Die Befestigung muss eine R einigung  
mittels Nasskehrmaschine oder vergleichbarer R einigungstechniken zulassen und eine geregelte 
Abwasserableitung oder -aufnahme muss gewährleistet werden.

•

3.4.1.2.5
Zur Vermeidung von S taubabwehungen sind befestigte F lächen (mittels S aug- oder Nasskehrma­
schine oder vergleichbaren Maschinen) regelmäßig zu reinigen. Die aufgenommenen S täube sind in 
einem staubdichten Behältnis zu sammeln, zu lagern und ordnungsgemäß zu entsorgen.

3.4.1.2.6
Die Außenlagerflächen sind dreiseitig eingehaust mit geringstmöglicher Windanfälligkeit zu errichten, 
sodass ein R isiko von Verwehungen weitestgehend reduziert wird.

3.4.1.2.7
F lugfähige und. emissionsstarke Fraktionen (hier: Outputfraktionen der Aufbereitungsanlage für E r­
satzbrennstoffe) sind auf den Außenlagerflächen ausschließlich balliert oder in geschlossenen Con­
tainern zu lagern.

3.4.1.2.8
Zur R eduzierung  des E missionsverhaltens von staubenden Abfällen, die lose auf der Außenlagerflä­
che lagern (hier: Altholzhackschnitzel), sind witterungsabhängig stationäre und/oder mobile Wasser­
bedüsungseinrichtungen zum S taubniederschlag einzusetzen.

3.4.1.3
Anlagenbezogene Auflagen: Aufbereitungsanlage für E rsatzbrennstoffe und Vorbehand­
lungsanlage für Gewerbeabfälle sowie Altholzaufbereitungsanlage

In Bezug auf die Aufbereitungsanlage für E rsatzbrennstoffe und die Vorbehandlungsanlage für Ge­
werbeabfälle, sowie die Aufbereitungsanlage für Altholz sind aus S icht des Immissionsschutzes fol-
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gende anlagenbezogene Auflagen nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungs­
arilagen (5.4.8.11b ABA-VwV) und der Technische Anleitung zur R einhaltung der Luft (TA Luft) in 
die Genehmigung aufzunehmen:

3.4.1.3.1
Diese Anlagen, die Abfälle für die Verbrennung oder Mitverbrennung vorbehandeln, sind in ge­
schlossenen R äumen zu errichten oder es sind die Anlagenteile zu kapseln. Dies betrifft sämtliche 
Maschinen, Geräte oder sonstige E inrichtungen zur Aufbereitung und Behandlung von Abfällen.

3.4.1.3.2
E s sind langsam laufende und damit staubarme Zerkleinerungsaggregate einzusetzen.

3.4.1.3.3
Die Abgasströme der E inrichtungen sind zu erfassen und einer Abgasreinigungseinrichtung zuzufüh­
ren.

3.4.1.3.4
Die staubförmigen E missionen im Abgas der Abluftreinigung aus der Hallenabsaugung sind auf 5 
mg/m3 begrenzt.

3.4.1.3.5
Die E missionen an organischen S toffen im Abgas der Abluftreinigung aus der Hallenabsaugung dür­
fen 20 mg/m3, angegeben als Gesamtkohlenstoff, nicht überschreiten.

3.4.1.3.6
Wiederkehrende Messungen der Konzentration von Gesamtstaub und organischen S toffen haben 
halbjährlich zu erfolgen. S tellt sich eine ausreichende S icherheit gemäß Ziffer 5.4.8.11b der ABA 
VwV ein, so kann die wiederkehrende Messung - auf Antrag - für den entsprechenden Parameter 
jährlich erfolgen. Für die Auswertung können Messergebnisse der letzten vier J ahre herangezogen 
werden.

3.4.1.3.7.
Für die Aufbereitungsanlage für Altholz gilt beim Zerkleinern von imprägniertem Altholz AIV aus dem 
Außenbereich (hier: Bahnschwellen, Leitungsmasten, o.ä.) zusätzlich folgendes:

3.4.1.3.8
Pentachlorphenol und Benzo(a)pyren sind in der Messung nach Inbetriebnahme der Altholzaufberei­
tungsanlage und den wiederkehrenden Messungen ebenfalls zu bestimmen. Für die karzinogenen 
S toffe Pentachlorphenol und Benzo(a)pyren darf die Massenkonzentration im Abgas von 0,05 mg/m3 
insgesamt nicht überschritten werden (5.2.7.1.1 TA Luft, Klasse I).

Die Bestimmung der Konzentration von Pentachlorphenol und Benzo(a)pyren im Abgas hat nach In­
betriebnahme der Altholzaufbereitungsanlage und sodann halbjährlich wiederkehrend zu erfolgen. 
S ollte sich mit ausreichender S icherheit zeigen, dass der Gehalt an den Parametern Pentachlor­
phenol und Benzo(a)pyren vernachlässigbar ist, so kann auf Antrag auf die Messung dieser Parame­
ter verzichtet werden. Bei höheren Gehalten sind geeignete Maßnahmen, wie zum Beispiel die Ä n­
derung des Abfallinputs, zu treffen.

3.4.1.4 Messung und Ü berwachung der E missionen

3.4.1.4.1
Bei der E inrichtung von Messplätzen sind die Anforderungen der Nr. 5.3.1 TA Luft zu berücksichti­
gen. Die Messplätze sollen ausreichend groß, leicht begehbar und so beschaffen sein, dass eine für 
die E missionen der Anlage repräsentative und messtechnisch einwandfreie E missionsmessung er­
möglicht wird. Für die E rmittlung der E missionen sind Messplätze und Probenahmestellen entspre­
chend der DIN E N 15259:2008 einzurichten.
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3.4.1.4.2
Die Durchführung von erstmaligen und wiederkehrenden Messungen haben unter Beachtung der 
R egelungen der Nr. 5.3.2.1 TA Luft stattzufinden.

3.4.1.4.3
Frühestens drei Monate und spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der Anlage sind für die 
S toffe, für die in dieser Genehmigung E missionsbegrenzungen festgelegt sind, E missionsmessun­
gen von einer nach §  29b BImS chG bekannt gegebenen S telle durchführen zu lassen.

3.4.1.4.4
E ntsprechend Nr. 5.3.2.2 TA Luft sollen Messungen zur Feststellung der E missionen so durchge­
führt werden, dass die E rgebnisse für die E missionen der Anlage repräsentativ sind. Die Messpla­
nung soll der DIN E N 15259:2008 entsprechen und ist mit der Gewerbeaufsicht Bremen vorab abzu­
stimmen. ,

3.4.1.4.5
Die Messungen sind in ausreichender Anzahl, jedoch mindestens sechs, bei Betriebsbedingungen, 
die erfahrungsgemäß zu den höchsten E missionen führen können, durchzuführen.

3.4.1.4.6
Bei der Auswahl der Messverfahren sind die in Nr. 5.3.2.3 TA Luft R ichtlinien und Normen zu beach­
ten.

3.4.1.4.7
Ü ber das E rgebnis der Messungen ist ein Messbericht zu erstellen. Die Auswertung und Beurteilung 
der Messergebnisse hat entsprechend Nr. 5.3.2.4 TA Luft zu erfolgen. Der Messbericht hat den Vor­
gaben der R ichtline VDI 4220 Blatt 2 zu entsprechen.

1

3.4.1.4.8
E ine Ausfertigung des Messberichts ist der Gewerbeaufsicht Bremen innerhalb von 12 Wochen nach 
Abschluss der Messungen digital vorzulegen.

3.4.2 Lärmimmissionen

Bewertungsgrundlage ist die S echste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissions­
schutzgesetz (Technische Anleitung zum S chutz gegen Lärm —  TA Lärm) vom 26.08.1998 (GMBI. S . 
503), zuletzt geändert durch Allgemeine Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 (BAnz AT  vom 
08.06.2017 B5).

Weitere Grundlage ist der S challtechnische Bericht NR. LL17333.1/04 der TÜ V S Ü D Industrie S er­
vice GmbH vom 30.09.2024..

Vom Betrieb (ohne gleichzeitigen S chiffsumschlag) sind folgende anteilige Immissionswerte für Im­
missionsorte außerhalb von Gebäuden einzuhalten:

- S eite 28 von 74 -



Die S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft - Bescheid vom 18.05.2026

Immissionsrichtwerte Anteilige Beurteilungswerte 
nach TA Lärm durch das beantragte Vorhaben

tags nachts tags nachts

IP 01: Waterbergstraße 14 70 70 55 50

IP 02: K ap-Horn-S traße 18 
(Lexzau)

70 70 53 49

IP 03: K ap-Horn-S traße 34 70 70 52 42

IP 04: S tubbener S traße 101 55 40 43 33

IP 05: Wohlers E ichen 30

IP 06: An der F inkenau 95

55 40

55 40

40 29

42 32

IP 07: An der F inkenau 179 55 40 44 32

IP 08: K rankenhaus 45 35 41 33

IP 09: S eehauser Landstraße 70 60 45 50 36

IP 10: Waltjenstraße 88A 55 40 37 28

Vom Betrieb (einschließlich des gleichzeitigen S chiffsumschlags) sind später folgende anteilige Im­
missionswerte für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden einzuhalten:

Immissionsrichtwerte Anteilige Beurteilungswerte 
nach TA Lärm

tags nachts tags nachts

IP 01: Waterbergstraße 14 70 70 59 52

IP 02: K ap-Horn-S traße 18
(Lexzau)
IP 03: K ap-Horn-S traße 34

70 70 57 52

- 70 70 55 47

IP 04: S tubbener S traße 101 55 40 46 36

IP 05: Wohlers E ichen 30 55 40 44 34

IP 06: An der F inkenau 95 55 40 46 36

IP 07: An der F inkenau 179 55 40 47 36

IP 08: K rankenhaus 45 35 44 35

IP 09: S eehauser Landstraße 70 60 45 52 44

IP 10: Waltjenstraße 88A 55 40 40 32
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Hierbei ist -R ahmen der o.g. anteiligen Immissionswerte für den Betrieb einschließlich S chiffsum­
schlag- der nächtliche Umschlag von S eeschiffen i.S ,d. Ziffer 1g der TA Lärm) hinsichtlich der An­
fahrten unbeschränkt, der nächtliche Umschlag von Binnenschiffen auf zehn Anfahrten pro J ahr be­
schränkt.
Die nächtliche Abfertigung von Binnenschiffen ist zu dokumentieren. Die Dokumentation ist jeweils 
ein J ahr aufzubewahren und der Gewerbeaufsicht des Landes Bremen auf Verlangen vorzulegen.

3.4.3 Hinweis des Arbeitsschutzes

Die Beschäftigung von Mitarbeitenden an S onn- und Feiertagen ist in S eehäfen zur Abfertigung von 
S chiffen gemäß §  10 Abs. 1 Nr. 10 des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) zulässig.

3.5
Nebenbestimmungen und Hinweise der hanseWasser GmbH

3.5.1 Auflagen

3.5.1.1 R ohbauabnahme

Die R ohbauabnahme (Abnahme bei offener Baugrube) ist mindestens 1-2 Werktage vor dem ge­
wünschten Abnahmetermin unter Angabe des Aktenzeichens zu beantragen.

Die Durchführbarkeit einer beantragten Abnahme muss vor Ort sichergestellt werden.

Hinweis: Die Bescheinigung der R ohbauabnahme kann erst ausgestellt werden, wenn der Nach­
weis über die Dichtheit vorgelegen und die Abnahme bei offener Baugrube bzw. mittels E rsatzprü­
fung stattgefunden hat.

1

3.5.1.2 S chlussabnahme

3.5.1.2.1
Die S chlussabnahme ist unmittelbar nach Abschluss der Bauarbeiten durchzuführen und mindes­
tens 5 Werktage vor dem gewünschten Abnahmetermin schriftlich bei der hanseWasser Bremen 
GmbH zu beantragen.

3.5.1.2.2
Die Betriebsbeschreibung bzw. Bedienungsanleitung der Pumpensteuerung ist spätestens mit dem 
Antrag auf S chlussabnahme bei der hanseWasser Bremen GmbH vorzulegen.

3.5.1.3 Dichtheitsprüfung

Die Dichtheit der Grundleitungen und S chächte ist durch einen Fachbetrieb schriftlich nachzuweisen. 
Für den Nachweis der Dichtheit wird die Verwendung des Vordruckes der hanseWasser Bremen 
GmbH empfohlen. Der vom Fachbetrieb zu führende Nachweis einschl. Anlagen ist unmittelbar nach 
Beendigung der Dichtheitsprüfung der hanseWasser Bremen GmbH zu übersenden. Die Ü berprü­
fung muss unter Beachtung der DIN E N 1610 erfolgen. Hierbei muss die Prüfung in Prüfabschnitten 
mit jeweils nicht mehr als einer Haltung und einem S chacht durchgeführt werden.
Der Fachbetrieb darf nicht mit einer an der Bauausführung beteiligten F irma identisch oder von ihr 
beauftragt sein. Die Beauftragung eines Fachbetriebes zur Durchführung der Dichtheitsprüfung hat 
durch den Bauherrn zu erfolgen.
Hinweis: Die DIN E N 1610 sieht u. a. vor, die Prüfung auf Dichtheit nach Verfüllung des R ohrgra­
bens vorzunehmen. Wir empfehlen, zusätzlich während der Verlegung (d. h. vor Verfüllung des 
R ohrgrabens) die Grundleitungen zwecks E igenkontrolle auf Dichtheit zu überprüfen. E ventuelle Un­
dichtigkeiten, insbesondere unterhalb von Fundamenten, können auf diese Weise frühzeitig entdeckt 
und kostengünstig behoben werden.
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Da Abscheideranlagen eingebaut werden, sind zusätzlich die Zustandsberichte der Inbetriebnahme­
prüfung (Generalinspektion gem. DIN 1999-100) inkl. der Protokolle der Dichtheitsprüfung einzu­
reichen. Diese müssen enthalten: Prüfgegenstand, Prüfverfahren, Prüfergebnis und Prüfdatum.

3.5.1.4 Abwasserbehandlungsanlagen

3.5.1.4.1
Die Leichtflüssigkeitsabscheideranlagen mit Koaleszenzstufe sowie alle anderen Anlagen zur Ab­
wasserbehandlung sind von geeignetem Fachpersonal den E rfordernissen entsprechend, mindes­
tens jedoch jährlich zu warten.

3.5.1.4.2
Umgehend nach Inbetriebnahme der Leichtflüssigkeitsabscheideranlage ist die regelmäßige E ntlee­
rung bei der hanseWasser Bremen GmbH schriftlich zu beantragen.,

Zusätzlich erforderliche E ntleerungen sind rechtzeitig —  mindestens zwei Wochen vorher —  anzumel­
den. •,

3.5.1.4.3
Vor Inbetriebnahme der Abwasserbehandlungsanlagen ist ein Betriebstagebuch zu erstellen.

3.5.1.4.4
Vor Inbetriebnahme der Abwasserbehandlungsanlage zur R ückhaltung von S chwermetallen (bean­
tragt: ACO S tormclean-C  1500) ist eine von dem Anlagenhersteller autorisierte Anweisung zu erstel­
len, die einen sicheren Betrieb der Anlage gewährleistet.
Die verantwortlichen Aufgaben im S inne der Betriebsanweisung dürfen nur durch entsprechend ge­
schultem Personal ausgeführt werden. Die Personen sowie deren Vertreter sind im Betriebstage­
buch zu vermerken.

3.5.1.4.5-
Die Leichtflüssigkeitsabscheideranlage für den Waschplatz (KA 01) vom beantragten Anlagentyp 
Mall NeutraPrim ist mindestens in der Baugröße NS  15-3.000 mit Warnanlage zu errichten.

3.5.1.4.6
Die Leichtflüssigkeitsabscheideranlage für die Betankungsfläche (KA 02) vom beantragten Anlagen­
typ Mall NeutraPrim ist mindestens in der Baugröße NS  10-3.000 mit Warnanlage zu errichten.

3.5.1.4.7
Die Leichtflüssigkeitsabscheideranlage für die S chrottlagerfläche (KA 03) vom beantragten Anlagen­
typ Mall NeutraPrim ist mindestens in der Baugröße NS  10-3.000 mit Warnanlage zu errichten.

3.5.1.5 Mineralölhaltiges  Abwasser

3.5.1.5.1
Die Leitungen für mineralölhaltiges S chmutz- bzw. Niederschlagswasser sind von der jeweiligen Ab­
wasseranfallstelle (z. B. Waschanlage, Waschplatz, Betankungsfläche usw., inkl. R egenrückhalte­
räume bei Außenanlagen) bis zu dem dafür vorgesehenen Behandlungssystem (z. B. Leichtflüssig­
keitsabscheideranlage, S ammelbehälter usw.) aus mineralölbeständigem Material herzustellen. Der 
Werkstoff der verwendeten Dichtungen muss ebenfalls mineralölbeständig sein.

Zwischen Probenahmeschacht und Abscheidersystem werden mineralölbeständige Werkstoffe emp­
fohlen.

3.5.1.5.2
Lösungsmittel, Kraftstoffe, Bremsflüssigkeit, Batteriesäure und Frostschutzmittel dürfen weder über 
den Leichtflüssigkeitsabscheider noch direkt in die öffentliche Kanalisation eingeleitet werden.
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3.5.1.5.3
Der Waschplatz und die Betankungsfläche sind jeweils mit einer umlaufenden Aufkantung zu errich­
ten. Das Gefälle der angrenzenden Freiflächen muss von den Wirkbereichen Waschplatz bzw. Be­
tankungsfläche weg ausgerichtet sein.

3.5.1.5.4
R einigungsmittel dürfen auf dem Waschplatz nicht eingesetzt werden. R einigungstätigkeiten dürfen 
auf der Betankungsfläche nicht durchgeführt werden. Fahrzeuge und motorbetriebene Arbeitsgeräte 
dürfen auf dem Waschplatz weder betankt noch gewartet werden. In der Ablaufleitung der Betan­
kungsfläche ist außerhalb der AwS V-Fläche ein Absperrschieber aus mineralölbeständigem Material 
zu errichten. Der Nachweis/Bestätigung der Mineralölbeständigkeit ist spätestens mit dem Antrag 
auf S chlussabnahme vorzulegen.

3.5.1.5.5
Im Ablauf des Waschplatzes und der Betankungsfläche ist jeweils bei der 90°-Umlenkung ein R evisi­
onsschacht aus mineralölbeständigem Material sowie dessen Dichtungen zu errichten. Der Nach­
weis/Bestätigung der Mineralölbeständigkeit ist spätestens mit dem Antrag auf S chlussabnahme zu 
erbringen.

3.5.1.5.6
Den Nachweis der Mineralölbeständigkeit des errichteten Füllkörpersystems zur R egenwasserrück­
haltung ist spätestens mit dem entsprechenden Antrag zur R ohbauabnahme bei der hanseWasser 
Bremen GmbH vorzulegen.

3.5.1.6 Behälter-/Containernutzung
1

Containergut darf nicht in die öffentliche Kanalisation eingeleitet werden.

Feststoffe (wie mineralische oder schwer abbaufähige organische S toffe, S chutt, S and, Kies, Ze­
mentschlemme, Asche, S chlacke, Müll, Textilien etc.) auch in zerkleinerter Form dürfen nicht in die 
öffentliche Kanalisation eingeleitet werden. Die Feststoffe sind durch eine trockene R einigung zu 
entfernen und als Abfall gemäß den geltenden abfallrechtlichen Bestimmungen zu entsorgen.

F lüssige R ückstände in den Containern sind, sofern es sich um kleinere F lüssigkeitsmengen han­
delt, durch geeignete Bindemittel aufzunehmen und zu entsorgen, größere F lüssigkeitsmengen sind 
in geeigneten Behältern sicherzustellen und ebenfalls als Abfall gemäß den geltenden abfallrechtli­
chen Bestimmungen zu entsorgen.

3. 5. 1. 7 Tec hni s c he Regel n und Nor men

3.5.1.7.1
Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind unter Beachtung der Vorschriften des E ntwässe­
rungsortsgesetzes und nach den R egeln der Technik (insbesondere DIN E N 12056 und DIN E N 752 
in Verbindung mit DIN 1986-100) zu errichten und zu betreiben.

3.5.1.7.2
Nicht mehr benutzte unterirdische Grundstücksentwässerungsanlagen sind zu beseitigen oder zu 
verfüllen.
Das gilt insbesondere für die nicht mehr genutzten S chächte S W.01 und S W.02 in der Halle.

3.5.1.7.3
Grundstücksentwässerungsanlagen, insbesondere R einigungsöffnungen, S chächte, Abscheideran­
lagen, Abwassergruben und Probenahmestellen, müssen jederzeit soweit zugänglich sein, wie es für 
die Ü berwachung ihres ordnungsgemäßen Betriebes erforderlich ist.
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3.5.1.7.4 1
Innerhalb von Gebäuden sind Abwasserleitungen geschlossen mit R einigungsrohren durch die 
S chächte zu führen. Außerhalb von Gebäuden können Abwasserleitungen mit offenem Durchfluss 
durch die S chächte geführt werden.

3.5.1.7.5
Die Bildung von Geruchsemissionen bei langen Verweilzeiten des Abwassers in Druckleitungen (hier 
bei PW 01 bis PW 03) ist gemäß DIN E N 752 zu verhindern. Die Aufenthaltszeit soll nicht länger als 
2 S tunden betragen. Dies ist u.a. durch die Wahl des Durchmessers der Druckleitung gemäß DIN 
E N 12056-4 und die Festlegung geeigneter Pumpentakte der Pumpenanlage zu gewährleisten. 
S ollten nach Inbetriebnahme der Druckentwässerung dennoch Geruchsemissionen auftreten, ist 
eine Druckluftspülstation nachzurüsten (vgl. DIN E N 16932-2).

3.5.1.7.6
Für S chächte sind S chachtabdeckungen nach DIN 1229 zu verwenden.

3.5.1.7.7
Die Doppelpumpenanlage S W 01 ist mit geeigneter Pumpentechnik zur Förderung von fäkalienhalti­
gem Abwasser auszurüsten. E ntsprechende Herstellerunterlagen bzw. Bestätigung des Herstellers 
sind spätestens mit dem Antrag auf S chlussabnahme bei der hanseWasser Bremen GmbH vorzule­
gen.
E ine den Anforderungen entsprechende Ausführung der erforderlichen Belastungsklasse (hier D 
400) ist umzusetzen und spätestens mit dem Antrag auf S chlussabnahme nachzuweisen. Dies gilt 
auch für die Auswahl der Pumpensumpfgröße, u. a. auch unter Berücksichtigung der E ntleerung des 
Löschwassertanks.

3.5.1.8 Vorübergehende R ückhaltung von Niederschlagswasser

Bei Anschluss von Niederschlagswasser an die öffentlichen Abwasseranlagen ist aufgrund der hyd­
raulischen Gesamtsituation eine vorübergehende R ückhaltung von Niederschlagswasser erforder­
lich. E s dürfen maximal 11 l/s eingeleitet werden. Für die vorübergehende R ückhaltung von Nieder­
schlagswasser ist ein Volumen von mindestens 73 m3 ermittelt worden. Der ermittelte R ückhalte­
raum ist mit den in der Baubeschreibung festgelegten Maßnahmen herzustellen.

3.5.1.10 S onstiges

3.5.1.9.1 •
Die grünen E intragungen in den Antragsunterlagen (hier Kapitel 10 Abwasser) sind Bestandteil der 
Auflagen. .

3.5.1.9.2
Fahrzeuge und Arbeitsmaschinen dürfen auf den Freiflächen weder betankt noch gewartet werden.
Wasserzapfstellen dürfen nicht installiert werden.

3.5.1.9.3
Die Abscheideranlagen sind so anzuordnen, dass ein R einigungsfahrzeug von 3,85 m Höhe, 3,00m 
Breite und ca. 26 t Gesamtgewicht mindestens bis auf 5,00 m heranfahren kann.

3.5.1.9.4
Der Probenahmeschacht ist so zu gestalten, dass sich der E inlauf vom zu beprobenden S chmutz­
wasser ca. 16 cm über der S ohle befindet und einen Ü berstand von ca. 3 cm hat.

3.5.1.9.5
S pätestens 1 Monat nach E rhalt der BlmS ch-Genehmigung ist ein aktualisierter Grundstücksentwäs­
serungsplan mit Darstellung der E ntwässerungsleitungen auf dem Grundstück bis zum Anschluss-
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punkt an den öffentlichen Kanal (Maßstab 1:500) in 3-facher Ausfertigung bei der hanseWasser Bre­
men GmbH vorzulegen.
Folgende E rgänzungen/Darstellungen müssen enthalten sein:

• S chieber in der Ablaufleitung der Betankungsfläche (vor E intritt in die Leichtflüssigkeitsab­
scheideranlage

• Ablaufleitung des S prinklertanks bis zum Pumpwerk PW 01 in DN 200 (z. B. mittels montier­
barem F lanschanschluss über ein S chachtbauwerk unterhalb der vorhandenen S chieberein­
richtung zum E ntleeren des Tanks)

• 2 S pülschächte in der S W-Ablaufleitung des Pförtnerhauses (einer direkt hinter dem Ge­
bäude, der zweite bei der E inbindung in die Ablaufleitung vom Container FD II)

• Ablaufleitung des Kondensates der Kompressoranlage zur Drucklufterzeugung
• E ntlüftungsleitungen vom PW 01, PW 02, PW 03 sowie vom Druckentspannungsschacht.

3.5.1.9.6
E ine Draufsticht auf die S chrottlagerfläche (im Maßstab 1:100; 1:50 oder 1:25) mit Darstellung des 
Gefälles zu den Abläufen ist spätestens 1 Monat nach E rhalt der BlmS ch-Genehmigung bei der han­
seWasser Bremen GmbH vorzulegen.

3.5.1.9.7
Der Deckenhöhenplan für die geplante Grundstücksentwässerung im Maßstab (1:500) ist spätestens 
1 Monat nach E rhalt der BlmS ch-Genehmigung bei der hanseWasser Bremen GmbH vorzulegen.
Der Grundstücksentwässerungsplan kann hierzu verwendet werden.

3.5.1.9.8
Im E inzugsbereich von Bodenabläufen dürfen metallabtragende Arbeiten (wie z. B. Fräsen, Bohren 
etc.) und Lackierarbeiten nicht ausgeführt werden.

1

3.5.1.9.9
Der Ablauf des Löschwassertanks für R einigungs- und Wartungszwecke ist mit einer Drosselarmatur 
auf 7 l/s zu begrenzen.

3.5.1.9.10
Die E ntwässerung der stillgelegten WHG/AwS V-F läche (hier ca. 42 m2) ist an den R egenwasserka­
nal umzuschließen. - •

3.5.1.9.11
Pumpensteuerung zur einleitbeschränkten S chmutzwasserbeseitigung auf dem Betriebsgrundstück

Die 3 Doppelpumpenanlagen (PW 01, PW 02 und PW 03) für die Druckentwässerung mit E inleitbe­
schränkung auf max. 11 l/s am Hausanschlusskanal sind untereinander so zu steuern, dass wäh­
rend der Betriebsphasen (z. B. auch E ntleerung des S prinklertanks, ca. 56 h bei 7 l/s sowie Aufstau 
in den Abscheidern Waschplatz und Betankung usw.) die E inhaltung des zulässigen Drosselablau­
fes sichergestellt ist. Das Konzept der Druckentwässerung durch entsprechende S teuerung der 
Pumpenanlagen ist spätestens 2 Monate nach E rhalt der BlmS ch-Genehmigung bei der hanseWas­
ser Bremen GmbH schriftlich vorzulegen.

3.5.1.9.12
Im Falle der Nutzung einer stationären Kompressoranlage zur Drucklufterzeugung ist für die Kon­
densatableitung Folgendes zu beachten:
Das Kondensat darf nicht unbehandelt in die öffentliche Abwasseranlage gelangen. Das anfallende 
Kondensat ist vor der E inleitung durch eine geeignete Ö l-Wasser-Trenneinheit zu behandeln. Hierfür 
ist eine von dem Anlagenhersteller autorisierte Anweisung zu erstellen, die einen sicheren Betrieb 
gewährleistet und die Wartung regelt. Kontroll- und Wartungsmaßnahmen sind gemäß Herstelleran­
gabe durchzuführen und in einem Betriebstagebuch zu dokumentieren.
Herstellerunterlagen der errichteten Ö l-Wasser-Trenneinheit sind spätestens mit dem Antrag auf
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S chlussabnahme bei der hanseWasser Bremen GmbH vorzulegen.

3.5.1.9.13
R ückbaumaßnahmen:

Der Ü bergabeschacht (ehemals S W.07) am S W-Anschlusskanal DN 125 ist auszubauen und der 
Anschlusskanal ist baulich ordnungsgemäß zu verschließen. Hierfür ist bei der hanseWasser Bre­
men GmbH eine R ohbauabnahme bei offener Baugrube zu beantragen. Die an diesem Ü bergabe­
schacht angeschlossenen Haltungen sind ebenfalls auszubauen oder zu verfüllen.
Der Ü bergabeschacht (ehemals S W.06) am S W-Anschlusskanal DN 150 ist auszubauen und der 
Anschlusskanal ist baulich ordnungsgemäß zu verschließen. Hierfür ist bei der hanseWasser Bre­
men GmbH eine R ohbauabnahme bei offener Baugrube zu beantragen. Die an diesem Ü bergabe­
schacht angeschlossenen Haltungen sind ebenfalls auszubauen oder zu verfüllen.

3.5.1.9.14
E in hydraulisches Messsystem unter dem E insatz von Ö l ist bei den 3 neuen Waagen nicht zulässig.

3.5.1.9.15
S törmeldungen bzw. Warn- oder Fehlermeldungen der Pumpwerke PW 01, PW 02 und PW 03 müs­
sen auf das Handy einer diensthabenden, verantwortlichen Person oder eine, die sich in R ufbereit­
schaft oder ähnlichem befindet, weitergeleitet werden. Alternativ ist auch die Weiterleitung an eine 
Leitwarte möglich, die dauerhaft besetzt ist.
Gleiches gilt auch für die jeweiligen Warnanlagen der 3 Abscheidernanlagen.
Bei der Auswahl der entsprechenden S teuerungs- und R egeltechnik sind auf die hierfür erforderli­
chen Funktionalitäten zu achten.
E ine entsprechende Betriebsanweisung hierzu ist spätestens mit dem Antrag auf S chlussabnahme 
bei der hanseWasser Bremen GmbH vorzulegen.

3.5.1.9.16
Das Pumpwerk PW 01 muss zur Förderung von fäkalienhaltigem Abwasser geeignet sein. E ntspre­
chende Nachweise des Herstellers sind spätestens mit dem Antrag auf S chlussabnahme bei der 
hanseWasser Bremen GmbH vorzulegen.

3.5.1.9.17
Pumpwerke PW 01, PW 02 und PW 03

Die Pumpwerke mit den Doppelpumpen-Hebeanlagen (PW 01 für fäkalienhaltiges Abwasser, PW 02 
für Waschwasser/Niederschlagswasser und PW 03 für Niederschlagswasser) sind auf eine max. 
Förderleistung von 7 l/s auszulegen (max. Förderleistungen einer Pumpe bei vorgegebener E inleit­
beschränkung auf 11 l/s an der Grundstücksgrenze).
Die Förderleistung ist jeweils von einer Pumpe zu erbringen. Die Pumpensteuerungen sind derart zu 
gestalten, dass immer nur eine Pumpe in Betrieb ist und ein wechselseitiger E insatz erfolgt und sind 
jeweils mit einem entsprechenden S ensor zum Aufstauschutz auszustatten.
PW 01 und der Druckentspannungsschacht sind jeweils mit E ntlüftung über Dach zu errichten. Die 
E ntlüftungen von PW 02 und PW 03 sind den örtlichen Gegebenheiten anzupassen, wobei offene, d. 
h. belüftete S chachtdeckel nicht zulässig sind.
Der Druckentspannungsschacht für PW 01 bis PW 03 ist ebenfalls mit E ntlüftung über Dach zu er­
richten

S pätestens 1 Monat nach E rhalt der BlmS ch-Genehmigung sind entsprechende Auslegungsunterla­
gen inkl. Pumpenkennlinie mit E intragung des jeweiligen Betriebspunktes sowie die E ignungsnach­
weise des Herstellers zum jeweiligen Fördermedium (hier fäkalienhaltiges Abwasser und R egenwas­
ser) sowie S chnittzeichnung bei der hanseWasser Bremen GmbH vorzulegen.
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3.5.2 Hinweise

3.5.2.1 Abwasserbehandlungsanlagen
Zur S icherung der Qualität des in die öffentliche Kanalisation eingeleiteten S chmutzwassers sind 
den betrieblichen E rfordernissen der Abwasserbehandlungsanlage angepasste Funktionskontrollen 
von fachlich qualifiziertem Betriebspersonal durchzuführen und im Betriebstagebuch zu dokumentie­
ren. Der Umfang und die Häufigkeit der Ü berprüfungen richten sich nach den Maßgaben des Anla­
genherstellers. Die Wartungsanweisung (z. B. in Form einer Checkliste mit Angabe der jeweiligen 
zeitlichen Intervalle) ist ebenfalls von dem Anlagenhersteller zu autorisieren. In angemessenen, von 
dem Anlagenhersteller festzulegenden Abständen sind Generalüberprüfungen aller relevanten Anla­
genelemente - ausgeführt von einem qualifiziertem Fachbetrieb, wie z. B. dem Anlagenhersteller - 
durchzuführen und zu dokumentieren.

3.5.2.2 Mineralölhaltiges  Abwasser

3.5.2.2.1
Das einzuleitende S chmutzwasser darf nicht enthalten:

- organisch gebundene Halogene, die aus Wasch- und R einigungsmitteln oder sonstigen Betriebs- 
und Hilfsstoffen stammen (vgl. AbwV  - Anhang 49),

- organische Komplexbildner, die einen DOC-E liminierungsgrad nach 28 Tagen von mindestens 80 
Prozent nach Nummer 406 der Anlage der AbwV  "Analyse- und Messverfahren" nicht erreichen.

3.5.2.2.2
Motorwäschen sind nicht gestattet. 1

3.5.2.2.3
E ntkonservierungen sind nicht gestattet.

3.5.2.2.4
Gabelstaplerwäschen dürfen nur bei geschlossenem Batteriefach durchgeführt werden.

3.5.2.3 Behälter-/Containerreinigung

Nasse Behälter- bzw. Containerreinigungen sind auf dem Betriebsgrundstück nicht zulässig.

3. 5. 2. 4  Techni s c he  Regel n und Nor men

3.5.2.4.1.
Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind oberhalb der R ückstauebene geplant und entspre­
chend zu errichten.

3.5.2.4.2
Die Antragstellerin hat bestätigt, dass die E rrichtung der einzelnen Komponenten/Bauteile (S chacht­
abdeckungen etc.) der Grundstücksentwässerungsanlagen in der Belastungsklasse D 400 ausrei­
chend ist.

3.5.2.4.3 •
Ü berflutungsvorsorge

Bei der Gebäudeplanung sollte immer darauf geachtet werden, die Geländeneigung vom Gebäude 
weg zu richten und nicht umgekehrt, um anfallendes Niederschlagswasser nicht zum Gebäude zu 
führen. S o sollten insbesondere auch Vertiefungen vor Kellerfenstern, E ingängen und Fenstern von 
S outerrainbereichen gegen Ü berflutung besonders geschützt werden.
Bei der Planung neuer Gebäude und Grundstückflächen ist zu empfehlen, diese oberhalb des S tra­
ßenniveaus vorzusehen.
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Für die Bebauung großer Grundstücke mit mehr als 800 m2 abflusswirksamer F läche wird der Ü ber­
flutungsnachweis nach DIN 1986-100 empfohlen, um R isiken durch starke Niederschläge rechtzeitig 
vor Baubeginn zu erkennen und geeignete S chutzmaßnahmen planen zu können. S ollten sich auf­
grund dessen Umplanungen als sinnvoll erweisen, bitten wir um die Ü bersendung der angepassten 
Antragsunterlagen. Der Ü berflutungsnachweis ist nicht Bestandteil der E ntwässerungsbaugenehmi­
gung.

3.5.2.5 S onstiges

3.5.2.5.1 S prinkleranlage
Die S prinkleranlage wird gern. Antragsunterlagen ohne S chaumbildner bzw. Löschmitteln betrieben. 
Der nachträgliche E insatz von S chaumbildner, Bioziden oder sonstigen Zusatzstoffen ist vor deren 
Verwendung bei der hanseWasser Bremen GmbH schriftlich anzuzeigen.

3.5.2.5.2
Im Falle der Nutzung einer Heizungsanlage mit Brennwerttechnik ist für die Kondensatableitung Fol­
gendes zu beachten:
Für Brennwertanlagen mit einer Leistung von mehr als 100 kW ist eine Neutralisationsanlage erfor­
derlich. Für die Ableitung des Kondensates aus dieser Anlage dürfen nur geeignete Materialien aus 
Kunststoff eingesetzt werden. Ungeeignete Materialien sind Kupfer, E delstahl und Messing. Diese 
Werkstoffe führen zu hohen S chwermetallkonzentrationen im Kondensat.
Für Anlagen <100 kW ist keine Neutralisationsanlage erforderlich. Der E insatz der Materialien für die 
Kondensatableitung muss jedoch nach den oben genannten Grundsätzen erfolgen.

Bei Anwendung der R ichtlinien des Arbeitsblattes DWA-A 251 sind die dortigen Grundsätze nachzu­
weisen.

3.5.2.5.3
Für jede Abnahme (Teil- oder Wiederholungsabnahme) werden Gebühren nach Ziff. 40.2 der Kos­
tenverordnung der Ü mweltverwaltung erhoben.

3.5.2.5.4
Die in den eingereichten Antragsunterlagen vorgelegte Darstellung der Niederschlagswasserflächen 
ist Bestandteil dieser E ntwässerungsbaugenehmigung.
Für Ä nderungen ist ein E ntwässerungsbauantrag bei der hanseWasser Bremen GmbH zu stellen 
und der E rhebungs-/F lächenänderungsbogen für die Niederschlagswasserflächen einzureichen.
Hinweis:
Diese E ntwässerungsbaugenehmigung umfasst nicht die E rlaubnis zur dezentralen Niederschlags­
wasserbeseitigung (Versickerung, Direkteinleitung in ein Gewässer). Diesbezüglich wenden S ie sich 
bitte an die S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft.

3.5.2.5.5
Ä nderungen des genehmigten E ntwässerungskonzeptes in die öffentlichen Abwasseranalgen sind 
außerhalb der BImS ch-Genehmigung über einen separaten E ntwässerungsbauantrag bei der han­
seWasser Bremen GmbH zu beantragen.

3.5.2.6 R ohbauabnahme

Für eine telefonische Terminabsprache wenden S ie sich bitte an die hanseWasser Bremen GmbH 
unter der Telefonnummer 0421 / 988 - 11 17, Telefax 988 - 19 20 oder S ervice-Nummer 0421 / 988 - 
11 11.
Die hanseWasser Bremen GmbH behält sich vor, die Freilegung von bereits verfüllten Baugruben 
oder geeignete E rsatzmaßnahmen zum Nachweis von Leitungsführung und ordnungsgemäßer Bau­
ausführung zu fordern.
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3.5.2.6 Dichtheitsprüfung

Der Vordruck des Dichtheitsnachweises wird der Antragstellerin mit dieser Genehmigung übersandt.

3.5.2.7 Abscheiderentleerung

Die E ntleerung von Leichtflüssigkeitsabscheideranlagen und den dazugehörigen S chlammfängen 
erfolgt auf der R echtsgrundlage §  14 E ntwässerungsortsgesetz (E OG).
Die E ntleerung kann per E -Mail unter: grubenentleerung@hanseWasser.de  oder auch unter der Te­
lefonnummer: 0421 / 988 —  17 41 beauftragt werden.

3.5.2.8 Grundwasser

S ollte für die Baumaßnahme eine Grundwasserabsenkung  erforderlich sein, so ist vor Baubeginn die 
Grundwasserentnahme bei der S enatorin für Umwelt, K lima und Wissenschaft in Bremen zu bean­
tragen und der Antrag auf E inleitung von Grundwasser in den öffentlichen K anal bei hanseWasser 
Bremen GmbH zu stellen. Beides bedarf der E rlaubnis.

3.5.2.9 Ö ffentlich-rechtliche S icherung

Der Anschluss der Grundstücksentwässerungsanlagen des dahinterliegenden Grundstücks  an die 
öffentlichen Abwasseranlagen über das Betriebsgrundstück der Antragstellerin ist Bestand und wird 
in Zuge des Bauvorhabens saniert, d. h. neu hergestellt. Diesbezüglich ist seitens der Antragstellerin 
zu überprüfen, ob die E intragung  einer Baulast oder einer Grunddienstbarkeit vorliegt bzw. zu si­
chern ist.

1

3.6
Nebenbestimmungen und Hinweise der S enatorin für Bau, Mobilität und S tadtentwicklung —
R eferat 65

3.6.1 Abweichungen

3.6.1.1
E s wird eine Abweichung von Ziffer 5.2.2 MIndBauR L  für die Herstellung einer Feuerwehrumfahrt 
erteilt.

3.6.1.2
E s wird eine Abweichung von Ziffer 6.2 MIndBauR L  für die Ü berschreitung der zulässigen Brandab­
schnittsfläche erteilt.
3.6.1.3
E s wird eine Abweichung von Ziffer 5.2 MK LR  für die Unterteilung der Lagerfläche in Brandschnitte 
> 5000qm erteilt.

3.6.1.4
E s wird eine Abweichung von Ziffer 5.7.2.1 MIndBauRL  für die Ü berschreitung  zulässiger Dachflä­
chengrößen in Bezug auf R auchabzugsgeräte erteilt.

3.6.1.5 1
E s wird eine Abweichung von Ziffer 5.7.4.3 MIndBauR L  für die Herstellung einer automatischen Aus­
lösung der R WA erteilt.

3.6.1.6
E s wird eine Abweichung von Ziffer 5.12.1 MIndBauR L  für den Aufbau der bestehenden Außen­
wände erteilt.

- S eite 38 von 74 -

mailto:grubenentleerung@hanseWasser.de


Die S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft - Bescheid vom 18.05.2026

3.6.1.7
E s wird eine Abweichung von Ziffer 5.3 MKLR  für die Herstellung von brandlastfreien Zonen erteilt.

3.6.1.8
E s wird eine Abweichung von §  32 (1) BremLBO für den fehlenden ausreichenden Feuerwiderstand 
der bestehenden Lichtbänder im Dachbereich erteilt.

3.6.1.9
E s wird eine Abweichung von §  32 (11) BremLBO für die Herstellung der Dachbegrünung erteilt.

3.6.2 Auflagen

3.6.2.1
Der Termin einer möglichen S chlussabnahme ist mindestens zwei Wochen vor der Nutzungsauf­
nahme anzuzeigen.

3.6.2.2
E ine S chlussabnahme durch die Bauaufsichtsbehörde wird angeordnet.

3.6.2.3
Gemäß §  49 (1) BremLBO in Verbindung mit dem S tellplatzortsgesetz Bremen sind für das 
Bauvorhaben 9 Fahrradstellplätze erforderlich und müssen bei Nutzungsaufnahme ge­
brauchsfertig sein.
Auf die leichte E rreichbarkeit und Zugänglichkeit gemäß § 48 (2) BremLBO wird hingewiesen.

Gem. Angabe in den Bauvorlagen wird der erforderliche R aum im bestehenden Nebengebäude für 
Fahrräder zur Verfügung gestellt.-

3.6.2.4
Gemäß § 49 BremLBO in Verbindung mit dem Mobilitätsbauortsgesetz  Bremen sind für das 
Bauvorhaben 8 K FZ-S tellplätze notwendig und müssen bei Fertigstellung/ Nutzungsauf­
nahme gebrauchsfertig sein.

Die S tellplätze befinden sich auf bereits versiegelter und vorhandener S tellplatzfläche auf 
dem eigenen Betriebsgrundstück.

3.6.2.5
Das Brandschutzkonzept BK-EPS -06-24-02, Index 2a vom 05.05.2026, aufgestellt durch Dipl.-Ing. 
Volker Gutsch, einschl. des Prüfberichtes zur Prüfung des Brandschutzkonzeptes, Prüfbericht Nr. 
PNHB-2024-020 und des Abschlussberichtes vom 07.05.2026, aufgestellt durch VIS CHER  Ingeni­
eurgesellschaft mbH & Co. KG, Herr Dr.-Ing. Andreas Vischer, Baus Blick 5, 49835 Wietmarschen, 
ist Bestandteil dieser Genehmigung und ümzusetzen, sofern nicht durch die folgenden Auflagen 
zum vorbeugenden Brandschutz anderslautende oder weitergehende Forderungen gestellt werden.

S ollten sich hinsichtlich brandschutztechnischer Anforderungen unterschiedliche Angaben in Bau­
vorlagen und Brandschutzkonzept ergeben, so sind die Angaben aus dem Konzept zugrunde zu le­
gen.

3.6.2.6 -: —
Abnahmetermine zur Ü berwachung der Baumaßnahme in brandschutztechnischer Hinsicht sind 
rechtzeitig mit VIS CHE R  Ingenieurgesellschaft mbH & Co. KG, Herr Dr.-Ing. Andreas Vischer zu ver­
einbaren.
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3.6.3 Hinweise

3.6.3.1
Bei den 22 S tellplätzen auf dem Nachbargrundstück handelt es sich um nicht erforderliche PKW­
S tellplätze auf bereits versiegelter F läche.

3.6.3.2
Die Auflagen 1010, 1030 und 110 haben sich durch die Zustimmung zum vorzeitigen Baubeginn 
gem. §  8a BImS chG erübrigt.

3.6.3.3
Die bisher erteilten Auflagen gelten - soweit nicht geändert - weiter.

3.7 Hinweis der S enatorin für Bau, Mobilität und S tadtentwicklung —  Abteilung  Verkehr —  R e­
ferat S chienenverkehr •

Das R ohstoffwerk Weser verfügt über einen Gleisanschluss, welcher in seinem Bestand erhalten 
bleibt und für die Zuführung von Gütern über die E isenbahn genutzt werden soll. Für den Betrieb der 
Anschlussbahn ist eine E rlaubnis gemäß §  7f Allgemeines E isenbahngesetz (AE G) i.V.m. §  3 Abs. 1 
der Verordnung über den Bau und Betrieb von Anschlussbahnen erforderlich, Diese E rlaubnis wird 
nicht von der Konzentrationswirkung gemäß §  13 BImS chG erfasst, weil sie nicht auf die immissi­
onsschutzrechtlich zu genehmigende Anlage, sondern auf den Bahnbetrieb bezogen ist. Der hier ge­
stellte Antrag wurde an die S enatorin für Bau, Mobilität und S tadtentwicklung (Abteilung Verkehr —  
R eferat S chienenverkehr) weitergeleitet. Von dort wurden die folgenden Hinweise erteilt:

Gegen die Weiterführung des Betriebs der Anschlussbahn bestehen unter Berücksichtigung der 
nachfolgenden Hinweise und Auflagen von S eiten der Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde keine 
Bedenken

- Vor Aufnahme des Betriebes ist ein Antrag gemäß §  7f Allgemeines E isenbahngesetz (AE G) 
bei der Aufsichtsbehörde einzureichen.

- Die Gleise der F irma Nehlsen AG schließen über die Weiche 537 an die Infrastruktur der bre­
menports GmbH & Co. KG an. Ü ber die Weiche 536 verzweigt sich der Gleisanschluss in die 
Gleise 537 und 538, führt durch die Halle und wird durch Prellböcke begrenzt.

- Der Betrieb wird durch zugelassene E isenbahnverkehrsunternehmen durchgeführt.
- E ine Bedienungsanweisung für den Gleisanschluss ist zu erstellen und der LE A - Gesell­

schaft für Landeseisenbahnaufsicht mbH, Hannover, vorzulegen.
- Der bestehende Infrastrukturanschlussvertrag (IAV) wurde beim E rwerb des Grundstücks 

übernommen und wird weitergeführt.

1

Der Antrag gemäß §  7f AE G ist ohne Anlagen zu richten an: •

Freie Hansestadt Bremen
Die S enatorin für Bau, Mobilität und S tadtentwicklung
Abteilung Verkehr —  R eferat S chienenverkehr
Cortrescarpe 72
28195 Bremen

E ine vollständige Ausfertigung des Antrags (mit Anlagen) ist zu richten an:

LE A - Gesellschaft für Landeseisenbahnaufsicht mbH
Leonhardtstraße 11
30175 Hannover
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3.8 Nebenbestimmungen der hanseWasser Bremen GmbH bezüglich der E inleitung nicht­
häuslichen S chmutzwassers

Diese Genehmigung schließt die E rlaubnis für die E inleitung nichthäuslichen S chmutzwassers in die 
öffentlichen Abwasseranlagen im R ahmen dieser Genehmigung mit ein.

3.8.1 Auflagen und Bedingungen

Die E rlaubnis erstreckt sich auf folgende Abwasseranfallstellen (AS ):

AS  1 Waschplatz (außen) —  Fahrzeuge und Arbeitsmaschinen

AS  2 Betankungsfläche

AS  3 Lagerfläche Metallschrott

AS  4 Drucklufterzeugung

1. Behandlungssystem
Das anfallende nichthäusliche S chmutzwasser wird vor der E inleitung in die öffentliche Kanalisation 
über follgende(s) Behandlungssystem(e) (BS ) geführt:

1. Behandlungssystem

Das anfallende nichthäusliche S chmutzwasser wird vor der E inleitung in die öffentliche K analisation über fol- 
gende(s) Behandlungssystem(e) (BS ) geführt:

Behandlungssystem 1
(erfasst AS  1)

Behandlungssystem 2
(erfasst AS  2)

VorS F/S F-LF -K-Abscheider NS  15

S F-LF -K-Abscheider NS  10

Behandlungssystem 3
(erfasst AS  3)

VorS F/F iltration (S chwermetalle)/S F -LF -K-Abscheider NS  10

Behandlungssystem 4 
(erfasst AS  4):

Ö l-Wasser-Trenneinheit

2. Messstellen, Beprobungsintervalle, Grenzwerte

Das in Ihrem Betrieb anfallende S chmutzwasser wird kostenpflichtig auf folgende Parameter unter­
sucht. Die Messstellen müssen eindeutig, z. B. durch Markierung, zu erkennen sein. Die E ntnahme 
von Abwasserproben muss ermöglicht werden. Das Abwasser darf erst in die öffentlichen Abwasser­
anlagen eingeleitet werden, wenn die gesetzlichen Anforderungen (u. a. E inhaltung der Grenzwerte) 
erfüllt werden. Hierzu gehören die nachfolgend aufgeführten Grenzwerte:
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Parameter

pH-Wert

Kohlenwasserstoffe

*1)

°2)
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Kontrollschacht S F-LF -K-Abscheider NS  15

Grenzwert

6,5 -10

20 mg/l

Häufigkeit pro J ahr

2 x "1)."2)
2 x "1) *2)

Wir verzichten auf die regelmäßige Probenahme, wenn die tägliche Abwassermenge 1 m3 pro 
Tag nicht überschreitet. Das gilt nur dann, wenn S ie hierüber einen Nachweis führen und uns 
diesen bis spätestens zum 15. Februar eines jeden J ahres für das vorangegangene Kalender­
jahr vorlegen (s. auch beiliegendes  Info-Papier). E in entsprechendes Formblatt (grün) liegt bei.

Wir verzichten ebenfalls auf die regelmäßige Probenahme, wenn eine durch allgemeine bau­
aufsichtliche Zulassung für Anlagen zur Begrenzung von K ohlenwasserstoffen oder sonst nach 
Landesrecht zugelassene Abwasserbehandlungsanlage (z. B. Leichtflüssigkeitsabscheider­
anlage, E mulsionsspaltanlage) eingesetzt wird. Diese Anlage muss entsprechend ihrer Zu­
lassung eingebaut, betrieben und regelmäßig gewartet sowie vor Inbetriebnahme und in 
regelmäßigen Abständen von nicht länger als 5 J ahren auf ihren ordnungsgemäßen Zustand 
überprüft werden.-------

Um die kostenpflichtige Abwasseruntersuchung zu vermeiden, müssen von Ihnen folgende 
Nachweise vorgelegt werden (s. auch beiliegendes  Info-Papier):

a. Kopie der Wartungsanleitung des Herstellers  (einmalig),
b. Bestätigung einer Vororteinweisung bzw. die Kopie des Wartungsvertrages mit einer Fach­

F irma (einmalig),
c. Kopien der Wartungs- und ggfs. Zustandsberichte (jährlich),

Die Nachweise unter c. müssen spätestens bis zum 15. Februar eines jeden K alenderjahres  
vorgelegt werden. /

I

Messstelle 2
(erfasst BS 2)

K ontrollschacht S F-LF -K-Abscheider NS  10
(Betankungsfläche)

Parameter ‘Grenzwert Häufigkeit pro J ahr

pH-Wert

Kohlenwasserstoffe

6.5 —  10
20 mg/l

Von einer regelmäßigen 
Beprobung sehen wir 
derzeit ab.

Messstelle 3•
(erfasst BS  3)

Kontrollschacht S F-LF -K-Abscheider NS  10
(Lagerfläche Metallschrott)

Parameter Grenzwert Häufigkeit pro J ahr

pH-Wert

Kohlenwasserstoffe

Blei

Cadmium

Chrom, gesamt

Kupfer

Nickel

Zink

Zinn

6.5 —  10
20 mg/l

1 mg/l

0,2 mg/l

1 mg/l

1 mg/l

1 mg/l

2 mg/l

2 mg/l

••

•

2 x
2 x
2 X

2 x

2 x

2 x

2 x
2 x
2 x
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Als Untersuchungsmethode finden die im E ntwässerungsortsgesetz genannten DIN-Verfahren in der 
jeweils gültigen Fassung oder gleichwertige Verfahren Anwendung. Neben der o. g. kostenpflichti­
gen E ntnahme, Untersuchung und Auswertung von Abwasserproben behält sich die hanseWasser 
Bremen GmbH vor, das S chmutzwasser an den Messstellen zusätzlich zu den angegebenen Bepro- 
bungsintervallen durch die E ntnahme und Untersuchung von weiteren Abwasserproben zu kontrol­
lieren.

3. Anforderungen Allgemein

• Für das Betriebsgrundstück gilt eine E inleitbeschränkung für S chmutzwasser am Anschlusskanal 
in die öffentlichen Abwasseranlagen von 11 l/s.

• Pumpensteuerung zur einleitbeschränkten S chmutzwasserbeseitigung auf dem Betriebsgrund­
stück: Die 3 Doppelpumpenanlagen (PW 01, PW 02 und PW 03) für die Druckentwässerung mit E in­
leitbeschränkung auf max. 11 l/s am Anschlusskanal sind untereinander so zu steuern, dass wäh­
rend der Betriebsphasen der Pumpen die E inhaltung des zulässigen Drosselablaufes jederzeit si­
chergestellt ist.

• Der Ablauf des Löschwassertanks für R einigungs- und Wartungszwecke ist mit einer Drosselarma­
tur auf 7 l/s zu begrenzen.

• Das Löschwasserkonzept zur R ückhaltung und E ntsorgung von Löschwasser im Brandfall ist ein­
zuhalten.

Anfallstelle 1

• Motorwäschen und E ntkonservierungen sind nicht gestattet. • Gabelstaplerwäschen dürfen nur bei 
geschlossenem Batteriefach durchgeführt werden.

• Das Abwasser darf nicht enthalten: organisch gebundene Halogene, die aus Wasch- und R eini­
gungsmitteln oder sonstigen Betriebs- und Hilfsmitteln stammen, organische Komplexbildner, die ei­
nen DOC-E liminierungsgrad nach 28 Tagen von mindestens 80 Prozent (s. Abwasserverordnung, 
Nummer 406 der Anlage „Analysen-und Messverfahren") nicht erreichen.

• In Leichtflüssigkeitsabscheideranlagen darf nur Abwasser abgeleitet werden, das abscheidefreund­
liche Wasch- und R einigungsmittel oder instabile E mulsionen enthält, die die R einigungsleistung der 
Anlage nicht beeinträchtigen. Abscheidefreundlich im S inne des Anhanges 49 der AbwV sind R eini­
gungsmittel, die in Verbindung mit Leichtflüssigkeiten temporärstabile oder instabile E mulsionen bil­
den, d. h. die nach dem R einigungsprozess deemulgieren.

Anfallstellen 1 + 2

• Lösungsmittel, Kraftstoffe, Bremsflüssigkeit, Batteriesäure und Frostschutzmittel dürfen weder über 
die Leichtflüssigkeitsabscheideranlage noch direkt in das öffentliche Abwassernetz eingeleitet wer­
den. Nach dem z. Zt. gültigen Abfallgesetz müssen diese S toffe als S onderabfall entsorgt werden.

Anfallstelle 2

• Wascharbeiten jeglicher Art sowie R eparatur- und Wartungstätigkeiten sind auf der Betankungsflä­
che nicht gestattet.

• Lösungsmittel, Kraftstoffe, Bremsflüssigkeit, Batteriesäure und Frostschutzmittel dürfen weder über 
die Leichtflüssigkeitsabscheideranlage noch direkt in das öffentliche Abwassernetz eingeleitet wer­
den. Nach dem z. Zt. gültigen Abfallgesetz müssen diese S toffe als S onderabfall entsorgt werden.
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• Die betrieblichen R ahmenbedingungen für die Betankung von Kraftfahrzeugen und die Befüllung 
und Lagerung wässriger Harnstofflösungen (AdBlue® ) sind so zu gestalten, dass nur Tropfmengen 
anfallen. Hierzu gehören insbesondere folgendePunkte:

- Während der Befüllung des Lagerbehälters mit wässriger Hahnstofflösung (AdBlue® ) ist der S chie­
ber für die Bodeneinläufe zu verschließen. . -.

- Das Zapfventil zur Abgabe von wässriger Harnstofflösung darf nur ohne Feststelleinrichtung ver­
wendet werden.

- E ventuelle Leckagemengen sind durch geeignetes Bindemittel aufzunehmen.

- Geeignetes Bindemittel ist in ausreichender Menge vorzuhalten. Verunreinigtes Bindemittel ist in 
einem dafür geeigneten Behälter zu sammeln und über einen Fachbetrieb zu entsorgen. E s sind 
eine Betriebsanweisung sowie ein Alarmplan mit S ofortmaßnahmen zur Gefahrenabwehr aufzustel­
len und einzuhalten. Die vorgenannten R egelungen sind in die Betriebsanweisung mit aufzunehmen. 
Die Betriebsanweisung ist an der Tankstelle zu hinterlegen.

- Gelangen während der Befüllung des E lO-Lagerbehälters mehr als 10 I des Kraftstoffes E 10 in den 
Leichtflüssigkeitsabscheider, ist durch den Betreiber unverzüglich eine Kontrolle des Leichtflüssig­
keitsabscheiders durchzuführen und der Leichtflüssigkeitsabscheider durch die hanseWasser ent­
leeren zu lassen. -

Anfallstelle 4 (Drucklufterzeugung)

• Die Behandlungsanlage 4 ist gemäß der Installations- und Wartungsanleitung zu betreiben. 1

S onstiges

Nach §  8 Abs. 4 E ntwässerungsortsgesetz dürfen mit dem nichthäuslichen S chmutzwasser S toffe 
(Feststoffe, F lüssigkeiten, Gase), die nach Art und Menge -

• das in öffentlichen Abwasseranlagen oder S chlammbehandlungsanlagen beschäftigte Personal ge­
sundheitlich gefährden können,

• die öffentlichen Abwasseranlagen oder S chlammbehandlungsanlagen in ihrem Bestand oder Be­
trieb nachteilig beeinflussen können,

• ein als Vorfluter benutztes Gewässer nachteilig verändern können, • die S chlammbehandlung oder 
-verwertung erschweren können,

• eine erhebliche Geruchsbelästigung verursachen können, nicht in die öffentlichen Abwasseranla­
gen eingeleitet werden.

4. Verantwortliche.Personen Die Ü berwachung der E inleitung des nichthäuslichen S chmutzwassers 
muss Personen übertragen werden, die zuverlässig und geschult sind (s. Nr. 5 und Nr. 6).

5. Betriebstagebuch, Betriebsstörungen

Innerhalb eines Monats nach E rhalt dieses Bescheides ist ein Betriebstagebuch zu erstellen. E ine 
Kopie dieses E rlaubnisbescheides ist beizuheften.

Das Betriebstagebuch ist dokumentensicher anzulegen und insbesondere vor unbefugtem Zugriff zu 
schützen. Das Betriebstagebuch muss jederzeit einsehbar sein und in Klarschrift vorgelegt werden 
können. Gleiches gilt für die Führung des Betriebstagebuches mittels elektronischer Datenverarbei­
tung. E ine elektronische Dokumentation ist gegen beabsichtigte oder unbeabsichtigte nachträgliche
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Veränderung zu schützen (z.B. S chreibschutz, Passwort-S chutz, elektronische, automatische Doku­
mentation aller Veränderungen an bereits gespeicherten Daten mit Zeitstempel und User etc.).

Im Betriebstagebuch muss Folgendes festgehalten werden:

• die Personen, die mit der Ü berwachung der E inleitung des nichthäuslichen S chmutzwassers be­
auftragt sind,

• alle jeweils eingesetzten Wasch- und R einigungsmittel oder sonstigen Betriebs- und Hilfsstoffe so­
wie Angaben des Herstellers, dass organisch gebundene Halogene nicht enthalten sind und vorhan­
dene organische Komplexbildner einen DOC  - E liminierungsgrades nach 28 Tagen von mindestens 
80 Prozent erreichen (s. Nr. 3),.

• die Wartungsprotokolle für das/die Behandlungssystem(e) (s. Nr. 6),

• S törungen und sonstige außergewöhnliche E reignisse (soweit sie die E inleitung des nichthäusli­
chen S chmutzwassers betreffen) mit Datum, Zeitdauer und Ursache.

Bei mehreren Behandlungssystemen ist eine übersichtliche Gliederung vorzunehmen.

Mitarbeiter der hanseWasser Bremen GmbH haben das R echt, das Betriebstagebuch einzusehen.

6. Wartungsverpflichtungen

Zur S icherung der Qualität des in die öffentliche Kanalisation eingeleiteten S chmutzwassers sind 
den betrieblichen E rfordernissen der Abwasserbehandlungsanlage (BS  3 [hier F iltration —  S chwer­
metalle] und BS  4) angepasste Funktionskontrollen von fachlich qualifiziertem Betriebspersonal 
durchzuführen. In angemessenen Abständen, mindestens jedoch jährlich sind alle relevanten Anla­
genelemente durch einen qualifizierten Fachbetrieb warten zu lassen.

Die Wartung des Behandlungssystems 4 (Ö l-Wasser-Trenneinheit) muss gemäß der Installations- 
und Wartungsanleitung durchgeführt werden. Die E rgebnisse müssen im Betriebstagebuch festge­
halten werden (s. Nr. 5).

Zur S icherung der Ableitung des in die öffentliche Kanalisation eingeleiteten S chmutzwassers sind 
den betrieblichen E rfordernissen der S chmutzwasserentwässerung - hier: Pumpwerke mit Doppel­
pumpenanlagen (PW 01 bis PW 03) angepasste Funktionskontrollen von fachlich qualifiziertem Be­
triebspersonal durchzuführen und im Betriebstagebuch zu dokumentieren. In angemessenen Ab­
ständen, mindestens jedoch jährlich, sind Generalüberprüfungen aller relevanten Anlagenelemente 
durch einen qualifizierten Fachbetrieb durchführen zu lassen.

Die Leichtflüssigkeitsabscheideranlage(n) ist/sind von fachlich geeignetem Personal gemäß der Be­
triebs- und Wartungsanweisung des Herstellers bzw. den jeweils gültigen R egeln der Technik zu 
warten und zu erhalten. Als Nachweis der S achkunde kann z. B. eine schriftliche Bestätigung des 
Abscheiderherstellers oder -lieferanten über die erfolgreiche Teilnahme an einer entsprechenden 
S chulung mit nachfolgender Vororteinweisung an der betriebseigenen Abscheideranlage dienen. E s 
besteht ebenfalls die Möglichkeit, die Wartungsarbeiten von externen, fachkundigen Personen vor­
nehmen zu lassen.

S oweit für das Grundstück eine reduzierte E ntleerungshäufigkeit genehmigt wurde, gelten die Anfor­
derungen des betreffenden Bescheides der hanseWasser Bremen GmbH.
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7. Mitteilungspflichten

a) Betriebliche Veränderungen, die Auswirkungen auf die Menge oder die Zusammensetzung des 
einzuleitenden S chmutzwassers haben, sind der hanseWasser Bremen GmbH vor ihrer Durchfüh­
rung anzuzeigen (§  8 Abs. 8 E OG).

b) Innerhalb von einem Monat nach Zustellung der E rlaubnis oder nach erfolgtem Betriebsübergang 
auf einen R echtsnachfolger ist der hanseWasser Bremen GmbH schriftlich mitzuteilen, wer für die 
Ü berwachung der E inleitung des nichthäuslichen S chmutzwassers verantwortlich ist (auch die Na­
men der S tellvertreter sind anzugeben, s. Nr. 4).

c) Innerhalb von einem Monat nach Zustellung der E rlaubnis oder nach erfolgtem Betriebsübergang 
auf einen R echtsnachfolger sind der hanseWasser Bremen GmbH Herstellerangaben zu übersen­
den, aus denen hervorgeht, dass die eingesetzten Wasch- und R einigungsmittel keine organisch ge­
bundenen Halogene enthalten und organische Komplexbildner den genannten Anforderungen genü­
gen (s. Nr. 3).

d) Innerhalb eines J ahres nach Zustellung der E inleiterlaubnis oder nach erfolgtem Betriebsüber­
gang auf einen R echtsnachfolger ist der hanseWasser Bremen GmbH die S achkunde derjenigen 
Personen nachzuweisen, die für die Durchführung von Wartungsarbeiten zuständig sind. Bei Ab­
schluss eines Wartungsvertrages mit einer Fachfirma ist eine Kopie des Vertrages vorzulegen (s. Nr. 
6). ~

e) Der Verkauf oder die Verpachtung des Grundstücks oder eines Grundstücksteils ist der hanse­
Wasser Bremen GmbH innerhalb eines Monats mitzuteilen.

1

f) E in bevorstehender Betriebsübergang auf einen R echtsnachfolger sowie eine Umfirmierung des 
E rlaubnisnehmers ist der hanseWasser Bremen GmbH umgehend mitzuteilen.

3.8.2 Hinweise

• Die hanseWasser Bremen GmbH ist aufgrund Beleihung die zuständige Behörde für die E rteilung 
einer E inleiterlaubnis nach §  8 des E ntwässerungsortsgesetzes (E OG).
• Bei schriftlicher Anforderung sind der hanseWasser Bremen GmbH die Angaben und Nachweise 
vorzulegen, die zur Beurteilung von Art und Menge des anfallenden S chmutzwassers erforderlich 
sind (§  8 Abs. 3 E OG).

• Nach §  17 Abs. 1 Nr. 2 E OG handelt u. a. derjenige ordnungswidrig im S inne von §  103 Abs. 2 Nr.
4 des Bremischen Wassergesetzes, der vorsätzlich oder fahrlässig bei der E inleitung die in der E r­
laubnis festgelegten Grenzwerte überschreitet.

• Die E ntnahme, Untersuchung und Auswertung zusätzlicher Abwasserproben sowie die Ü berprü­
fung der Grundstücksentwässerungsanlagen sind kostenpflichtig, wenn sich ergeben sollte, dass ge­
gen das E ntwässerungsortsgesetz verstoßen worden ist (z. B. bei Grenzwertüberschreitungen, un­
sachgemäßem Betrieb und Unterhaltung von Grundstücksentwässerungsanlagen). Gemäß §  10 
Abs. 2 E OG bezieht sich das sowohl auf Herstellung, Ä nderung, Instandhaltung, Beseitigung oder 
Benutzung von Grundstücksentwässerungsanlagen als auch die Benutzung der öffentlichen Abwas­
seranlagen.' .

• Diese E rlaubnis kann widerrufen werden, wenn es zur Verminderung nachteiliger Wirkungen im 
S inne des §  8 Abs. 4 E OG notwendig ist (§  8 Abs. 6 S atz 3 E OG) oder wenn sich eine den Inhalt 
dieser E rlaubnis betreffende R echtsvorschrift ändert.
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4. E ntscheidung über E inwendungen gemäß §  10 Abs. 7 BImS chG

S oweit E inwendungen privater Dritter und S tellungnahmen der im Verfahren beteiligten Träger öf­
fentlicher Belange nicht schon während der mündlichen E rörterung ausgeräumt worden sind bzw. 
ihnen durch Nebenbestimmungen R echnung getragen wird oder soweit sich im Laufe des Genehmi­
gungsverfahrens auf andere Art und Weise erledigt haben, werden sie zurückgewiesen. Die Gründe 
für die Zurückweisung ergeben sich aus Ziffer 6.7 dieser Genehmigung.

5. K ostenfestsetzung

Für die E rteilung dieser Genehmigung werden Kosten in Höhe von 57.650,00 E uro festgesetzt.

Die R echnung für die Gebühr wird Ihnen zu einem späteren Zeitpunkt gesondert zugehen. Bitte ge­
ben S ie bei der Zahlung das dort vorhandene Kassenzeichen an.

6. Begründung

6.1 S achverhalt

Die Nehlsen AG, im weiteren Vorhabensträgerin genannt, beantragte am S tandort „Kap-Horn-S traße 
30" in 28237 Bremen (Gemarkung VR  33, F lur 33, F lurstück 5/81, 5/77, 5/65, 5/82 und F lur 111, 
F lurstück 2/75 und 2/76) die E rrichtung und den Betrieb eines S ekundärrohstoffzentrums mit dem 
Namen „R ohstoffwerk Weser".

Die Vorhabenträgerin teilte mit, dass die Grundstücksfläche bereits vollständig erschlossen und mit 
einer Halle und zwei Bürogebäuden bebaut sei. Auf dem Anlagengelände befänden sich zudem eine 
Kaje- und Gleisanlage.

Bei dem Vorhabengrundstück handele es sich um ein trimodal erschlossenes Grundstück mit einer 
Gesamtfläche von 43.000 m2. Die dort befindliche Halle weise eine Gesamtgröße von 13.000 m2 auf.

Antragsgegenstand ist vorliegend die E rrichtung und der Betrieb eines S ekundärrohstoff-zentrums 
bestehend aus vier Bereichen.

Die Bereiche umfassen:

- eine Aufbereitung von E rsatzbrennstoffen (A 100 / A 101)
- eine Vorbehandlungsanlage nach Gewerbeabfallverordnung (A 200 / 201)
- eine Aufbereitung von Altholz (A 300 / 301)
- die Behandlung von E isen- und Nichteisenmetallen (A 400 / 401)
- Lagerung von E isen- und Nichteisenmetallen (A500)
- Zeitweilige Lagerung von nicht gefährlichen Abfällen (A 600).
- Zeitweilige Lagerung von gefährlichen Abfällen (A700)
- Umschlag von gefährlichen Abfällen (A 800)
- Umschlag von nicht gefährlichen Abfällen (A801)

Der S tandort soll nach dem neuesten S tand der Technik ausgestattet werden, welche die Herstel­
lung von S ekundärrohstoffen aus Industrie- und Haushaltsabfällen in abgetrennten und teilweise 
aufkonzentrierten Werkstofffraktionen ermöglichen soll.

Die Gesamtdurchsatzkapazität aller Betriebseinheiten soll 350.000 Mg/a betragen.
Hierbei sind 150.000 Mg/a für die E rsatzbrennstoff-Aufbereitung (E BS -Aufbereitung) und/oder die
Vorbehandlungsanlage nach der Gewerbeabfallverordnung geplant. Weitere 100.000 Mg/a sind für 
die Altholzaufbereitung vorgesehen und 100.000 Mg/a für die Vorbehandlung von S chrotten.
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Dabei ist geplant, auch gefährliche Abfälle in Höhe von 37.950 Mg/a im Batchbetrieb zu verarbeiten 
oder umzuschlagen. Hierfür sollen Lagerflächen auf dem Gelände in den einzelnen Betriebseinhei­
ten zur Verfügung stehen.

Die Maximallagermenge für Abfälle auf der Freifläche und in der Halle beträgt 27.930 Mg/a. Hierbei 
wird unterteilt in 26.054 Mg für nicht gefährliche und 1.876 Mg gefährliche Abfälle.

Die E rrichtung und Inbetriebnahme der Teilanlagen E BS -Aufbereitungsanlage, Vorbehandlungsan­
lage nach der Gewerbeabfallverordnung, S chrottumschlag/-behandlung und die allgemeine Zwi­
schenlagerung sowie der Umschlag von Abfällen soll unmittelbar nach E rteilung der Genehmigung 
erfolgen.
Aus Zeit-, Kapazitäts- und Investitionsgründen wird mit der E rrichtung der Altholzauf-bereitung aller 
Voraussicht nach erst versetzt begonnen werden.
Die Inbetriebnahme der anderen Teilanlagen (inklusive Umschlag und Zwischenlagerung von Alt­
holz) soll unmittelbar nach der E rrichtung der Anlage erfolgen.

6.2 Ablauf des  Genehmigungsverfahrens

6.2.1 Antragsberatung

Am 08.03.2022 fand eine Antragsberatung per Videokonferenz mit folgenden Teilnehmenden S tel­
len statt:

- Nehlsen AG
- R echtsanwalt der Kanzlei Friedrich Graf von Westphalen & Partner mbB
- Gewerbeaufsicht des Landes Bremen
- hanseWasser Bremen GmbH
- Feuerwehr Bremen
- R eferatsabschnitt Abfallüberwachung (seinerzeit S KUMS , heute S UKW)
- Bodenschutz und Altlasten (seinerzeit S KUMS , heute S UKW)
- Wasserbehörde (seinerzeit S KUMS , heute S UKW)
- Abfallreferat (seinerzeit S KUMS , heute S UKW)
- Bauordnung (seinerzeit S KUMS , heute S BMS )

1

6.2.2
Behördenbeteiligung  und Hinweis der Genehmigungsbehörde an die Bodenschutzbehörde 
zur Bearbeitung des Antrages

Die Antragsunterlagen vom 31.01.2024 in der Neufassung per E -Mail von der Vorhabenträgerin vom 
30.04.2025 wurden den durch das Vorhaben in ihren jeweiligen Aufgabenbereichen berührten Fach­
behörden nach der Vollständigkeitsprüfung per E -Mail vom 20.05.2025 mit der Bitte um S tellung­
nahme übermittelt. Auf dieser Grundlage wurden folgende Behörden beteiligt:

- hanseWasser Bremen GmbH,
- die Gewerbeaufsicht des Landes Bremen —  Dienstort Bremen - (Immissions- und Arbeits­

schutz), .
- Die S enatorin für Bau, Mobilität und S tadtentwicklung

- R eferat 65 - S onderbau
- Die S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft der Freien Hansestadt Bremen

- R eferat 23 —  Kreislauf- und Abfallwirtschaft —  Abschnitt 230 —  Abfallüberwachung
- R eferat 24 —  Bodenschutz und Altlasten —
- R eferat 32 (Quantitative Wasserwirtschaft, Hochwasser- und Küstenschutz, Meeresumwelt­
schutz), .

- R eferat 33 (Qualitative Wasserwirtschaft, Gewässerschutz, Trinkwasserversorgung, 
Abwasserbeseitigung

- R eferat 34 (Wasser- und Deichrecht)
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- R eferat 26 (Naturschutz und Landschaftspflege)

In Ihrer E -Mail vom 26.02.2026 wies die Genehmigungsbehörde die Fachbehörde für Bodenschutz  
und Altlasten darauf hin, dass es sich bei Anlagenteilen um sog. IE -Anlagen im S inne von §  3 Abs. 8 
BImS chG i. V. m. §  4 Abs. 1 S atz 4 der 4. BImS chV, die den Ziffern 8.11.1.1 GE  und 8.12.1.1 GE  
von Anhang 1 der 4. BImS chV  zuzuordnen seien, handele. E in Genehmigungsbescheid für Anlagen 
nach der Industrieemissions-R ichtlinie müsse nach §  21 Abs. 2a der 9. BImS chV  bestimmte Anga­
ben enthalten. Vor diesem Hintergrund bat die Genehmigungsbehörde die Fachbehörde für Boden­
schutz und Altlasten um die Mitteilung entsprechender Inhalts- und Nebenbestimmungen zur Auf­
nahme in die Genehmigung im Fall ihrer E rteilung.

6.2.3_
Anhörung der Vorhabenträgerin vor E rlass der beantragten Genehmigung

Per E -Mail vom 15.05.2026 an die Vorhabenträgerin und ihren Bevollmächtigten wurde ein E ntwurf 
des beabsichtigten Bescheides als pdf-Dokument im R ahmen der gebotenen rechtlichen Anhörung 
übermittelt und Gelegenheit zur S tellungnahme gegeben. Per E -Mail an die Genehmigungsbehörde 
vom 15.05.2026 teilte der Verfahrensbevollmächtigte für die Vorhabenträgerin mit, dass er zu dem 
übersandten E ntwurf der Genehmigung keine Anmerkungen habe.

6.3 R echtliche Würdigung

6.3.1 Zuständigkeit

Die S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft der Freien Hansestadt Bremen ist nach Nummer 
1 der Anlage zu §  1 der Bekanntmachung der Zuständigkeiten für Aufgaben des Immissionsschut­
zes vom 31. Mai 2011 (Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen S . 647), zuletzt Berichtigung vom 
30. J anuar 2013 (Brem.ABI. S . 67), zuständige Behörde und zuständige oberste Landesbehörde für 
die Genehmigung der E rrichtung und des Betriebes von Anlagen zur Verwertung und Beseitigung 
von Abfällen.

6.3.2 Genehmigungsbedürftigkeit

Das von der Vorhabenträgerin beabsichtigte Ä nderungsvorhaben ist genehmigungsbedürftig.

Gemäß §  4 Abs. 1 BImS chG bedürfen die E rrichtung und der Betrieb von Anlagen, die auf Grund 
ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonderem Maße geeignet sind, schädliche Umweltein­
wirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefähr­
den, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu belästigen, sowie von ortsfesten Abfallentsor­
gungsanlagen zur Lagerung oder Behandlung von Abfällen bedürfen einer Genehmigung.

Die beantragte Abfallentsorgungsanlage „R ohstoffwerk Weser" umfasst die E rrichtung und den Be­
trieb einer Anlage bestehend aus einer E rsatzbrennstoffaufbereitungsanlage, einer Altholzaufberei- 

•tungsanlage, einer Vorbehandlungsanlage nach Gewerbeabfallverordnung, dem S chrottumschlag 
von E isen- und Nichteisenmetallen inklusive Vorbehandlung sowie einer Zwischenlagerung und ei­
nem Umschlag von jeweils nicht gefährlichen und gefährlichen Abfällen mit einer Gesamtdurchsatz­
kapazität von 350.000 Mg pro J ahr.

Die E rrichtung und der Betrieb einer E rsatzbrennstoffaufbereitungsanlage mit einer Durchsatzkapa­
zität von 150.000 Mg/a nicht gefährlichen und 4.200 Mg/a gefährlichen Abfällen bedarf einer Geneh­
migung nach §  4 Abs. 1 BImS chG in Verbindung mit den § §  1 und 2 der 4. BImS chV und den Ziffer 
8.11.2.3 GE  und 8.11.1.1 GE  des Anhangs 1 der 4. BImS chV.

Die beantragte Altholzaufbereitungsanlage hat eine Durchsatzkapazität von 100.000 Mg/a von nicht 
gefährlichen Abfällen und 15.000 Mg/a von gefährlichen Abfällen und bedarf einer Genehmigung
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nach §  4 Abs. 1 BImS chG in Verbindung mit den § §  1 und 2 der 4. BImS chV  und der Ziffer 8.11.2.4 
V und 8.11.2.1 GE  des Anhangs 1 der 4. BImS chV.

Die Vorbehandlungsanlage nach der Gewerbeabfallverordnung hat eine Durchsatzkapazität von 
150.000 Mg/a von nicht gefährlichen Abfällen und 4.200 Mg/a von gefährlichen Abfällen und bedarf 
einer Genehmigung nach §  4 Abs. 1 BImS chG in Verbindung mit den § §  1 und 2 der 4. BImS chV  
und der Ziffer 8.11.2.4 V  und 8.11.1.1 GE  des Anhangs 1 der 4. BImS chV.

Die Vorbehandlungsanlage von E isen- und Nichteisenmetallen hat eine Durchsatzkapazität von 
100.000 Mg/a von nicht gefährlichen Abfällen und 18.750 Mg/a von gefährlichen Abfällen und bedarf 
einer Genehmigung nach §  4 Abs. 1 BImS chG in Verbindung mit den § §  1 und 2 der 4. BImS chV  
und der Ziffer 8.11.2.4 V  und 8.11.2.1 GE  des Anhangs 1 der 4. BImS chV.

Daneben wurde die Zwischenlagerung gefährlicher und nicht gefährlicher Abfälle mit einer Lagerka­
pazität von 26.054 Mg für nicht gefährliche Abfälle und von 1.876 Mg für gefährliche Abfälle bean­
tragt. Die E rrichtung und der Betrieb einer Anlage zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen bei nicht 
gefährlichen Abfällen mit einer Gesamtlagerkapazität von 100 Tonnen oder mehr und bei gefährli­
chen Abfällen mit einer Gesamtlagerkapazität von mehr als 50 Tonnen, bedarf der Genehmigung 
nach §  4 Abs. 1 BImS chG in Verbindung mit den § §  1 und 2 der 4. BImS chV  und der Ziffer 8.12.2 V  
und 8.12.1.1 GE  des Anhangs 1 der 4. BImS chV. .

Des Weiteren wurde die Lagerung von E isen- und Nichteisenmetallen mit einer Lagerkapazität von 
18.750 Mg beantragt. Die E rrichtung und der Betrieb einer Anlage zur zeitweiligen Lagerung von E i­
sen- und Nichteisenschrotten bedarf der Genehmigung nach §  4 Abs. 1 BImS chG in Verbindung mit 
den § §  1 und 2 der 4. BImS chV  und der Ziffer 8.12.2.3.1 G und 8.12.1.1 GE  des Anhangs 1 der 4. 
BImS chV. II

Der Umschlag von Abfällen hat eine Durchsatzkapazität von 100.000 Mg/a von nicht gefährlichen 
Abfällen und 100.000 Mg/a von gefährlichen Abfällen und bedarf einer Genehmigung nach §  4 Abs. 
1 BImS chG in Verbindung mit den § §  1 und 2 der 4. BImS chV  und der Ziffer 8.15.3 V und 8.15.1 G 
des Anhangs 1 der 4. BImS chV.

Mithin besteht für das verfahrensgegenständliche Ä nderungsvorhaben eine Genehmigungsbedürf­
tigkeit nach §  4 Abs. 1 S atz 1 BImS chG.-

6.3.3 UVP-Vorprüfung

Die Genehmigungsbehörde stellt fest, dass das in den Antragsunterlagen beschriebene Ä nderungs­
vorhaben einer UVP-Vorprüfung bedarf.

Die zuständige Behörde stellt auf der Grundlage geeigneter Angaben des Vorhabenträgers sowie 
eigener Informationen unverzüglich fest, dass nach den § §  6 bis 14b UVPG für das Vorhaben eine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht oder nicht (vgl. §  
5 Abs. 1 S atz 1 UVPG).

Die Feststellung trifft die Behörde u. a. auf Antrag des Vorhabenträgers (vgl. §  5 Abs. 1 S . 2 Nr. 1 
UVPG). Die Vorhabenträgerin hat diesen Antrag am 31.01.2024 gestellt und gleichzeitig der Geneh­
migungsbehörde zur Vorbereitung der Vorprüfung geeignete Angaben nach Anlage 2 UVPG zu den 
Merkmalen des Neuvorhabens und des S tandorts sowie zu den möglichen erheblichen Umweltaus­
wirkungen des Neuvorhabens übermittelt. Die von der Vorhabenträgerin eingereichten Unterlagen 
sind für ihre Zwecke geeignet (vgl. §  7 Abs. 4 UVPG).

Bei einem Neuvorhaben, das in Anlage 1 S palte 2 mit dem Buchstaben „A" gekennzeichnet ist, führt 
die zuständige Behörde eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht durch (§  7 Abs.

41 S atz 1 UVPG).
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Die Pflicht zur Durchführung einer UVP-Vorprüfung ergibt sich aus §  7 Abs. 1 S . UVPG i. V. m. Ziffer 
8.7.1.1. der Anlage 1 Liste „UVP-pflichtige Vorhaben".

Gemäß Ziffer 8.7.1.1 der Anlage 1 des UVPG bedürfen E rrichtung und Betrieb einer Anlage zur zeit­
weiligen Lagerung von Abfällen, ausgenommen die zeitweilige Lagerung bis zum E insammeln auf 
dem Gelände der E ntstehung der Abfälle, bei E isen- und Nichteisenschrotten, einschließlich Auto­
wracks, mit einer Gesamtlagerkapazität von 1.500 Tonnen oder mehr einer UVP-Vorprüfung. E in 
solches Vorhaben ist in S palte 2 der Anlage 1 des UVPG mit einem „A" gekennzeichnet. Dies be­
deutet, dass eine allgemeine Vorprüfung des E inzelfalls durchgeführt werden muss (§  7 Abs. 1 
UVPG).
Vorliegender Antragsgegenstand ist unter anderem auch ein S chrottumschlag mit einer Gesamtla­
gerkapazität von mehr als 1.500 Tonnen sowie eine Vorbehandlung.

Vor diesem Hintergrund stellt die Genehmigungsbehörde von Amts wegen im R ahmen dieses Zulas­
sungsverfahrens fest, dass für das hiesige Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer UVP-Vor­
prüfung besteht (vgl. §  5 Abs. 1 S atz 2 Nr. 3 UVPG).

Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt (§  7 Abs. 2 UVPG).

Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Neuvorhaben nach E inschätzung der zuständigen Behörde er­
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann, die nach §  25 Abs. 2 UVPG bei der Zu­
lassungsentscheidung zu berücksichtigen wären (§  7 Abs. 1 S atz 3 UVPG). Die Behörde berück­
sichtigt, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens oder des 
S tandortes oder durch Vorkehrungen des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen werden (§  
7 Abs. 5 S atz 1 UVPG). S ie kann ergänzend berücksichtigen, inwieweit Prüfwerte für Größe oder 
Leistung, die die allgemeine Vorprüfung eröffnen, überschritten werden (§  7 Abs. 5 S atz 3 UVPG).

6.3.3.1 Darstellung der Umweltauswirkungen

Merkmale des Vorhabens und des S tandortes
•

Mit dem Vorhaben wird ein Grundstück für abfallwirtschaftliche Zwecke genutzt, das in einem bau­
planungsrechtlich ausgewiesenen Hafengebiet liegt und bisher industriell genutzt wurde. E s kom­
men überwiegend mechanische Verfahren wie das S ortieren, S ieben, S ichten Trennen und Zerklei­
nern in einer Halle zum E insatz. Die zugelassenen Abfallarten bestehen weit überwiegend aus nicht 
gefährlichen Abfällen. E in Zusammenwirken mit anderen Verfahren ist nicht zu erwarten. Natürliche 
R essourcen wie Trinkwasser werden - wenn überhaupt - nur in geringem Umfang genutzt.
Mit dem beantragten Verfahren soll ein S ekundärrohstoffzentrum errichtet und betrieben werden, in 
dem Abfälle so aufbereitet werden, dass sie als S ekundärrohstoffe für verschiedene E insatzzwecke 
nutzbar gemacht werden, um so Primärrohstoffe zu substituieren.
Umweltverschmutzungen und Belästigungen werden durch die Vorgaben des S tandes der Technik 
mit der Genehmigung auf ein Mindestmaß reduziert. Ü ber das übliche Maß in industriellen Anlagen 
hinausgehende R isiken von S törfällen und Unfällen sowie Katastrophen sind nicht erkennbar. 
E benso sind von der Anlage ausgehende R isiken für die menschliche Gesundheit nicht erkennbar. 
Auswirkungen auf den globalen Klimaschutz sind über das üblicherweise durch gewerbliche Tätig­
keiten hinausgehende Maß nicht zu erwarten.

Der S tandort des Vorhabens befindet sich in einem im Bebauungsplan als Hafengebiet ausgewiese­
nen Gebiet. Am dortigen S tandort sind sämtliche Ver- und E ntsorgungsanschlüsse (Wasser, Abwas­
ser, S trom, Gas) vorhanden. Die verkehrstechnische E rschließung über S traßen und den S chienen­
verkehr ist gewährleistet. Der S tandort wurde bisher bereits industriell genutzt. E r wurde nicht für 
S iedlung, E rholung, Landwirtschaft oder öffentlichen Verkehr sowie Ver- und E ntsorgung genutzt. 
Der S tandort verfügt nicht über einen R eichtum an natürlichen R essourcen. E s handelt sich nicht um 
ein ökologisch empfindliches Gebiet im S inne der Ziffer 2.3 der Anlage 3 des UVPG.
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6.3.3.2 Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen

Die Auswirkungen der E rrichtung und des Betriebs der vorgesehenen Anlage auf die S chützgüter 
(vgl. §  2 Abs.1 UVPG) werden im Normalbetrieb der Anlage als geringfügig bewertet, da sich in der 
Umgebung der Anlage ein Hafengebiet befindet und die nächste Wohnbebauung mehr als 500 700 
m entfernt ist. Aufgrund der von der Vorhabenträgerin in den eingereichten Unterlagen beschriebe- . 
nen Maßnahmen zur Anlagensicherheit und Anlagenüberwachung werden die Wahrscheinlichkeit 
des E intritts von Zwischenfällen und die Auswirkungen etwaiger Zwischenfälle auf die S chutzgüter 
im S inne des §  2 Abs.1 UVPG erheblich minimiert.

6.3.3.3 E rgebnis  der Vorprüfung

Nach überschlägiger Prüfung ist bei dem beabsichtigten Vorhaben nicht davon auszugehen, dass es 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann, die nach §  25 Abs. 2 UVPG bei der 
Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären (vgl. (§  7 Abs. 1 S atz 2 und 3 UVPG). E s wird 
daher festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht 
(vgl. §  5 Abs. 1 UVPG).

6.3.4 Verfahrensentscheidung

Das beantragte Verfahren betrifft die Ziffern 8.11.2.3, 8.11.1.1, 8.11.2.1, 8.12.3.1 und 8.15.1 des An­
hangs 1 der 4. BImS chV. Genehmigungsverfahren für Anlagen, die in S palte c mit dem Buchstaben 
G gekennzeichnet sind, sind nach §  2 der 4. BImS chV  in einem Verfahren mit Beteiligung der Ö ffent­
lichkeit nach §  10 BImS chG durchzuführen.

Nach §  3 der 4. BImS chV  werden Anlagen nach Artikel 10 in Verbindung mit Anhang I der R ichtlinie 
2010/75/E U (Industrieemissionsrichtlinie —  IE D) gemäß den Anforderungen dieser R ichtlinie geprüft 
und genehmigt. Im Anhang 1 der 4. BImS chV  sind die IE D-Anlagen mit dem Buchstaben E  gekenn­
zeichnet. Die beantragte Anlage trägt gemäß der 4. BImS chV  eine E -Kennzeichnung und unterliegt 
damit zusätzlich den Anforderungen der Industrieemissionsrichtlinie.

I

6.3.5 Durchführung des Verfahrens mit Ö ffentlichkeitsbeteiligung

Nach §  10 Abs. 3 BImS chG in Verbindung mit der 9. BImS chV  ist im Verfahren die Ö ffentlichkeit zu 
beteiligen.

Das Vorhaben wurde gemäß §  10 Abs. 3 BImS chG und §  8 Abs. 1 der 9. BImS chV öffentlich be­
kannt gemacht. (§ §  4, 10 Abs. 3 BImS chG i. V. m. §  8 Abs. 1 und §  9 der 9. BImS chV).
Die Veröffentlichung erfolgte am 07.05.2025 im Weser-Kurier, im Amtsblatt der Freien Hansestadt 
Bremen und auf der Homepage der S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft.

Die Antragsunterlagen lagen gemäß §  10 der 9. BImS chV  in der Zeit vom 15.05.2025 bis zum 
15.06.2025 öffentlich im Hause der S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft aus. E benso wa­
ren sie in diesem Zeitraum parallel auf der Homepage der S enatorin für Umwelt, Klima und Wissen­
schaft digital einsehbar.

6.3.6 E inwendungen

Die E inwendungsfrist endete am 15.07.2025. Bei der Genehmigungsbehörde sind bis zum Ablauf 
der E inwendungsfrist 22 E inwendungen eingegangen.
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6.3.7 Ö ffentliche Bekanntmachung  des E rörterungstermins und Durchführung des E rörte­
rungstermins

Am 09.10.2025 hat die Genehmigungsbehörde der S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft 
den Beginn des E röterungstermins am 03.11.2025 im Amtsblatt, im Weser Kurier sowie auf der 
Homepage der S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft bekanntgegeben.

6.3.8 E rörterungstermin

Der E rörterungstermin fand am 03.11.2025 im K onsul-Hackfeld-Haus, Birkenstraße 34 in 28195 Bre­
men statt.

Teilgenommen haben folgende Behörden:

- Gewerbeaufsicht des Landes Bremen —  Arbeits- und Immissionsschutz —  Dienstort Bremen
- hanseWasser Bremen GmbH
- Die S enatorin für Bau, Mobilität und S tadtentwicklung

o Abschnitt 650 (S onderbau)
- Die S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft .

o R eferat 23, inkl. Abschnitt 230 (Abfallüberwachung)

6.3.9 Zulassungen zum vorzeitigen Beginn

Im R ahmen des Genehmigungsverfahrens stellte die Nehlsen AG für die E rrichtung der Anlage ins­
gesamt zwei Anträge für die Zulassung  zum vorzeitigen Beginn nach §  8a BImS chG. Die Anträge 
wurden am 18.07.2025 (Az. 23-6 BImS chG 22/2025) und 25.09.2025 (Az. 23-6 BImS chG 33/2025) 
positiv beschieden.

Mit Zustellung des Genehmigungsbescheides zum beantragten Vorhaben endet die Gestattungswir­
kung der Zulassungen des vorzeitigen Beginns nach §  8a Abs. 1 BImS chG.

6.4 Materiell-rechtliche Genehmigungsvoraussetzungen nach §  6 BImS chG

Gemäß §  6 Abs. 1 BImS chG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die sich 
aus §  5 BImS chG und einer auf Grund des §  7 erlassenen R echtsverordnung ergebenden Pflichten 
erfüllt werden, und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der 
E rrichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen (§  6 Abs. 1 BImS chG). Nach §  12 Abs. 
1 S atz 1 BImS chG kann die Genehmigung unter Bedingungen und mit Auflagen verbunden werden, 
soweit dies erforderlich ist, um die E rfüllung der in §  6 genannten Genehmigungsvoraussetzungen 
sicherzustellen.

Die Antragsunterlagen wurden von den beteiligten Fachbehörden und der Genehmigungsbehörde 
geprüft. Die Prüfung hat ergeben, dass die Voraussetzungen nach §  6 BImS chG unter Berücksichti­
gung der unter den Ziffern 2 und 3 dieses Bescheides beigefügten Nebenbestimmungen für die Ge­
nehmigungserteilung vorliegen. Die sich aus §  5 BImS chG ergebenden Pflichten werden erfüllt. Die 
Belange des Arbeitsschutzes sind gewahrt. Ferner stehen auch andere öffentlich-rechtliche Vor­
schriften dem Ä nderungsvorhaben nicht entgegen.

6.5 Begründung der Auferlegung einer S icherheits leistung

In Bezug auf das hier verfahrensgegenständliche „R ohstoffwerk Weser mit seinen Anlagenteilen und 
Betriebseinheiten, K ap-Horn-S traße 30 in 28237 Bremen wurde die Leistung einer S icherheit in Ka­
pitel 2.1.1 dieses Bescheides  festgesetzt.
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6.5.1 R echtsgrundlage

Die Auferlegung einer S icherheits leistung im R ahmen der E rteilung einer Genehmigung für eine we­
sentliche Ä nderung gemäß §  4, 10 BImS chG finden ihre R echtsgrundlagen in §  12 Abs. 1 S atz 2 
BImS chG.

Nach §  12 Abs. 1 S atz 2 BImS chG soll bei Abfallentsorgungsanlagen im S inne des §  4 Abs. 1 S atz 1 
BImS chG zur S icherstellung der Anforderungen nach §  5 Abs. 3 BImS chG eine S icherheitsleistung 
auferlegt werden.

Nach §  5 Abs. 3 BImS chG sind nach dem BImS chG genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errich­
ten, zu betreiben und stillzulegen, dass auch nach einer Betriebseinstellung von der Anlage und 
dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen 
werden können (Nr. 1), dass vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder 
ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden können (Nr. 2) und die Wieder­
herstellung eines ordnungsgemäßen Zustandes des Anlagengrundstücks gewährleistet ist (Nr. 3).

Die Genehmigung nach §  4, 10 BImS chG kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. Die Ne­
benbestimmungen müssen sich allerdings auf die Anlagenänderung beziehen (vgl. J arass BIm­
S chG, 15. Aufl. 2024, BImS chG §  16 R n. 42).

6.5.2 Tatbestandsvoraussetzungen für die Auferlegung  einer S icherheits leistung

6.5.2.1 Abfallentsorgungsanlage im S inne des  §  4 Abs. 1 S atz 1 BImS chG
1

Bei der verfahrensgegenständlichen Anlage, K ap-Horn-S traße30 in 28237 handelt es sich um eine 
ortsfeste Abfallentsorgungsanlage zur Lagerung, Behandlung und Umschlag von gefährlichen und 
nicht gefährlichen Abfällen im S inne des §  4 Abs. 1 S atz 1 BImS chG, wie sie von §  12 Abs. 1 S atz 2 
BImS chG werden.

6.5.2.2 Grundsätze für die Berechnung der Höhe der S icherheits leistung

E ntscheidender Anknüpfungspunkt für die Frage, ob und in welcher Höhe eine S icherheits leistung  
festzusetzen ist, sind die voraussichtlichen Kosten einer etwaigen E rsatzvornahme (vgl. J arass BIm­
S chG, 15. Aufl. 2024, §  12 BImS chG, R n. 22; Landmann/R ohmer UmweltR /Mann, 108. E L August 
2025, BImS chG §  12 R n. 86 unter Berufung auf OVG Magdeburg ZUR  2013, 284, 285).

Die Festsetzung der S icherheits leistung  setzt eine Prognose der Kosten einer künftigen E rsatzvor­
nahme voraus, die gerichtlich nur eingeschränkt überprüfbar ist. E ine gerichtliche Ü berprüfung ist 
darauf beschränkt, ob die Genehmigungsbehörde den zutreffenden Maßstab zugrunde gelegt hat 
und ob deren Prognose über die voraussichtlichen S anierungs- und E ntsorgungskosten vertretbar 
ist (vgl. Landmann/R ohmer UmweltR /Mann, 108. E L  August 2025, BImS chG §  12 R n. 86 und BIm­
S chG §  17, R n. 196 unter Berufung auf OVG Münster, Beschluss  vom 02.02.2011, ZUR  2011, 263, 
(266), R n. 16; OVG Magdeburg, Urteil vom 25.10.2012, ZUR  2013, S eite 284, (285)).

Durch die S icherheits leistung abgedeckt sein müssen sowohl die Kosten der E ntsorgung von zu­
rückgelassenen Abfällen (vgl. §  5 Abs. 3 Nr. 2 BImS chG), als auch die Kosten für die Beseitigung 
sonstiger Gefahren (vgl. §  5 Abs. 3 Nr. 1 BImS chG) und die Wiederherstellung eines ordnungsge­
mäßen Zustandes des Anlagengrundstücks (vgl. §  5 Abs. 3 Nr. 3 BImS chG) als Kosten einer mögli­
chen künftigen E rsatzvornahme im Fall einer Insolvenz der Vorhabenträgerin. Bei der Berechnung 
der Höhe der S icherheit sind daher folgende Tatbestände zu berücksichtigen:
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6.5.2.2.1 Unmittelbare K osten der Abfallentsorgung im engeren S inne

Grundsätzlich sind die E ntsorgungskosten der maximal genehmigten_ Abfallmengen im Input und 
Output unter Berücksichtigung von Art und Menge des Abfalls für die Berechnung der S icherheits­
leistung maßgeblich (vgl. Bay. VGH, Beschluss vom 30.09.2014 —  22 ZB 13.579 -, NVwZ R R  2014, 
S eite 182 ff, R n. 33 unter Berufung auf BVerwG, Urteil vom 13.03.2008, NVwZ 2008, 681; J arass 
BImS chG, 15. Aufl. 2024, §  12 BImS chG, R n. 22; Landmann/R ohmer UmweltR/Mann, 108. E L Au­
gust 2025, BImS chG §  12 R n. 86).

Hierbei handelt es sich um die Kosten, die im Fall einer Insolvenz der Vorhabenträgerin von den Be­
treibern anderer E ntsorgungsanlagen für die E ntsorgung von Abfallmengen gegenüber der in Aus­
übung einer E rsatzvornahme handelnden Behörde erhoben werden würden.

Auszugehen ist von den derzeit marktüblichen realistischen E ntsorgungspreisen. Gemeint sind die 
Kosten, zu denen die öffentliche Hand die Abfälle tatsächlich entsorgen könnte.

Worst-Case-Betrachtung

Wenn in Antragsunterlagen eine Genehmigung für die zeitweilige Lagerung von verschiedenen Ab­
fallarten (AW) mit einer Gesamtlagerkapazität beantragt wird, ohne dass für jede dieser einzelnen 
Abfallarten eine Beschränkung der Lagerkapazität in den Antragsunterlagen mit Genehmigungswir­
kung ausgewiesen wird, entspricht es der neu angepassten Verwaltungspraxis der Genehmigungs­
behörde im Zuge einer sog. Worst-Case-Betrachtung von den spezifischen E ntsorgungskosten der 
jeweils die höchsten Kosten verursachenden Abfallart auszugehen (vgl. auch E rlass des Ministeri­
ums für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche R äume und Umwelt Mecklenburg-Vorpommern vom 
23.07.2024 unter Ziffer 3.4 Absatz 1 Unterabsatz (1) auf S eite 4 sowie S eite 23 bis 24 der im Inter­
net verfügbaren Genehmigung des R egierungspräsidiums Tübingen nach §  16 BImS chG vom 
25.10.2021).

Berücksichtigung von Abfällen mit einem positiven Marktwert

Abfälle mit einem positiven Marktwert sind auszuklammern bzw. müssen bei der Festlegung der 
Höhe der S icherheitsleistung von R echts wegen nicht berücksichtigt werden (vgl. Bay. VGH, Be­
schluss vom 30.09.2014—  22 ZB 13.579 —  NVwZ R R  2014, S eite 182 ff, R n. 33; BVerwG, Urteil vom 
13.03.2008, NVwZ 2008, 681; J arass BImS chG, 15. Aufl. 2024, BImS chG §  12, R n. 21 und 17 R n. 
34a)..

E ine „Verrechnung" von Abfällen mit positivem Marktwert mit den anzunehmenden E ntsorgungskos­
ten für andere Abfallarten kommt nicht in Betracht. S eine sachliche R echtfertigung findet dieser 
Grundsatz in folgender E rwägung: Angeordnete S icherheitsleistungen sollen u. a. der Abdeckung 
des R isikos dienen, dass der Inhaber einer Abfallentsorgungsanlage deren Betrieb wegen eingetre­
tener oder drohender Insolvenz einstellt und die von ihr ausgehenden Umweltbeeinträchtigungen 
deshalb nur durch den E insatz öffentlicher Mittel beseitigt werden können. Im Insolvenzfall besteht 
jedoch allenfalls eine geringe Wahrscheinlichkeit dafür, dass sich nach erfolgter Betriebseinstellung 
noch Material auf der Anlage befindet, das einen positiven Marktwert besitzt (VGH München, Be­
schluss vom 30.09.2014 - 22 ZB 13.579 —  unter Berufung auf BVerwG, Urteil vom 13.03.2008 —  7 C  
44.07 —  sowie OVG Lüneburg, Urteil vom 16.11.2009 —  12 LB 344/07).

Die »E ntsorgung«  im Betrieb der Vorhabenträgerin selbst scheidet aus, weil für die S icherheitsleis­
tung lediglich die S ituation nach Betriebseinstellung zu betrachten ist (OVG Münster, Beschluss vom 
02.02.2011 - 8 B 1675/10 - ZUR  2011, S . 263, 265, R n.14).

Bei der Bestimmung des Marktwertes ist der Abfall im Augenblick der Anlieferung und nicht nach ei­
ner etwaigen Behandlung durch die Vorhabenträgerin maßgeblich. Dies folgt aus dem Zweck 
des §  12 Abs. 1 S atz 2 BImS chG. Ziel der Norm ist die präventive Durchsetzung der Nachsorge-
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Die Vorhabenträgerin hat mit E -Mail vom 28.01.2026 einen Vorschlag für die Festsetzung der S i­
cherheitsleistung vorgelegt, der vom R eferatsabschnitt 230 des R eferates 23 geprüft wurde. Die Be­
rechnung der S icherheitsleistung erfolgt auf der Grundlage der zu erwartenden maximalen Lager­
mengen. Die Lagermengen setzen sich aus verschiedenen Abfallfraktionen zusammen, die wiede­
rum verschiedenen Anlagenteilen zuzuordnen sind. Weiterhin werden die Lagermengen unterschie­
den in diejenigen Mengen, die angenommen werden (Input) und diejenigen Mengen, die zur weite­
ren E ntsorgung abgegeben werden (Output). Allen Abfallfraktionen sind voraussichtliche Lagermen­
gen und E ntsorgungspreise zugeordnet. Die sich aus der Multiplikation der Mengen mit den spezifi­
schen E ntsorgungskosten ergebenden S ummen werden aufaddiert und mit zweimal 20 Prozent Auf­
schlag und dem Mehrwertsteuersatz  versehen.

Dieses Vorgehen entspricht der Verwaltungspraxis der Genehmigungsbehörde. Die sich aus der ge­
nannten R echnung ergebende S umme wird als schriftliche (§  766 BGB), unbefristete, unbedingte, 
unwiderrufliche und selbstschuldnerische Bürgschaft auf erstes Anfordern einer im Inland zum Ge­
schäftsbetrieb befugten Versicherung unter Verzicht auf die E inreden der Vorausklage (§  771 i. V. 
m. §  239 Abs. 2 BGB), der Anfechtbarkeit (§  770 Abs. 1 BGB) und der Aufrechenbarkeit (§  770 Abs. • 
2 BGB) geleistet.

Dieser Vorschlag vom 28.01.2026 war nicht zu beanstanden und somit als Grundlage für die Fest­
setzung einer von der Vorhabenträgerin zu leistenden S icherheit in Höhe von 3.924.664,68 € geeig­
net.

6.5.2.5
E rmessensentscheidungen auf der R echtsfolgenseite von §  12 Abs. 1 S atz 2 bzw. §  17 Abs.
4a S atz 1 BImS chG

6.5.2.5.1 E ntschließungsermessen (intendiertes E rmessen)

In Bezug auf die Frage, ob die Leistung einer S icherheit als Nebenbestimmung der Ä nderungsge­
nehmigung gemäß §  12 Abs. 1 S atz 2 BImS chG aufzuerlegen ist, handelt es sich um sog. „S oll-Vor­
schriften". Bei einer S oll-Vorschrift handelt es sich um eine ermessenslenkende Vorschrift (sog. in-. 
tendiertes E rmessen). S oll-Vorschriften sind im R egelfall für die mit ihrer Durchführung betrauten 
Behörde rechtlich zwingend und verpflichten sie so zu verfahren, wie es im Gesetz bestimmt ist. Nur 
bei Vorliegen von Umständen, die den Fall als atypisch erscheinen lassen, darf die Behörde anders 
verfahren als im Gesetz vorgesehen ist und den atypischen Fall nach pflichtgemäßem E rmessen 
entscheiden (sog. intendiertes E rmessen) (vgl. BeckOK UmweltR /Giesberts, 77. E d. 1.1.2026, BIm­
S chG §  12 R n. 19; Landmann/R ohmer UmweltR/Mann, 108. E L August 2025, BImS chG §  12 R n.
84).

6.5.2.5.2 E instandspflichten von Bund, Ländern und K ommunen

Die zuständige Behörde soll von der S tellung einer S icherheit absehen, wenn die Abfallentsorgungs­
anlage von einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, einem E igenbetrieb oder einer E igengesell­
schaft einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, einem Zweckverband oder einer Anstalt des öffentli­
chen R echts betrieben wird und sichergestellt ist, dass über E instandspflichten von Bund, Ländern 
und Kommunen der angestrebte S icherungszweck jederzeit gewährleistet ist und daher keine Insol­
venzgefahr gegeben ist. Das Verlangen einer S icherheit in diesen Konstellationen wäre nicht erfor­
derlich und widerspräche dem Verhältnismäßigkeitsprinzip (vgl. Landmann/Rohmer UmweltR /Mann, 
108. E L August 2025, BImS chG § 12 R n. 85; BeckOK UmweltR /Giesberts, 77. E d. 1.1.2026, BIm­
S chG §  12 R n. 19). Der Verzicht auf eine S icherheitsleistung in den beschriebenen Fällen entspricht 
auch der ständigen Verwaltungspraxis der Genehmigungsbehörde und lehnt sich an die in §  18 Abs. 
4 DepV  vom Verordnungsgeber getroffene R egelung an.

E in Absehen von der S tellung einer S icherheit auf dieser Grundlage kommt nicht in Betracht, da die 
Vorhabenträgerin die hier verfahrensgegenständliche Abfallentsorgungsanlage in der R echtsform
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einer privatrechtlich verfassten AG ohne E instandspflichten von Bund, Ländern und Kommunen be­
treibt.

6.5.2.5.3 Auswahlermessen

6.5.2.5.3.1 Festsetzung der Art und Weise der beizubringenden S icherheit

Die E ntscheidung über die Festsetzung der Art und Weise der beizubringenden S icherheitsleistung 
liegt im pflichtgemäßen Auswahlermessen der Behörde (VG S tuttgart, Urteil vom 29.01.2019 - 5 K 
33/17 -, S eite 22 ff m. w. N.)

Ist die Behörde ermächtigt, nach Ihrem E rmessen zu handeln, hat sie ihr E rmessen entsprechend 
dem Zweck der E rmächtigung auszuüben und die gesetzlichen Grenzen des E rmessens einzuhalten 
(§  1 Abs. 1 BremVwVfG i. V. m. §  40 VwVfG).

Hierbei hat die Behörde insbesondere den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten (VG S tutt­
gart, Urteil vom 29.01.2019 — 5 K 33/17 -, S eite 23 f m. w. N.)

Nach der ständigen von der Genehmigungsbehörde geübten Verwaltungspraxis sind zu leistende 
S icherheiten grundsätzlich als schriftliche, unbefristete, unbedingte, unwiderrufliche und selbst­
schuldnerische Bürgschaften eines im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts oder ei­
ner inländischen S parkasse oder einer im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten Versicherung auf 
erstes Anfordern unter Verzicht auf die E inreden der Vorausklage (§  771 BGB), der Anfechtbarkeit 
(§  770 Abs. 1 BGB) und der Aufrechenbarkeit (§  770 Abs. 2 BGB) durch Hinterlegung der Urkunde 
bei der S enatorin für Klima, Umwelt und Wissenschaft der Freien Hansestadt Bremen (Land) zu er­
bringen. Diese Formen der S icherheitsleistung haben sich sowohl hinsichtlich ihrer Insolvenzfestig­
keit als auch in Bezug auf ihre Verwertbarkeit im Bedarfsfall als das zweckmäßigste und tauglichste 
S icherungsmittel (administrative Praktikabilität) erwiesen.

M

In Bezug auf das hier verfahrensgegenständliche Vorhaben sind keine Anhaltspunkte ersichtlich, 
dass das Verlangen nach einer solchen Art der S icherheitsleistung nicht geeignet, nicht erforderlich 
oder nicht angemessen ist, um dem gebotenen S icherungsinteresse der Genehmigungsbehörde (S i­
cherungszweck) zu entsprechen.

Nach pflichtgemäßer E rmessensausübung im R ahmen von §  1 Abs. 1 BremVwVfG i. V. m. §  40 
VwVfG hat sich daher die Genehmigungsbehörde entschieden, der Vorhabenträgerin die Leistung 
einer S icherheit in der in Kapitel 2.1.1 dieser Genehmigung beschriebenen Form aufzuerlegen.

6.5.2.5.3.2
Begründung für die Auferlegung einer S icherheits leistung  als aufschiebende Bedingung für 
die Genehmigung  der Inbetriebnahme des Ä nderungsvorhabens

E ine E rstgenehmigung (§  4 BImS chG) kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. Dies kann 
durch eine Auflage oder eine Bedingung geschehen (vgl. J arass BImS chG, 15. Aufl. 2024, BImS chG 
§  16 R n. 42 m. w. N.).

Die E ntscheidung, ob die Auferlegung der Leistung einer S icherheit mit einer Auflage oder einer auf­
schiebenden Bedingung als Nebenbestimmung verknüpft wird, steht im pflichtgemäßen E rmessen 
der zuständigen Behörde (vgl. Landmann/R ohmer UmweltR/Mann, 108. E L August 2025, BImS chG 
§  12 R n. 81; BeckOK UmweltR /Giesberts, 77. E d. 1.1.2026, BImS chG §  12 R n. 19.2 unter Verweis 
auf OVG Lüneburg BeckR S  2009,41872). Ist die Behörde ermächtigt, nach Ihrem E rmessen zu han­
deln, hat sie ihr E rmessen entsprechend dem Zweck der E rmächtigung auszuüben und die gesetzli­
chen Grenzen des E rmessens einzuhalten (§  1 Abs. 1 BremVwVfG i. V. m. §  40 VwVfG).

Im R ahmen ihrer E rmessensentscheidungen hat die Behörde auch die unterschiedlichen R echtsfol­
gen der Bedingung und der Auflage in Bezug auf die Wirksamkeit der Anlagengenehmigung unter
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dem Gesichtspunkt der Verwirklichung des Zwecks der S icherheitsleistung zu beachten (vgl. 
BeckOK UmweltR /Giesberts, 77. E d. 1.1.2026, BImS chG §  12 R n. 19.2 unter Verweis auf OVG Lü­
neburg BeckR S  2009,41872 mit ausführlicher Begründung unter Hinweis auf die E ntstehungsge­
schichte und den Gesetzeszweck von §  12 Abs. 1 S atz 2 BImS chG).

Mit der Wahl der (aufschiebenden) Bedingung als Nebenbestimmung dieser Genehmigung wird zum 
Vorteil der Genehmigungsbehörde gewährleistet, dass die Inbetriebnahme des verfahrensgegen­
ständlichen Vorhabens erst nach Leistung der S icherheit im rechtlichen S inne zugelassen wird. Im 
Vergleich mit der Wahl der Auflage als Nebenbestimmung ist mit der Wahl der (aufschiebenden) Be­
dingung ein höherer Grad an R echtssicherheit und R echtsverbindlichkeit verbunden.

Nach pflichtgemäßer E rmessensausübung (§  1 Abs. 1 BremVwVfG i. V. m §  40 VwVfG) hat sich die 
Genehmigungsbehörde daher entschieden, die Auferlegung der Leistung einer S icherheit als auf­
schiebende Bedingung für die Inbetriebnahme des Ä nderungsvorhabens bzw. der geänderten An­
lage vorzusehen.

6.6
Begründung für das E ntfallen der Notwendigkeit der Vorlage eines  Ausgangszustandsbe­
richts

Die Vorhabenträgerin hat im Antragsformular 1.1 (S eite 5/36) angegeben, dass ein Ausgangszu­
standsbericht des Bodens und des Grundwassers gemäß §  3 Abs. 8 BImS chG i. V. m. §  3 der 4. 
BImS chV nicht erforderlich sei.

In Ü bereinstimmung mit der Vorhabenträgerin geht auch die Genehmigungsbehörde davon aus, 
dass aus Anlass des hier nach § §  4, 10 BImS chG zu genehmigenden Ä nderungsvorhabens keine 
Pflicht der Vorhabenträgerin zur E rstellung eines Ausgangszustandsberichts besteht.

Für diese E ntscheidung der Genehmigungsbehörde waren folgende rechtliche Vorgaben und Ge­
sichtspunkte ausschlaggebend:

Der Antragsteller, der beabsichtigt, eine Anlage nach der Industrieemissions-R ichtlinie zu betreiben, 
in der relevante gefährliche S toffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden, hat nach §  10 Abs. 1 
a S atz 1 BImS chG mit den Unterlagen nach §  10 Abs. 1 BImS chG einen Bericht über den Aus­
gangszustand vorzulegen, wenn und soweit eine Verschmutzung des Bodens oder des Grundwas­
sers auf dem Anlagengrundstück durch die relevanten gefährlichen S toffe möglich ist.

Diese in §  10 Abs. 1a S atz 1 BImS chG enthaltene R egelung korrespondiert mit der in §  5 Abs. 4 
S atz 1 BImS chG beschriebenen R ückführungspflicht in den Ausgangszustand. Wurden nach dem 7. 
J anuar 2013 auf Grund des Betriebs einer Anlage nach der Industrieemissions-R ichtlinie erhebliche 
Bodenverschmutzungen oder erhebliche Grundwasserverschmutzungen durch relevante gefährliche 
S toffe im Vergleich zu dem im Bericht über den Ausgarigszustand angegebenen Zustand verur­
sacht, so ist der Betreiber nach §  5 Abs. 4 S atz 1 BImS chG nach E instellung des Betriebs der An­
lage verpflichtet, soweit dies verhältnismäßig ist, Maßnahmen zur Beseitigung dieser Verschmut­
zung zu ergreifen, um das Anlagengrundstück in jenen Ausgangszustand zurückzuführen.

Nach §  4a Absatz 4 S atz 1 der 9. BImS chV  hat der Bericht über den Ausgangszustand (§  10 Abs. 
1a S atz 1 BImS chG) die Informationen zu enthalten, die erforderlich sind, um den S tand der Boden- 
und Grundwasserverschmutzungen zu ermitteln, damit ein quantifizierter Vergleich mit dem Zustand 
bei der Betriebseinstellung der Anlage vorgenommen werden kann.

Der Bericht über den Ausgangszustand (im Folgenden kurz: AZB) ist für den Teilbereich des Anla­
gengrundstücks zu erstellen, auf dem durch Verwendung, E rzeugung oder Freisetzung der relevan­
ten gefährlichen S toffe durch die Anlage die Möglichkeit der Verschmutzung des Bodens oder des 
Grundwassers besteht (§  4a Absatz 4 S atz 4 der 9. BImS chV). §  4a Abs. 4 S ätze 1 bis 4 der 9. BIm­
S chV sind bei einem Antrag für eine Ä nderungsgenehmigung nur dann anzuwenden, wenn mit der
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Ä nderung neue relevante gefährliche S toffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden oder wenn 
mit der Ä nderung erstmals relevante gefährliche S toffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden; 
ein bereits vorhandener Bericht über den Ausgangszustand ist zu ergänzen (§  4a Abs. 4 S atz 5 der 
9. BImS chV). Gemäß §  4a Abs. 4 S atz 6 der 9. BImS chV  bleibt die in §  25 Absatz 2 der 9. BImS chV 
getroffene R egelung unberührt.

6.6.1 Betreiben einer Anlage nach der Industrieemissions-R ichtlinie

Der Anwendungsbereich des §  10 Abs. 1a S atz 1 BImS chG ist grundsätzlich eröffnet

§  3 Abs. 8 BImS chG bestimmt, dass Anlagen nach der Industrieemissions-R ichtlinie im S inne des 
BImS chG  die in der R echtsverordnung nach §  4 Abs. 1 S atz 4 BImS chG gekennzeichneten Anlagen 
sind. Gemäß §  3 der 4. BImS chV  sind Anlagen nach Art. 10 in Verbindung mit Anhang I der R ichtli­
nie 2010/75/E U des E uropäischen Parlaments und des R ates vom 24.11.2010 über Industrieemissi­
onen (...) Anlagen, die in S palte d des Anhanges 1 mit dem Buchstaben E  gekennzeichnet sind.

Bei den von der Vorhabenträgerin betriebenen Anlagenteilen / Nebeneinrichtungen (AN) A100, 
A101, A201, A301, A401 sowie A700 handelt es sich um Anlagen, die den Ziffern 8.11.1.1, 8.11.2.1, 
8.11.2.3 und 8.12.1.1 des Anhanges 1 der 4. BImS chV  zuzuordnen und die dort in S palte d mit ei­
nem „E " versehen sind.

Mithin betreibt die Vorhabenträgerin verschiedene Anlagen gemäß Art. 10 der R L 2010/75/E U (In­
dustrieemissions-R ichtlinie).

Damit ist der Anwendungsbereich des §  10 Abs. 1a S atz 1 BImS chG grundsätzlich eröffnet.
1

Aufgrund der Tatbestandsvoraussetzungen in §  10 Abs. 1 a BImS chG besteht für die beantragte An­
lage der Vorhabenträgerin keine Pflicht zur Vorlage eines Berichtes über den Ausgangszustand, da 
hinsichtlich der auf dem Anlagengelände verwendeten relevanten gefährlichen S toffe aufgrund der 
tatsächlichen Umstände ein E intrag ausgeschlossen werden kann.

Die Vorlage eines Ausgangszustandsberichtes ist nicht erforderlich, da gefährliche Abfälle keine ge­
fährlichen S toffe im S inne der CLP-Verordnung sind, sodass diese hinsichtlich der Pflicht zur E rstel­
lung eines Ausgangszustandsberichts allerdings um gefährliche S toffe, so u.a. Diesel und Hydraulik­
Ö l. E ine Gefahr gefährlicher S toffe liegt allerdings bei sogenannten AwS V-F lächen, die mit techni­
schen S icherungseinrichtungen versehen sind, nicht vor, sodass sich auch in diesem Fall keine 
Pflicht zur Vorlage eines Ausgangszustandsberichtes ergibt. E s ist von einem Dieseltank mit einem 
Füllvolumen von 10.000 Litern auszugehen. E in ausreichend dimensioniertes R ückhaltevolumen 
wird vorgesehen. Folglich ist die Vorlage eines Ausgangszustandsberichtes nicht erforderlich.

S ämtliche auf dem Anlagengelände verwendeten gefährlichen S toffe werden ausschließlich auf 
AwS V-F lächen gehandhabt.

Mit E rlass vom 25.03.2020 hat u.a. das MUNLV NRW unter Bezug auf die Arbeitshilfe zum Aus­
gangszustandsbericht für Boden und Grundwasser von LABO, LAWA und LAI in der Fassung vom I 
6.08.2C)18 ausgeführt, dass die E inhaltung der Anforderungen der AwS V  grundsätzlich von der Vor­
lage eines Berichtes zum Ausgangszustand befreit. In diesem Fall kann davon ausgegangen wer­
den, dass aufgrund der tatsächlichen Umstände ein E intrag ausgeschlossen ist. Dies ist im vorlie­
genden Verfahren der Fall.

Der als Treibstoff verwendete Diesel wird in einer doppelwandig ausgeführten Dieseltankstelle gela­
gert und die Abfüllung erfolgt auf einer entsprechend auszuführenden AwS V-Fläche.

Das zum E insatz kommende Kältemittel (Dichlormethan) wird in einer Menge von weniger als 24 Kg 
auf dem Anlagengelände verwendet. Das Kältemittel ist der Wassergefährdungsklasse 1 zuzuord­
nen. E ine R elevanz bei S toffen der Wassergefährdungsklasse I liegt nach Anhang 3 der Arbeitshilfe
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erst bei Mengen größer 1000 kg vor. Die Vorhaltung von S chaum-Feuerlöschmittel erfolgt in ortsfes­
ten Tanks unter Beachtung der Vorgaben der AwS V.

Die weiteren Betriebsmittel wie Motoren-, Getriebe- oder S chmieröle, Hydrauliköle sowie das F ire 
Protection F luid werden in Gefahrstoffcontainern mit bauaufsichtlicher Zulassung gelagert und damit 
ebenfalls den AwS V-Anforderungen entsprechend.

Bei dem im Ü brigen verwendeten Betriebsmittel Ad-Blue handelt es sich um einen nicht gefährlichen 
S toff im S inne der CLP-Verordnung, ebenso wie die auf dem Anlagengelände verwendeten gefährli­
chen Abfälle.

6.6.2 Gesamtergebnis:

Die Genehmigungsbehörde ist zu der Ü berzeugung gelangt, dass aus Anlass des hier zu beurteilen­
den und zuzulassenden Ä nderungsvorhabens keine Pflicht der Vorhabenträgerin zur E rstellung oder 
E rgänzung eines Ausgangszustandsberichts besteht.

6.7 Begründung zu der S tellungnahme der Gewerbeaufsicht des Landes Bremen —  Lärmim­
missionen (Punkt 3.4.2 dieses  Bescheides)

In den Bremischen Häfen werden schon seit jeher neben S eeschiffen auch Binnenschiffe abgefer­
tigt. Insofern ist auch die Geräuschentwicklung des Umschlages von Binnenschiffen als herkömmlich 
im S inne von Ziffer 3.2.2 d der TA Lärm zu betrachten. Da die Industriehäfen aber vorrangig S ee­
schiffe abfertigen, war der nächtliche Umschlag auf bis zu zehn Binnenschiffsanfahren pro J ahr zu 
begrenzen.

Des Weiteren ist die besondere S tandortortbindung durch die seit langer Zeit vorhandenen Hafenan­
lagen zu berücksichtigen (s.a. Feldhaus/Tegeder/S chenk in: Bundesimmissionsschutzrecht, Kom­
mentar, 01.06.2025, 2. S onderfallprüfung, R d-Nr. 63).

Hinsichtlich der Unterscheidung von S chiffsumschlag als privilegiertem S eehafenumschlag von nicht 
privilegiertem S chiffsumschlag (insbesondere Umschlag von und auf national verkehrende Binnen­
schiffe) wird auf den Umgang mit S eehafenumschlag in R dNr. 158 des aktuellen Urteils des Ham­
burgischen Oberverwaltungsgerichts vom 12.05.2021 (Az.: 1 Bf 492/19, https://de.openle- 
galdata.io/c/338590) hingewiesen:

„Insbesondere ist die S echste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzge­
setz (Technische Anleitung zum S chutz gegen Lärm —  TA Lärm [vom 26. August 1998]) nicht unmit­
telbar anwendbar. Denn S eehafenumschlagsanlagen sind aus ihrem Anwendungsbereich ausge­
nommen (Nr. 1 Abs. 2 lit. g] TA Lärm). Grund hierfür sind die Besonderheiten des auf zügige Be- 
und E ntladung angewiesenen S eeschiffsverkehrs mit den damit einhergehenden atypischen Be­
triebszeiten, Geräuschcharakteristika und der natürlichen S tandortgebundenheit einer solchen An­
lage (vgl. Feldhaus/Tegeder, in: Feldhaus, Bundesimmissionsschutzrecht, Loseblatt, S tand: Dezem­
ber 2020, Abschn. B.3.6, TA Lärm Nr. 1 R n. 21). S eehafenumschlagsanlagen müssen aufgrund der 
Anforderungen des internationalen S chiffsverkehrs auch nachts betrieben werden und haben auf­
grund ihrer großen Betriebsfläche und der S challabstrahlung über das Wasser einen großen E inwir­
kungsbereich und lediglich ein beschränktes Lärmminderungspotential (vgl. OVG Bremen, Urt. v. 
13.12.2001, 1 D 299/01, NordÖ R  2002, 116, juris R n. 63). Die TA Lärm enthält daher keine verbind­
liche Normkonkretisierung für die Beurteilung der Zumutbarkeit des von solchen Anlagen ausgehen­
den Lärms im S inne eines verbindlichen und wie eine R echtsnorm auslegbaren R egelwerks (vgl. 
OVG Bremen, a.a.O., juris R n. 59)."

Hier kommt noch hinzu, dass aufgrund des großen Tidenhubs der Weser in der S tadt Bremen er­
heblich größere Beschränkungen der Passage für S eeschiffe als für Binnenschiffe zu erwarten sind.
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6.8 Begründung zu der S tellungnahme des R eferats  34 —  Wasser- und Deichrecht (Ziffer 3.2.4 
des Bescheides)

Mit S chreiben vom 16.12.2025 hat die Nehlsen AG bei der S enatorin für Umwelt, Klima und Wissen­
schaft eine Befreiung vom E rrichtungsverbot des §  76 Abs. 1 BremWG für die E rrichtung  von unterir­
dischen Anlagen zur Grundstücksentwässerung und zum Brandschutz innerhalb des 20-Meter- 
S chutzstreifens der Hochwasserschutzanlage in der K ap-Horn-S traße 30 in Bremen-Industriehäfen 
beantragt.

Die S enatorin für Umwelt, K lima und Wissenschaft ist gemäß §  76 Abs. 2 S atz 1 BremWG in Verbin­
dung mit §  92 Abs. 1 und 3 BremWG als obere Wasserbehörde sachlich und örtlich zuständig.

Gemäß §  76 Abs. 1 BremWG ist es verboten, Anlagen mit weniger als zwanzig Metern Abstand zu 
einer Hochwasserschutzanlage zu errichten oder wesentlich zu ändern. J edoch kann die obere 
Wasserbehörde vom E rrichtungsverbot gemäß §  76 Abs. 2 BremWG eine Befreiung in widerruflicher 
Form erteilen, wenn das Verbot im E inzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen 
würde, und die Befreiung mit den Belangen des Hochwasserschutzes  vereinbar ist.

Die geplante Anlage soll innerhalb des 20-Meter-S chutzstreifens  der Hochwasserschutzanlage her­
gestellt werden und ist daher gemäß §  76 Abs.1 BremWG grundsätzlich verboten.

Die Prüfung der Antragsunterlagen hat keine Gründe, die für eine Versagung der beantragten Be­
freiung sprechen, erkennen lassen. Zudem wird im Antrag vorgetragen, dass die geplanten Anlagen 
integrierter Bestandteil des Brandschutzes und somit Grundvoraussetzung für die Durchführung der 
Inbetriebnahmeprozesse sind.

Unter Berücksichtigung der formulierten Nebenbestimmungen sind durch die geplanten Maßnahmen 
keine Beeinträchtigungen für den Hochwasserschutz zu erwarten, die E rteilung einer Befreiung wäre 
daher auch unter Berücksichtigung des Hochwasserschutzes  vertretbar.

I

Der Bremische Deichverband am rechten Weserufer wurde als E rhaltungspflichtiger der Hochwas­
serschutzanlage im S inne des §  59 BremWG angehört und hat eine S tellungnahme vom 20.01.2026 
abgegeben. Aus seiner S icht bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben, wenn die Nebenbe­
stimmungen eingehalten werden.

Die Befreiung nach §  76 Abs. 2 BremWG wird erteilt, da die gesetzlichen Voraussetzungen vorlie­
gen.

Nach §  76 Abs. 2 S atz 2 BremWG in Verbindung mit §  72 Abs. 5 BremWG dürfen die Bauarbeiten 
nur in der Zeit vom 1. Mai bis 1. Oktober durchgeführt werden. Auf Antrag können jedoch Maßnah­
men auch innerhalb der Ausschlusszeit zugelassen werden, wenn durch die Maßnahmen keine Ver­
ringerung der bestehenden Hochwassersicherheit zu erwarten ist.

E in entsprechender Antrag auf Zulassung der Maßnahmen auch innerhalb der Ausschlusszeit wurde 
mit S chreiben vom 16.12.2025 gestellt. Da die Maßnahmen nicht zu einer Verringerung  der beste­
henden Hochwassersicherheit führen werden, kann auch diesem Antrag entsprochen werden.

6.9 Begründung zu der S tellungnahme der hanseWasser Bremen GmbH (E inleitung nicht­
häuslichen S chmutzwassers, Ziffer 3.8 dieses Bescheides)

Zum E inleiten von S chmutzwasser von gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken oder von 
anderem nichthäuslichem S chmutzwasser in öffentliche Abwasseranlagen benötigen der Grund­
stückseigentümer oder der durch ihn zur Nutzung Berechtigte eine E rlaubnis (E ntwässerungsortsge­
setz (E OG) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 1. März 2012 (Brem.GBl. 2012, S . 103), zu­
letzt geändert durch Geschäftsverteilung des S enats vom 2. S eptember 2025 (Brem.GBl. S . 674)).
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§  8c Abs. 1 E OG bestimmt: Bei der E inleitung von nichthäuslichem S chmutzwasser in öffentliche 
Abwasseranlagen sind grundsätzlich die im Anhang zu §  8c Abs. 1 bezeichneten allgemeinen 
Grenzwerte einzuhalten.

Fällt Abwasser aus einem Herkunftsbereich der Abwasserverordnung (AbwV  —  in der jeweils gülti­
gen Fassung) an, so bestimmt §  8 d E OG, dass, soweit in den Anhängen zu §  1 Abs. 1 der AbwV  
Anforderungen für den Ort des Anfalls des Abwassers oder vor seiner Vermischung einschließlich 
der sie betreffenden allgemeinen Anforderungen festgelegt sind, diese als Mindestanforderungen für 
die E inleitung in öffentliche Abwasseranlagen gelten. Auf Abwasser, dessen S chadstofffracht im We­
sentlichen aus Betriebsstätten mit regelmäßigem Anfall von mineralölverschmutztem Abwasser 
stammt, findet Anhang 49 Anwendung. Für den Fall, dass die in § §  8b und c E OG gegenüber den in 
der Abwasserverordnung geregelten Parametern höhere Anforderungen an die Indirekteinleitung 
stellen, entscheidet nach §  8 e Abs. 1 E OG die zuständige Behörde über die konkreten Festsetzun­
gen in der E inleiterlaubnis.
Die an die E inleitung des nichthäuslichen S chmutzwassers gestellten Anforderungen sind notwen­
dig, um mit größtmöglicher S icherheit die E inleitung von S chadstoffen in die öffentlichen Abwasser­
anlagen zu verhindern. Bei diesen Anforderungen handelt es sich im Wesentlichen um die

- E inhaltung festgelegter Grenzwerte,

- Auflagen hinsichtlich eingesetzter Betriebsmittel und Wartungsverpflichtungen,

- Duldung von Kontrolluntersuchungen des S chmutzwassers auf Ihre Kosten.

Die S chadstoffe, die nicht ausreichend abgebaut werden können, würden sonst Gewässer oder 
Klärschlamm belasten oder zu anderen nachteiligen Wirkungen im S inne von §  8 Abs. 4 führen.

Auflagen können nach §  8 Abs. 6 E OG auch nachträglich festgesetzt oder geändert werden, wenn 
dies zur Verminderung nachteiliger Wirkungen im S inne von §  8 Abs. 4 E OG notwendig ist.

6.10 Würdigung der E inwendungen

Gemäß §  10 Abs. 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes kann die Ö ffentlichkeit gegenüber der 
zuständigen Behörde E inwendungen erheben. Gegen das Vorhaben wurden 22 E inwendungen er­
hoben.

Die E inwendungen beziehen sich zum Teil auf konkret nachprüfbare Kriterien wie S taub- und 
Lärmemissionen sowie auf schwer oder nicht objektiv nachprüfbare Argumente (Bedrohung der Wirt­
schaftlichkeit lokaler Unternehmen, S enkung der Wohnqualität).

Die E inwender waren mit Ausnahme der S tellungnahme des Beirates West, des S ander Centers 
GmbH, des S tadtteilbeirates Gröpelingen, des Krankenhauses DIAKO Bremen und der S tiftung Lau­
date Cantate, Privatpersonen, die im Umfeld der geplanten Anlage wohnen und zum Teil gemein­
same S chreiben verfasst haben.

Im E inzelnen wurden im Verfahren zu folgenden Themen E inwendungen und S tellungnahmen frist­
gerecht vorgebracht.

6.10.1 E inwendung: Luft

Verschiedene E inwendungen beziehen sich auf Luftemissionen. Dabei stehen S täube, Feinstaub 
(PM 10 und PM 2,5) und die S chadstoffe S chwermetalle, halogenierte organische Verbindungen, 
PCB sowie Dioxine und Furane im Mittelpunkt.

Bewertung:
Der TÜ V  S üd hat mit diversen Untersuchungen die S taubbelastung gemessen und bewertet. E r 
kommt zu dem E rgebnis, dass selbst unter Annahme konservativer Ansätze die Immissionswerte
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aller betrachteten S taubfraktionen bzw. des S taubniederschlags unter Berücksichtigung der als Hin­
tergrundbelastung herangezogenen Messdaten des Messnetzes der Hansestadt Bremen sicher ein­
gehalten werden. Aus gutachterlicher S icht sind durch den geplanten Betrieb des S ekundärrohstoff­
zentrum auf dem Grundstück an der Kap-Horn-S traße 30 in 28237 Bremen durch die Nehlsen AG 
keine unzulässigen Beeinträchtigungen der Nachbarschaft durch S täube zu erwarten.
Diese Bewertung bezieht sich sowohl auf die Gesamtstaubbelastung als auch auf die Feinstaubbe­
lastung PM 10 und PM 2,5.-

Die Befürchtung, dass durch die genannten S chadstoffe Belastungen entstehen, ist unbegründet, da 
die gennannten S chadstoffe in den E ingangsmaterialien des R ohstoffwerkes nicht zu erwarten sind 
und kein Prozess vorgesehen ist, in dem sie entstehen könnten.

E rgebnis:
Dem E inwand kann nicht gefolgt werden, da nach den gutachterlichen Prognosen schädliche Um­
welteinwirkungen durch S taub nicht zu erwarten sind und die genannten S chadstoffe weder in den 
angenommenen Abfällen enthalten sind, noch im Prozess entstehen können.

6.10.2 E inwendung: Lärm und Verkehr

Verschiedene E inwender befürchten Beeinträchtigungen durch die Zunahme von Lärm. Die Hinter­
grundbelastung sei nicht ausreichend berücksichtigt. Die E inwendungen beziehen sich sowohl auf 
die von der Anlage direkt ausgehenden S challemissionen als auch von den durch den zusätzlichen 
Verkehr entstehende Lärmemissionen. Der Betreiber des Diako Krankenhauses Bremen führt eine 
in der TA-Lärm festgelegte Ü berschreitung des Lärmgrenzwertes für tags von 45 dB (A) und nachts 
von 35 dB (A) an. E s seien Lärmwerte von dauerhaft 65 dB(A) durch den Anlagenbetrieb zu erwar­
ten.

1

Bewertung:
Die Gewerbeaufsicht des Landes Bremen hat aus der TA-Lärm abgeleitete Grenzwerte für S chal­
limmissionen festgelegt.
Durch diverse Maßnahmen, wie geringe LKW-Abwurfhöhen und langsame Fahrgeschwindigkeiten 
werden S challimmissionen reduziert.

Die Lärmbelästigung ist durch einen Gutachter geprüft worden. Die zusätzliche Lärmbelastung durch 
die Anlage des Antragstellers unterschreitet die vorgegebenen Grenzwerte. Das gilt auch unter Be­
rücksichtigung des zusätzlichen LKW-Verkehrs.
Der im Auftrag der S enatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft gemessene Fremdgeräuschpegel 
überschreitet den für das Krankenhaus bestehenden R ichtwert der TA-Lärm bereits deutlich. Der 
Beurteilungspegel des R ohstoffwerkes unterschreitet diesen Fremdgeräuschpegel wiederum um 10 
dB, so dass der Geräuschpegel des R ohstoffwerkes die bestehende Lärmsituation am Krankenhaus 
nicht negativ beeinflusst.

E rgebnis:
Der E inwendung kann nicht gefolgt werden.

6.10.3 E inwendung: Geruch

Die E inwender befürchten aufgrund des Anlagenbetriebes eine erhöhte Geruchsbelastung. Die Ge­
ruchsbelastung wird sowohl durch den direkten Anlagenbetrieb als auch durch den zusätzlichen Ver­
kehr befürchtet.

Bewertung:
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Durch eine E ingangskontrolle der angenommenen Abfälle wird dafür gesorgt, dass geruchsintensive 
S toffe nicht in die Anlage gelangen. S ollten im R ahmen der E ingangskontrolle geruchsintensive Ab­
fälle festgestellt werden, erfolgt eine S icherstellung in einem verschlossenen Container und eine ex­
terne E ntsorgung. Weiterhin erfolgt die Lagerung geruchsarmer S toffe in einer Halle, so dass Gerü­
che nicht nach draußen dringen können.
S ollten trotz dieser S icherungsmaßnahmen dennoch Gerüche entstehen so ist nach dem immissi­
onstechnischen Bericht davon auszugehen, dass Geruchsimmissionen das zugehörige Irrelevanzkri­
terium unterschreiten, so dass keine unzulässigen Belästigungen zu erwarten sind.

E s ist nicht zu erwarten, dass durch den LKW-Verkehr unzulässige Geruchsbelästigungen entste­
hen.

E rgebnis:
Der E inwendung kann nicht gefolgt werden.

6.10.4 E inwendung: Fehlende UVP

Verschiedene E inwender bemängeln, dass keine oder keine vollständige Umweltverträglichkeitsprü­
fung durchgeführt wurde.

Bewertung:
Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung sieht vor, dass für Betriebe, die in Anlage 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) mit einem „A" gekennzeichnet sind, eine 
allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen ist. Die Anlage des Antrag­
stellers fällt unter die Ziffer 8.7.1.1 der Anlage 1 des UVP-Gesetzes..
Der Antragsteller hat unter Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG genannten Kriterien die Aus­
wirkungen der Anlage auf die Umwelt ausführlich dargelegt und eine UVP-Vorprüfung beantragt. 
E ine UVP-Vorprüfung wurde von der Genehmigungsbehörde durchgeführt. Mit der Darlegung der 
Antragstellerin zu den zu erwartenden Umweltauswirkungen konnte plausibel gemacht werden, dass 
mit erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, nicht zu rechnen ist. Die zuständige Behörde ist 
aufgrund der Bewertung dieser Kriterien zu der Feststellung gelangt, dass eine Pflicht zur Umwelt­
verträglichkeitsprüfung nicht besteht.

E rgebnis: Der E inwendung kann nicht gefolgt werden.

6.10.5 E inwendung: Differenzierte Betrachtung  der Vorbelastung fehlt

E s wird bemängelt, dass eine differenzierte Betrachtung der Vorbelastung im Umfeld der geplanten 
Anlage fehlt.
Bewertung:
Insbesondere die Bewertung der Lärmemissionen erfolgt unter expliziter Berücksichtigung der Vor­
belastung. Die gutachterliche Bewertung erfolgt gerade vor dem Hintergrund auch der Vorbelastung. 
Von einer fehlenden Betrachtung der Vorbelastung kann demnach keine R ede sein

E rgebnis:
Die E inwendung wird zurückgewiesen.

6.10.6 E inwendung: Belastung eines ohnehin schon belasteten S tadtteils

Die E inwender befürchten, dass der S tadtteil insbesondere durch die im Hafenbereich bereits ange­
siedelten Industriebetriebe durch die E rrichtung einer weiteren industriell geprägten Anlage zusätz­
lich belastet wird.
Bewertung:
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Die Zulassung von Anlagen, nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt in Form einer soge­
nannten gebundenen E ntscheidung. Das bedeutet, wenn der Betrieb der Anlage unter Berücksichti­
gung der umweltrechtlichen Vorgaben erfolgt, besteht ein R echtsanspruch auf die Zulassung. In ei­
nem Zulassungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz ist daher die Belastung eines 
S tadtteils nicht zu prüfen, wenn die einschlägigen Vorschriften eingehalten sind.

Die schlecht objektiv bewertbare „Belastung" eines S tadtteils müsste im R ahmen von bauplanungs­
rechtlichen Verfahren oder politischen Prozessen bewertet werden, ist aber als Argument in einem 
Zulassungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz nicht zu berücksichtigen.

E rgebnis:
Die E inwendungen werden zurückgewiesen.

6.10.7 E inwendung: Fehlendes E missionskataster

E s wird bemängelt, dass kein E missionskatasterexistiert.
Bewertung:
E s wurde im R ahmen der vorgenommenen umfangreichen Messungen gutachterlich festgestellt, 
dass durch die E rrichtung und den Betrieb der Anlage keine unzulässigen S taubeimissionen zu er­
warten sind.
E in E missionskataster ist für die Zulassung einzelner genehmigungsbedürftiger Anlagen im Ü brigen 
nicht vorgesehen.

E rgebnis:
Die E inwendungen werden zurückgewiesen.

•

6.10.8 E inwendung: Wirtschaftliche Bedrohung lokaler Unternehmen, Gefährdung  von 
Arbeitsplätzen

Insbesondere ein E inwender befürchtet, dass durch die Ansiedlung des Betriebes ein 
schlechtes S tandortimage entsteht, das wiederum zur Folge hat, dass Kunden ausbleiben 
und durch die wirtschaftlichen Folgen Arbeitsplätze verloren gehen.

Bewertung:
Wie bereits unter Ziffer 4.6 ausführlich dargelegt, besteht in einem Zulassungsverfahren nach dem 
Bundesimmissionsschutzgesetz unter E inhaltung einschlägiger R ahmenbedingungen ein R echtsan­
spruch auf die E rteilung der Genehmigung. Dabei sind wirtschaftliche Argumente, arbeitsmarktpoliti­
sche Kriterien und die S tadtentwicklung nicht zu berücksichtigen.

Im Ü brigen sind unzumutbare Belastungen des umliegenden S tadtteils nicht zu erwarten und das 
R ohstoffwerk gliedert sich in die übrige industrielle Nutzung in der Nachbarschaft ein.

E rgebnis: Der E inwendung kann nicht gefolgt werden.

6.10.9 E inwendung: Mangelnde Beteiligung der Ö ffentlichkeit und von Gewerbetreibenden

Insbesondere ein E inwender bemängelt, dass Gewerbetreibende an der Planung des 
Betriebs des Antragstellers nicht beteiligt wurden.

Bewertung:
Die Art der Beteiligung der Ö ffentlichkeit ist rechtlich vorgegeben. Die Vorgaben wurden berücksich­
tigt. Insofern ist die Kritik der mangelnden Beteiligung und der mangelnden Qualität der Antragsun­
terlagen nicht nachvollziehbar.

Ü ber das rechtlich geforderte Maß hinaus hat der Antragsteller sein Vorhaben bereits in einem frü­
hen Planungsstadium der Ö ffentlichkeit in Form des Beirates West vorgestellt.
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E ine separate Beteiligung von Gewerbetreibenden ist im Verfahren nicht vorgesehen. E s ist darüber 
hinaus nicht erkennbar, dass Gewerbetreibende durch im BImS chG vorgesehene benannte Auswir­
kungen anders betroffen sind als die übrige Ö ffentlichkeit. Marktwirtschaftliche und durch standort­
spezifische Unternehmensentscheidungen hervorgerufene Auswirkungen unterliegen nicht den R e­
gelungen des BImS chG und können durch das Genehmigungsverfahren nicht beeinflusst werden.

E rgebnis:
Die E inwendungen werden deshalb zurückgewiesen.

6.10.10 E inwendung: K umulative Belastungen und fehlende Gesamtbetrachtung

Verschiedene E inwender bemängeln, dass die Addition der E inzelbelastungen im S tadtteil nicht in 
Form einer Gesamtbetrachtung bewertet wurden.

Bewertung:
Wie bereits unter Ziffer 6.7.6 ausführlich dargelegt, besteht in einem Zulassungsverfahren nach dem 
Bundesimmissionsschutzgesetz unter E inhaltung einschlägiger R ahmenbedingungen ein R echtsan­
spruch auf die E rteilung der Genehmigung. Ob in einem S tadtgebiet bereits verschiedene Industrie­
anlagen ansässig sind, ist im Zulassungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz nicht 
zu berücksichtigen. Lediglich die in den einschlägigen Vorschriften vorgesehenen Hintergrundbelas­
tungen sind zu beachten.

Wie bereits in Ziffer 6.7.5. dargelegt, sind die zu berücksichtigenden Vorbelastungen beachtet wor­
den. -

E rgebnis:
Die E inwendungen werden deshalb zurückgewiesen.

6.10.11 E inwendung: S inkende Grundstückswerte

E inige E inwender befürchten durch die Deponieerweiterung und die damit verbundenen Auswirkun­
gen und Begleiterscheinungen dauerhaft und nachhaltig sinkende Grundstückswerte.
Im Zusammenhang mit den weiteren Argumenten ist die allgemeine Begründung der E inwender da­
rin zu sehen, dass gesundheitliche wie ökologische Auswirkungen und Begleiterscheinungen erwar­
tet werden, die sich negativ auf die Grundstückswerte niederschlagen könnten.

Bewertung:
Immobilienpreise, insbesondere die Preisbildung für ein einzelnes Grundstück, hängen generell von 
einer Vielzahl von E influssfaktoren ab, sowohl auf der S eite des Käufers als auch auf der S eite des 
Verkäufers. Dabei spielen neben Umweltbedingungen wie die Nähe zu Industrieanlagen oder Lärm­
belästigungen durch infrastrukturelle E inrichtungen auch die konkreten Vor- und Nachteile des ein­
zelnen Grundstücks selbst und die persönlichen Umstände der Beteiligten eine große R olle.

Im Ü brigen entwickelte sich die Wohnbebauung im Umfeld des Hafens erst, als die Anlagen im Ha­
fengebiet bereits betrieben wurden.

E rgebnis:
Die E inwendungen werden daher zurückgewiesen.

6.10.12 E inwendung: Verstoß gegen das Vorsorgeprinzip

E inwender bemängeln, dass das Vorsorgeprinzip des §  5, Absatz 1, Ziffer 2 des Bundesimmissions­
schutzgesetzes nicht berücksichtigt wurde.
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Bewertung:
Das Vorsorgeprinzip des §  5, Absatz 1, Ziffer 2 des Bundesimmissionsschutzgesetzes sieht insbe­
sondere Maßnahmen zum S chutz der Umwelt vor, die dem S tand der Technik entsprechen. Die zu 
beteiligenden Fachbehörden prüfen jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich, ob die Umweltschutz­
maßnahmen ausreichend sind. S ofern von den Fachbehörden keine zusätzlichen Maßnahmen ge­
fordert werden, ist dem Vorsorgeprinzip durch die vom Betreiber vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprochen worden. S ollten weitere Maßnahmen nötig sein, werden sie im R ahmen der Berücksichti­
gung der fachlichen S tellungnahmen als Nebenbestimmungen in den Genehmigungsbescheid auf­
genommen.
Gegen das Vorsorgeprinzip wurde somit nicht verstoßen.

E rgebnis: Die E inwendungen werden zurückgewiesen.

6.10.13 E inwendung: Auflistung der angenommenen Abfälle

E s wird bemängelt, dass eine Aufschlüsselung der zu verarbeitenden Abfälle fehle.
Bewertung:
Die Abfallverzeichnisverordnung (AW) weist Abfällen anhand ihrer Herkunft, Art und Zusammenset­
zung spezifische Bezeichnungen in Verbindung mit einer damit verbundenen spezifischen Abfall­
schlüsselnummer zu.
E benso werden Abfälle bei ihrer E instufung, hinsichtlich feststehender E igenschaftsmerkmale, da­
hingehend überprüft, ob ihnen die E igenschaft „gefährlich" zuzuordnen ist oder nicht.
Die R echtsgrundlagen hierfür sind allgemein zugänglich.
Die eingehenden, wie ausgehenden Abfallschlüssel, sowie die mit ihnen beabsichtigten Verfahren, 
müssen behördlich genehmigt sein. •
Der Annahmekatalog des R ohstoffwerks Weser beinhaltet überwiegend ungefährliche Abfälle. Für 
jeden Abfallschlüssel ist festgelegt, ob dieser zwischengelagert und behandelt oder nur zwischenge­
lagert werden darf.
Behandelnde Tätigkeiten können z.B. sein: S ieben, Pressen, Häckseln, Mischen.
Der Betreiber stellt sicher, dass ausreichend viel qualifiziertes Personal vorhanden ist, um den ein­
wandfreien' Betrieb zu gewährleisten und in diesem R ahmen auch die eingehenden Abfälle einer 
E ingangskontrolle zu unterziehen, um Fehlanlieferungen dem Prozess zu entziehen. Fehlanlieferun­
gen wie auch R egelanlieferungen sind durch den Betreiber zu dokumentieren.
Mehrere zuständige Institutionen überwachen den Betrieb, darunter auch die Abfallüberwachung 
Bremen.

1

In den Antragsunterlagen ist eine konkrete Aufschlüsselung aller Abfälle mit den entsprechenden 
Abfallschlüsselnummern aufgeführt. Den Abfallarten sind Anlagenteile zugeordnet, so dass ersicht­
lich ist, in welchen Betriebsteilen die verschiedenen Abfallstoffe angenommen und verarbeitet wer­
den sollen. Die Liste der Abfallarten und die zugeordneten Anlagenteile sind von der Abfallüberwa­
chungsbehörde im Detail geprüft worden. Insofern ist nicht ersichtlich, dass es hier an Transparenz 
oder Informationen mangelt.

E rgebnis:
Die E inwendungen werden zurückgewiesen.

6.10.14 E inwendung: Missachtung des §  15 der BauNVO

E inwender kritisieren, dass der §  15 der Baunutzungsverordnung nicht berücksichtigt wurde. Dort ist 
festgelegt, dass Bauvorhaben, in Baugebieten in denen sie durch ihre E igenart oder durch die von 
ihnen ausgehenden E missionen in der vorgesehenen Umgebung unzumutbare Belastungen hervor­
rufen, unzulässig sind.

Bewertung:
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In der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung —  BauNVO) 
ist in §  15 Absatz 1 vorgegeben, dass Anlagen in den Gebieten nicht errichtet werden dürfen, deren 
Zweckbestimmung sie widersprechen. Der S tandort der geplanten Anlage ist im S ondergebiet Hafen 
vorgesehen, das typischerweise für Industrieanlagen ausgewiesen ist. Insofern ergibt sich kein Wi­
derspruch zwischen dem Zweck der vorgesehenen Art der Anlage und der für ein Hafengebiet typi­
schen Nutzung.

E rgebnis:
Die E inwendungen werden deshalb zurückgewiesen.

6.10.15 E inwendung: Mangelnde Alternativenprüfung

E s wird bemängelt, dass für die Anlage kein alternativer S tandort gesucht wurde.

Bewertung: Die Alternativenprüfung für den S tandort einer genehmigungsbedürftigen Anlage obliegt 
dem Anlagenbetreiber. Auf der Grundlage des Bundes-Immissionschutzgesetzes bestehen keine 
Möglichkeiten, von Unternehmen ausgewählte S tandorte abzulehnen, wenn die im BImS chG ge­
nannten Voraussetzungen, eingehalten sind. Insofern besteht für die Genehmigungsbehörde keine 
Möglichkeit, darauf E influss zu nehmen.
E rgebnis: Die E inwendungen werden deshalb zurückgewiesen.

6.10.16 E inwendung: Mangelnde Berücksichtigung des S tandortes  K rankenhaus

E s wird bemängelt, dass der S tandort des Krankenhauses nicht explizit Berücksichtigung findet.

Bewertung:
Der S tandort des Krankenhauses ist hinsichtlich der Beeinträchtigungen durch Lärmeinwirkung und 
Luftimmissionen bewertet worden. E s konnte auch unter Berücksichtigung der besonderen S chutz­
bedürftigkeit des Krankenhauses keine relevante Beeinträchtigung durch vom R ohstoffwerk ausge­
hende Immissionen festgestellt werden. E ine Beeinträchtigung der S chutzbedürftigkeit der Patienten 
und einer Gefährdung der gesundheitlichen Versorgung der Patienten durch das Krankenhaus ist 
damit nicht erkennbar. Zudem liegt das Krankenhaus seit jeher neben einem Hafengebiet, in das 
sich das R ohstoffwerk stadtplanerisch einfügt. Das Krankenhaus wurde angesiedelt, nachdem der 
Industriehafen bereits ca. 50 J ahre betrieben wurde. S omit ist davon auszugehen, dass bei der Wahl 
des Krankenhausstandortes die Tätigkeiten der Nachbarschaft stadtplanerisch berücksichtigt wur­
den. -

E rgebnis:
Die E inwendung wird zurückgewiesen.

6.10.17 E inwendung: Grundwasser- und Trinkwassergefährdung

E s wird befürchtet, dass es durch unsachgemäßen Umgang mit wassergefährdenden S toffen zu ei­
ner Verunreinigung des Grundwassers und des Trinkwassers kommen könnte.

Bewertung:
Aufgrund der Bauweise und der Versiegelung der Betriebsflächen ist eine Verunreinigung des 
Grundwassers durch das R ohstoffwerk nicht zu erwarten.

Die gesetzlichen Vorgaben für S icherungsmaßnahmen werden ergriffen, um eine Verunreinigung 
nach dem S tand der Technik zu vermeiden..

E ine Beeinträchtigung des Grundwassers sowie eine Gefährdung des Trinkwassers wird von den 
Fachbehörden durch den bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage daher nicht erwartet. E ine Kon­
trolle des bestimmungsgemäßen Betriebs ist durch die zuständigen Fachbehörden gewährleistet.
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E rgebnis:
Die E inwendung wird zurückgewiesen.

6.10.18 E inwendung: Missachtung des  Artikels  72 GG, R echt auf gleichwertige Lebensver­
hältnisse (36)

Bewertung:
Art 72 GG enthält lediglich eine R egelung zur Gesetzgebungskompetenz des Bundes, wenn die 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet eine bundesgesetzliche R egelung 
erfordert. E inen allgemeinen Anspruch auf Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse oder einen 
entsprechenden Grundsatz formuliert Art 72 GG allerdings nicht.
Nach der R echtsprechung des Bundesverfassungsgerichts kann der Gesetzgeber auf der Grund­
lage des Art 72 GG tätig werden, wenn sich Lebensverhältnisse in den Ländern so entwickeln, dass 
das S ozialgefüge beeinträchtigt wird.

E ine derartige E ntwicklung ist durch die Genehmigung des R ohstoffwerks, das sich in die bauplane­
rische S truktur des Hafengebiets einfügt, nicht zu erwarten.
E rgebnis: Die E inwendungen werden deshalb zurückgewiesen.

6.10.19 E inwendung: Zusammengefasste K ritik: S tadtentwicklung, soziale Belange nicht aus­
reichend berücksichtigt

E s wird bemängelt, dass die Folgen der S tadtentwicklung unter Berücksichtigung sozialer Belange 
nicht ausreichend berücksichtigt wurden.

Bewertung:
Die Zulassung von Anlagen, nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt in Form einer soge­
nannten gebundenen E ntscheidung. Das bedeutet, wenn der Betrieb der Anlage unter Berücksichti­
gung der umweltrechtlichen Vorgaben erfolgt, besteht ein R echtsanspruch auf die Zulassung. In ei­
nem Zulassungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz werden die Themen S tadtent­
wicklung, soziale Aspekte und die fortschreitende S egregation nicht berücksichtigt, wenn die ein­
schlägigen Vorschriften eingehalten sind.

1

Die schlecht objektiv bewertbare „E ntwicklung" eines S tadtteils müsste im R ahmen von baupla­
nungsrechtlichen Verfahren oder politischen Prozessen bewertet werden. Diese Themen finden in 
einem Zulassungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz keine Berücksichtigung.

E rgebnis: Die E inwendungen werden deshalb zurückgewiesen.

6.10.20 E inwendung: Beeinträchtigung  von Oberflächengewässern

E s besteht die Befürchtung, dass es infolge des Anlagenbetriebs zu Beeinträchtigungen von Ober­
flächengewässern kommt.

Bewertung:
E ine Beeinträchtigung von Oberflächengewässern wird von den Fachbehörden durch den bestim­
mungsgemäßen Betrieb der Anlage nicht gesehen.

E rgebnis:
Die E inwendung wird deshalb zurückgewiesen.

6.10.21 E inwendung: Zunahme des Verkehrs

E s wird befürchtet, dass es durch den Betrieb zu zusätzlichen Verkehrsbelastungen kommt.
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Bewertung:
Die E rschließung des R ohstoffwerkes erfolgt allein über die in den Antragsunterlagen beschriebene 
R oute der Bundesautobahn und der hafennahen S traßen. Daher ist eine Zunahme des Verkehrs in 
den umliegenden Wohngebieten nicht zu erwarten.

Die S traßen im weiteren Umfeld der Anlage sind so dimensioniert, dass durch den zusätzlichen Ver­
kehr infolge des Anlagenbetriebs keine negativen Beeinträchtigungen zu erwarten sind.

Durch ein ebenfalls beschriebenes Verkehrskonzept wird dafür gesorgt, dass der öffentliche S tra­
ßenraum nicht unzumutbar belastet wird.

E rgebnis:
Die E inwendung wird zurückgewiesen.

6.10.22 Wohnqualität

E s wird befürchtet, dass durch die Ansiedlung des Betriebes die Wohnqualität im S tadtteil sinkt.

Bewertung:
Die Wohnqualität eines S tadtgebietes ist maßgeblich von ihrer Lage abhängig, hängt aber von einer 
Vielzahl weiterer E influssfaktoren ab. Dabei spielen neben Umweltbedingungen wie die Nähe zu In­
dustrieanlagen, die Lärmbelästigungen durch infrastrukturelle E inrichtungen oder auch die konkreten 
Vor- und Nachteile des einzelnen Grundstücks selbst und die persönlichen Umstände der Beteiligten 
eine große R olle.

Ganz überwiegend entwickelte sich die Wohnbebauung im Umfeld des Hafens erst, als die Anlagen 
im Hafengebiet bereits betrieben wurden.

Die beantragte Anlage liegt innerhalb des jetzt bereits im F lächennutzungsplan als S onderbauflä­
chen Hafen ausgewiesenen Bereichs.

Auf Grundlage der beantragten Maßnahmen und der zu erfüllenden Auflagen sind keine gravieren­
den Auswirkungen auf die umgebenden Grundstücke zu erwarten. Der vorgesehene S tandort des 
Betriebs im Außenbereich des Hafengebietes ist relativ weit vom Wohngebiet entfernt gelegen. Dass 
der Betrieb des R ohstoffwerkes im von Industrie geprägten Hafengebiet signifikanten E influss auf 
die Wohnqualität entfaltet, ist nicht erkennbar.

E rgebnis: Die E inwendung wird zurückgewiesen.

6.10.23 Unverständliche Unterlagen, mangelnde Unterlagen

E s wird kritisiert, dass die Unterlagen unverständlich und mangelhaft sind.

Bewertung: Die Unterlagen entsprechen ausnahmslos den verfahrensrechtlichen Vorgaben des Im­
missionsschutzrechts. Die formalen Anforderungen an das Verfahren sind ausnahmslos eingehalten 
worden. Das gilt sowohl für die Form der Antragsunterlagen, deren S truktur in Formularen festgelegt 
ist als auch für das in §  4 Abs. 3 der 9. Bundesimmissionsschutzverordnung festgelegte E rfordernis 
eine allgemein verständliche Kurzbeschreibung beizulegen.

Die Antragsunterlagen wurden von den Fachbehörden auf Vollständigkeit geprüft.
In der aktuellen Version des Antrags sind keinerlei Defizite erkennbar.

E rgebnis:
Die E inwendung wird zurückgewiesen.
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6.10.24 Zerstörung gewachsener S tadt-Land-S trukturen

E s wird kritisiert, dass durch die Ansiedlung des Betriebes die bestehende und historisch gewach­
sene Bebauungsstruktur im S tadtteil zerstört wird.

Bewertung:
E ine Zerstörung gewachsener S trukturen durch die Ansiedlung eines einzelnen Industriebetriebes in 
einem durch Industrieanlagen geprägten Hafengebiet ist nicht erkennbar. Im Gegenteil, die industri­
ell geprägte Anlage des Antragstellers reiht sich in das im Umfeld ebenfalls industriell geprägte Ge­
schehen ein. Die Wohnbebauung hat sich zum einen zeitlich nach dem Hafen entwickelt und ist zum 
anderen relativ weit vom Betrieb des Antragstellers entfernt.

E rgebnis:
Die E inwendung wird zurückgewiesen.

7. Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung

Gemäß §  80a Abs. 1 Nr. 1 VwGO kann die Behörde auf Antrag des Begünstigten nach §  80 Abs. 2 
S . 1 Nr. 4 VwGO die sofortige Vollziehung anordnen, wenn ein Dritter einen R echtsbehelf gegen den 
begünstigenden Verwaltungsakt einlegt. §  80 Abs. 2 S . 1 Nr. 4 VwGO ermöglicht die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten.

Die Vorhabenträgerin hat mit E -Mail vom 01.03.2026 einen Antrag auf Anordnung der sofortigen 
Vollziehung der Genehmigung gestellt.

Der Antrag ist zulässig und begründet, so dass die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgte.

Der Antrag ist zulässig, obwohl der Genehmigungsbescheid noch nicht erlassen ist und dementspre­
chend noch kein R echtsbehelf eingelegt wurde. E inen Antrag nach §  80a Abs. 1 Nr. 1 VwGO kann 
der Begünstigte insbesondere in Fällen, in denen mit einer Anfechtung durch Dritte zu rechnen ist, 
bereits vor dem E rlass des Verwaltungsaktes stellen.

Vorliegend ist mit einer Anfechtung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung durch Dritte zu 
rechnen. Im Genehmigungsverfahren wurden bis zum Ablauf der E inwendungsfrist 22 E inwendun­
gen erhoben.

S oweit die Anordnung der sofortigen Vollziehung nach §  80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO ein öffentliches Inte­
resse oder ein überwiegendes Interesse eines Beteiligten an der sofortigen Vollziehung voraussetzt, 
hat die Nehlsen AG als Vorhabenträgerin ein überwiegendes Interesse an der Anordnung der sofor­
tigen Vollziehung des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbescheides nachvollziehbar dar­
gelegt.

Das überwiegende Interesse der Vorhabenträgerin ergibt sich aus der außergewöhnlichen E ilbedürf­
tigkeit der R ealisierung des Genehmigungsvorhabens bei gleichzeitigem Vorliegen verschiedener, 
im R ahmen der Offenlegung geltend gemachter E inwendungen und insoweit in Betracht kommen­
den gerichtlichen Auseinandersetzungen.

Die außergewöhnliche E ilbedürftigkeit ergibt sich daraus, dass das R ohstoffwerk mit Mitteln aus dem 
LIFE -Programm der E uropäischen Union gefördert wird und nur mithilfe dieser Fördermittel über­
haupt realisiert werden kann. Die Förderbedingungen des LIFE -Programms beinhalten einen von 
der Vorhabenträgerin einzuhaltenden Zeitplan, der eine Projektdauer von 48 Monaten vorsieht und 
knüpfen die Förderfähigkeit von Kosten daran, dass diese innerhalb dieses Zeitraums anfallen. Pro­
jektbeginn im S inne der Förderbedingungen war der 01. J uli 2023.

Angesichts der im R ahmen der Offenlegung geltend gemachten verschiedenen E inwendungen kann 
damit gerechnet werden, dass die immissionsschutzrechtliche Genehmigung durch Dritte angegrif­
fen wird. Ohne die Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit würde in diesem Fall nach §  80 Abs. 1 
S . 1 und 2 VwGO bereits mit E inlegung eines R echtsbehelfs die aufschiebende Wirkung eintreten. 
Damit wäre die E inhaltung des Zeitplans der Förderbedingungen des LIFE -Programms und damit
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